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Einleitung. 

Auf der ganzen Linie menschlicher Wissenschaft dringt 
stetig und machtvoll eine reaUstische Auffassung vorwärts. 
Diese Bewegung ist das Kennzeichen der Zeit, in der wir 
leben; ein Kennzeichen, das derjenige mit freudigem Auf- 
blicke begrüsst, der dem Ziele aller Forschung, der Wahr- 
heit, treulich zustrebt, mit scheuem und unsicheren Auge 
derjenige, der die Wahrheit zu ertragen sich nicht 
stark fühlt. 

Dem gewaltigen Zuge der Zeit zu widerstreben ist 
zwecklos und ist sinnlos; keine Macht kann ihn hemmen. 
Indem die Wissenschaft Hülle um Hülle von dem Bilde der 
Wahrheit abreisst, handelt sie nicht frevelnd und übermütig, 
sondern sie folgt ihrem erhabensten Berufe. Rücksichtsloses 
Erkennen und rücksichtsloses Verkündigen des Wahren ist 
ihr Endzweck, und darum ist für sie der höchste ReaUsmus 
zugleich der höchste Idealismus. 

Will desshalb die Wissenschaft des Rechtes in ihren \ 
Erfolgen nicht hinter den Schwesterwissenschaften zurück- j 
bleiben, so muss auch sie jene Bahnen einschlagen, auf j 
denen diese sich emporgerungen haben. Nicht täuschenden 
Bildern darf sie nachjagen, sondern die nüchterne Wirk- j 
lichkeit muss sie zu fassen suchen. Das Recht ist von J 
Menschen für Menschen gemacht worden, es ist nicht als 
Manna vom Himmel gefallen, nicht als Geschenk der Natur 
aus dem Boden emporgewachsen, von glücklichen Händen 
mühlos aufgelesen oder mühlos gepflückt. Es ist in hartem 



: , im Streben und Ringen der Jahrtausende erwor- 
ben, wie Alles, was die MeuBchiieit dir Eigen nennt. 
. Nur aus diesem Gesicbtspuntte, als ein durch mensch- 

I liehe Arbeit Gewordeues und durch solche Bewahrtes, kann 
f das Recht begriffen werden. Das Recht ist so wenig ab- 
solut und ewig, wie alles Andi-e, was der Mensch geschaffen 
hat, absolut und ewig ist; es ist nicht göttlich geoffenbart, 
sondern menschlich erkannt, aus Not und Bedürfniss ge- 
boren. Und so sollen wii-, ob auch der Baum hoch und 
lierrlich emporgewachsen ist , doch nicht vergessen , daas 
seine Wui-zeln in der Erde ruhen und dass er, dieser Wur- 
zeln beraubt, verdorrt und abstirbt. 

Dass die Wissenschaft des Rechtes selbst das Bedürf- 
niss fühlt, au ihre reale Grundlage wieder anzuknüpfen, ist 
aus mancher ihrer neuem Scliöpfungen ersichtlich. Insbe- 
sondere fügte Jehring zu den zahlreichen und grossen Ver- 
diensten, die er um das A'erständniss des Rechtes sich er- 
worben, auch das neue, in seiner Schiüft „Der Kampf um'a 
Eecht" (Wien 1872) eine realistisclie Behandlung imserer 
Wissenschaft auf das Nachdrücklichste vertreten zu haben. 
Noch Vieles bleibt indess auf diesem Gebiete zu thun, noch 
mancherlei Irrthümer sind zu beseitigen, zu welchen ein 
I falscher Idealismus des Rechtes geführt hat. Nicht leicht 
l haben trügerische Fictionen üppiger gewuchert, und der 
I Wahrheit den Weg gehemmt , als gerade auf diesem Ge- 
biete. Doch dieser Fehler hört auf gefährlich zu sein, so- 
bald er erkannt wird. Dasa eine solche Einsicht sich Bahn 
2U brechen beginnt, ist ein erfreuliches Zeichen, Es ist so 
lange noch nicht her, dass es unmögHch gewesen wäre, 
Sätze zur Anerkennung zur bringen, wie den folgenden, den 
wir bei Unger (System des österreichischen allgemeinen 
Privatrechts VI 1864. S. 35) lesen. 

,Die Fiction ist nur die eigenthümliche Ausdrucksform 
für die juristische Gleichstellung und Gleichbehandlung an 
li verschiedener Verhältnisse. Daher kann man nicht... mit 
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Hilfe von Fictionen juristische Verhältnisse erklären oder 
zurechtlegen» Die Ficti on enthält weder ein schöpferische» 
Princip, noch vermag sie eine juristische Basis zu bilden, sie ist 
vielmehr umgekehrt nur die abgekürzte Formel für die be- 
reits geschaffene und begründete Ordnung der Dinge; sie 
ist^ein Werkzeug juristischer Terminologie, nicht ein Werk- 'S 
zeug juristischer Construction.^ ^ 

Es ist ein inhaltschweres Wort, das üng er hier aus- 
gesprochen hat, und eine Fülle von Betrachtungen knüpft 
sich an dasselbe. Vor dem Einen lichten Gedanken muss ' 
das Nebelgespenst des Puchta'schen Volksgeistes verschwin- 
den; ihm nach folgen die nicht thatsächlich vorhandenen, 
sondern nur vorgestellten Rechtssubjecte ; die Gesammt- 
heiten, die etwas Anderes sind als der Inbegriff ihrer Be- 
standtheile, die Rechte, die nicht gleich der Summe der aus 
ihnen entspringenden Befiignisse sind, ^und so — wir wollen 
das leicht vermehrbare Verzeichniss nicht fortsetzen — noch 
gar Vieles, was niemals vorhanden, sondern nur gedichtet7 
w^, was nicht der Wirklichkeit sein Dasein verdankt, son- 1 
dem lediglich der Einbildung. *^ 

Ob eine Auffassung der Rechtswissenschaft, wie sie 
hier vertreten wird, jetzt schon auf Anerkennung rechnen 
dürfe, erscheint uns ebenso zweifelhaft als es uns zweifellos 
ist, dass sie schliesslich den Sieg davon tragen muss. 

Was wir im Nachstehenden darlegen werden, möge 
als Versuch gelten, die Richtung zu finden, nach welcher 
das Ziel auch unserer Wissenschaft, die Wahrheit, liegt. 
Mehr als Versuch ist es nicht und kann es nicht sein. 




Staat und Herrscher. 



Der Staat entsteht dadurch, daee eine Anzahl von"r" 
'.Menschen, welche einen Theil der Erdoberfläche einnimmt, i 
unter Einem höchsten Willen sich vereinigt. 

Daraus erhellt, dass der Staat nichts Anderes ist, als 
ein Erzeugnisa menschlichen Willens, niclit das Erzeugniss ' 
«iner Naturgewalt oder eines natürlichen Entwicklungavor- 
gBugeB in dem Sinne, wie etwa eine Pflanze, ohne jegliches 
Wollen ihrerseits, blos kraft physischer Gesetze empor- 
iräcIiEt. 

Die Richtung des menschlichen Willens auf Staata- 
'.bildung ist freihch eine iu der menschlichen Anlage begrün- 
Idete, der Mensch ist ein tii'^ Tioi-ttmöf. 

Die Menschen, welche einen Staat wollen, wollen da- 
^her das ihrer Natur Gemässe ; aber nichts desto weniger 
'ist dieser Willensact ein freier, kein notwend^er. Der eiu- 
Selne Staat ist stets durch menscUichen Willen hervorgerufen. 
Eb ist daher ein Gedanke ohne jeglichen rechtswissen- 1 
scbaftlichen und ohne jeden philosophischen Wert, dass derl 
'Staat ein Organismus sei. Diese bildliche Anadrucks-i 
"ireise beruht auf einem unklaren Denken, welches den staat-j 
Zeagenden Trieb der menschlichen Gattung mit dem schö- 
^erischen Acte, der den wirkhchen Staat hervorruft, ver-' 
[wechselt. 

Dr. Beydel, Alli«. SMAUloLie. 1 
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licfaen WoUens, und dieses ist der richtige Gedanke, 
I aoB welcLem die allerdings ms AbeoDderliche au^ebÜdete 
' Theorie Tom contrat social hen-orgegaogen ist. Das üb- 
lichtige aa dieser Lehre ist. dass sie den rechllicbeD Be- 
griff des Vertrags da anwendet, wo es sich um die Be- 
gründang des Gemeinwesezis handelt, in Folge deren das 
Recht erst entstellen soll 

Wenn die Bezeichnung des Staats als Organismus trots 
ihrer Ungeuauigkeit den Schein einer gewissen Berechtigni^ 
berrormil. so erkl^-t sich dies aus Folgendem. 

Da der Sta^t eine Gesammtheit Ton Menschen um- 
j iasst, so ist auch seine Gesammtentwicklaug nichts Anderes 
Vals die Entwicklung seiner IndiTidnen- Wie nun diese 
'Letztere durch die menschliche Natur (ganz unbescha- 
I det der Willensfreiheit! bestimmt erscheint^ so wird auch 
I die staatliche Entwicklung, als die Entwicklung Aller, durtA 
\ eben dieselbe Natur bestimmt und gewinnt darum den An- 
Webein des Unwilltürlichen, des Organischen. Es ist aber 
' nicht der Staat, es ist die menschliche Gattung, welche sich 
nach physiologischen Gesetzen weiterbildet. 

Jene Auffassung ist unschadUcb. so lange sie in ihrer 
Sdirauke and ihrer eigentlichen Bestimmung treu bl^bt, 
eine gewisse Seit« des staatlichen Lebens in einem Bilde 
zu ?erdeuÜichen. Sie wird ungereimt Ton dem AugenbUcke 
an, wo sie die Grundlage zu philosophischen oder gar rechts- 
wiBsenschafthchen Folgerungen abgeben aoU. 

Wir stehen nicht an zu behaupten, dass die Frage 
nach der Entstehungsweise des Staates im Menschengeschlechte 
fiir unsere Wissenschafl eine gänzUch gleicbgiltige ist; denn 
das Recht ist erst durch den Staat da. Für unsere Wissen- 
schaft ist der Staat einfach eine Thatsache, eine gewal- 
tige Thatsache sogar, um mit Stein (Yerwaltungslehr« 
2, Aufl. Bd. I S. 5) zu reden, aber gewiss nicht die, „daea 
die Gemeinschaft der Klenscben, ausserhalb und über dem 



liWillea der Gemeiaacliaft selbst, e 

Dasein hat." Denu ea ist schwer, sich bei diesem Satze 
Ketwas Logisches zu denken, zamal daun, wenn mau mit 
IStein selbst (I S. 11) anerkennt, „dass geradezu der Ge- 
I aammtzustand des Staates mit dem Zustande und der Ent- 
l"wickelung der Einzehien, die ihm angehören, identisch 
[ist, oder dass das Mass der Entwicklung aller Staatsbürger 
1 die Bedingung und das Mass der Entwicklung des Staats J 
I -selbst ist." 

Wenn wir den Staat eine' Thatsache nannten, so 
I haben wir hiermit einen Satz ausgesprochen, dem wir eine 
I sieht unbeträchthche Tragweite beimessen. Es ist hiemit 
ijede Herstellung des Staatsbegriifs a priori verworfen. Es 
f;liat nie den Staat xar *^oxjji' gegeben, sondern immer nur 
satimmte einzelne Staaten. Die Frage ist also nicht die: 
I Was mUBs der Staat seinV Was sind die Erfordernisse des 
(iStaateB in abstracto? sondern; Was nennen wh' Menschen 
[Staat? Welches sind die Merkmale aller jener menschlichen 
I' Verbindungen, die wir als Staaten zu bezeichnen pflegen? 

Der Staat ist nicht die einzige Form des menschliclien 
Nebeneinanderseins. Es liegen Zwischenstufen zwischen dem 
Jioh-thierisclien Dahinleben des Urzustandes, wo der Ge- 
Iscblechtstrieb allein als der Keim einer engern menschHchen 
|. Gemeinschaft erscheint, und der vollkommenen Vereinigungs- 
Fibnn des Staates, welche selbst wieder in der Einzelerschein- 
Inng je nacli dem Bildungszustande der Menschen die ver- 
I Bchiedeneten Abstufungen aufweist. Es erweitert sich die 
Ij'amiliengemeinschaft zur Geschlechts- und Ötammesgemein- 
I Bchaft, welche letztere bereits von emem höchsten Willen 
IcinheiÜich beherrscht wird, und aus der sich durch Hinzu- 
t Icommen des weiteren Momentes der Sesshaftigkeit auf einem 
^abgegrenzten Theile der Erdoberfläche der Staat heraus- 
ibildet. 

Der Stamm und das zum Staate verbundene Volk 
Ihaben das Merkmal der Vereinigung d, h. des Beherrscht' 

1" 



B durch einen obersten Wülen mit einander gemdasam. 
Dieser höchste Wille ist für sie logisches Erfordemiss. Denn 
da das GetrenDtsein der menscHichen Individuen auf der 
Verschiedenheit ihre« WoBens beniht, so kann die "Ver- 
einigung derselben durch nichts Anderes geschehen, als 
dnrch die Auf heb an g dieser WillensTerschiedenheit. In 
i^elcher Weise dies vor sich geht, ist an dieser Steüe nicht 
za erörtern. Es genügt, die logische Notwendigkeit des 
Gedankens betont zn haben, dass der eine menschliche Ver- 
einigung beherrschende Wille ein einheitlicher, nntheilbarer 
sein müsse. 

Das Unterscheidungsmerkmal zwischen Stamm and 
Staat begt lediglich darin, dass jener nicht festen Sitz auf 
cdnem bestimmten Grund und Boden gefunden hat, wol aber 
Letzterer. 

Für den Staat haben wir sonach als be^ffliche Er- 
fordernisse gewonnen: 

II) Land und Lente, welche 
2) ein höchster W'üle beherrscht. 
Aue diesem Satze selbst erhellt klar, dass de r Staa t 
keineswe ^ der beherrschende Wille ist oder den beherr- 
Bt ^enJen Willen ha t. Vielmehr ist er von demselben ver- 
stjueden ; er ist nicht der Wille, sondern dessen Gegenstand. 
Der Herrscherwille ist über dem Staate und das ünter- 
worfensein unter denselben gibt Land und Leuten die staat- 
liche Eigenschaft. Man nennt dieselben nur Staat, wenn 
sie beherrscht werden, ähnlich wie man die Sache nur 
Kigenthum nennt, wenn sie einen Herrn hat. Es ist daher 
ein wissenschaftbch durchaus verwerflicher Sprachgebranch, 
welcher den Staat mit dem herrschenden Willen gleichsetzt, 
dem Staate einen Willen zusclireibt. Staat und Herrscher 
eiml so sehr zweierlei, wie Eigenthum und Eigenthümer, 
was sich insbesondere darin zeigt, dass der Herrscher seine 
Herrschaft auch verlieren kann. 

Aus jener verfehlten Aiiscliauiings- und Sprecbwetw 



Bst aber eine zweite ÄuffasBung des Staates hervorgewachsen, 
idie eine nicht minder unhaltbare ist, wie die vom Staate 
ftals Organismus. Es ist dies die Auffaseung des Staates als 
l-Persönlichkeit, wie sie insbesondere von Gerber und Stein 
■eifrig vertreten wird. Ja Gerber (Grundzüge eines Sy- 
stems des deutschen Staatsrechts 2. Aufl. 1869 S. 2) be- 
ihauptet geradezu, es sei die Voraussetzung jeder juristischen 
Conetruction des Staatsrechts, daes man den Staat als ein 
□nliches Wesen betrachte. 
Bei der Theorie vom Staatsorganismus wie bei der 
lyon der Staatspersönlichkeit handelt es sich um denselben 
IPehler: die Erhebung eines blossen Bildes, Vergleiches zum 
philosophisch- rechtswissenschaftlicheu Grundsatze, eines 
iBüdes, das mit allen andern die Schattenseite gemeinsam 
[hat, dem bezeichneten Gegenstande nicht nach jeder Richt- 
tang gerecht zu werden. 

Der Gedankengang, welchen die eben genannten Schrift- 
Ksteller verfolgen, ist leicht erkennbar. Gleichwie der Leib 
J — der materielle Theil des Menschen — von der Seele — 
■-dem geistigen Bestandtheüe — beherrscht wird und dennoch 
■ beide den Einen Menschen bilden, so herrscht, meint man, 
■.über den Staatskörper (Land und Volk) der Staatswille, und 
F beide sind nichts desto weniger der Eine Staat. „So ist 
[der Staat die zur selbstbeetimmten Persönlichkeit und da- 
I mit zur äussern und innem Individualität erhobene Geniein- 
Ischaft.« (Stein I S. 4.) 

Dieses Gleichniss ist gewiss geistvoller als jenes ei-st- 
■-«rwäbnte, welches den Staat als Organismus auffj^st; aber 
les ist nichts desto weniger doch nur ein Gleichniss, das 
msa wissenschaftlichen Schluasfolgemngeu nicht verwertet wer- 
|.den darf, wenn man die bedenHichsten Irrthümer vermeiden 
will. Wahr ist es, wenn Stein (a. a. 0. S, 5) vom Staate 
feagt: „Er kann so wenig bewiesen und so wenig „begrün- 
■det" werden, als das Ich. Er ist er selber. Ich kann ihn, 
rwio das Ich, nicht aus einem Andern entwickeln." Der 



1 « I. Ab^ehniiL ^H 

Staat wird eben wie das Ich (Inich sein Daseän bewiesen. 

, Aber ganz gew^ falsch ist es. wenn der genannt« Scfarift- 
steOer behauptet: ^Der Staat ist eine — die höchste ma- 
tertdle — Form der Peraönlicbkeit.' Persönlichkeit kommt 
onr den Mei^chen zn, oder — richt^er gesprochen — ma» 
DMint die den Menschen als das vernunftbegabte Wesen 
keanzeichneDden Merkmale seine Persönlichkeit. Persönlich- 
fceit ist also nur ein Ausdruck für den Menschen nach einer 
bestimmten Seite seines Wesens. Wendet man nttn diese 
Bezeichnnng ffir etwas Nichtmenscldiches an, so spricht man 
im Bilde, oder — wenn man dies nicht zugeben will — 
man bedient sich doch desselben Aosdnickes für zwei ver- 
schiedene Dinge, wodorch natürlich die Gleichheit dieser 
Dinge nicht hei^est*llt wird. 

La ist sonach ein logischer Fehler, den Staat als den 
G^enstand tler Herrschaft, mit dem Herrscher selbst zn 
verwechsehi oder ihn gar mit Fröbel (ITieorie derPohtik. 
Wien 1861. I S. 109 (.) als etwas neben dem Herrscher 
und dem Volke selbständig Daseiendes zu bezeichnen, oder 
endlich — wie Stein thut — den Staat, als ans Gegen- 
■taiid der Herrschaft (Staat) und Inhaber der Herrschaft 
bestehend, einheitlich zusammen zu fassen. Letzter^- Ge- 
danke findet sich übrigens schon bei Grotius de iure 
belli et pacis I!, 9, 8 : Imperium, ([uod in rege ut in capite, 
in populo mauet ut in toto, cuius pars est caput. (Vgl. 

, Brie, Legitimation einw uaurpirten Staatsgewalt. Heidel- 
berg 1866 S. 2). Er ist schon desslialb unrichtig, weil der 

I H«rr8cbt;r das diu Einheit Bewirkende ist, also nicht selbst 
mit dem Staute die Einheit bilden kann. 

Wir kommen hier auf das Problem, dessen Lösung wir 
uns üben vorbcliielten, als wir den Satz aulstellten, es könne 
die staatliche Einigung nur durch Beseitigung des die Men- 
Bühen trennenden l^ementes, der Verschiedenheit des indi- 
viduellen WoUeiis , also durch Herstellung einer Willena- 
eiulieit erzielt werden. 



Die nun zu beantwortende Frage ist oeiolich die, in 

welcher Weise diese Willenseinlieit geschaffen, also die Staats- 

gemeinschaft hergestellt wird. 

w Wir habeu dies im Al^emeinen schon dahin beant- 

Bwortet, dass wir sagten, es werde im Staate über die in- 

Bdividueilen Willen ein höchster gesetzt, 

l Ein höchster Wille würde sich nun allerdings daraus | 

I, ergeben können, dass aämratliche individuelle Willen über- I 
B einstimmen. Allein flies ist der menschlichen Natur nach | 
l nicht denkbar. Ware dies der Fall, so brauchten die Men- 
l sehen ihre Einigung im Staate nicht zu suchen, sie wäre 
KBchon da, der Staat wäre überflüssig. 

I Es mufis daher der höchste Wille anderweitig bescliafft 

Kwerden, Dieser WiUe kann aber nur wieder ein menach- 
Eücher sein, da auf Erden das vernunl'tgemäsa wollende We- 
Bseu der Mensch ist. Das Äbstractum „Staat" kann nicht 
HwoUeu, sondern nur der concreto Staat beherrscht werden. 

■ Es musB also innerhalb desselben menschhehen Individuen 

■ die Macht beiwohnen, ihren Willen als den über die Ge- 
frmeioschaft massgebenden zu setzen, es müssen menachHche 
llndividuen über die Gemeinschaft herrschen. Wie viele 
i, Individuen das sind , ob eines oder ob mehrere , ist 
m grnndsätzhch gleichgiltig. Nur wiederholt sich bei einer Mehr- 
B.zahl von herrschenden Personen da^elbe Verhältniss, weiches 
^sich schon bei der ganzen Gemeinschaft dargestellt hat: die in- 
Bdividuelle Verschiedenheit des Wollens. Diese Verachieden- 
Vheit wird in uaturgemässer Weise entweder dadurch besra- 
Btigt, dafe der übereinstimmende Wille der Mehrheit als der 
^Herrsch er will e über die Gesammtheit gilt, oder dadurch, 
KSass die verschieden wollenden Individuen (Mehrheit und 
jHinderhdtl auf dem Wege des Ausgleichs zu einem gemeiu- 
I^Samen Willen gelangen. 

I Es ist sonach immer und allezeit der Herrscherwille 

lein Wille über den Staat, nicht ein Wille des Staates und 
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ta der Verketunmg (fieses VcriiiltiüaBes Ikft daa FehleriiaAe 
dai Bades ran der StaatqtenÖBÜcUeit. 

Eine Lostrennimg des staadJchen Wüleoä tod dem in- 
(üridiieQen, ^eioe Gemeinschaft der MenscbeD snsserfaalb 
tnid ober dem Willeii der Gemeinschaft selbst, ein selb- 
ständ^es Dasein der Ge&ammtheit dch selbst gegenüber,* 
findet daher nie und nirgends statt ; rielmebr ist dies ge- 
radem logisch ondeniEbar, Anch Gerber (Ueber öETeatL 
Rechte 1852 S. 52» erkennt dies an, wenn er sagt: „So 
»ebr tnao aich auch in der neueren Rechtsspracbe gewöbot 
hat, die Staatsgewalt und ihre einzetuen Zweige als Redite 
de« Staats zn bezeichnen, ... so wird man sich do<di 
bei näherer Prüftmg dazu gedrängt sehen, diesen Sprach- 
gebrauch wenigetens nicht als juristisch gerechtfertigt zu 
betrachten.'' 

Der Herracherwille nun hat, obschon er kein andrer 
al« «in individuell menscltlicher sein kann, doch ein eigea- 
thümliches Merkmal, das ihn vom gewöhnlichen Willen scharf 
unterscheidet. Und dies ist der Punkt, au welchem die 
Basti mmimg des Staates zar weittragendsten Bedeutung 
kömmt. 

I>a die menschliche Handlang, als Handlung eines 
vernunftbegabten Wesens stets einen Zweck verfolgt, so hat 
auch der durch menschliche WiUensäusserung faeryorgerufene 
Staat eintin Zweck und zwar keinen andern als den, die 
OeBammtinteressen der in ihm vereinigten Menschen zu ver- 
folgen. Darum ist der staatbeherrschende Wille seinem 
Zwecke nach kein egoistischer, der Herrscher hat als solcher 
nicht individuelle Interessen, soudein die Gesammtinteressen 
der Staataaugehörigen wahr zu nehmen. „Salus popoli 
)iD])r«raa lex esto.'' Diese Schranke des Herrscherwillens 
ist aber kuiue rechtliche, da das Recht erst vom Herrschar 
«einen Ausgang nimmt, sondern eine natürliche d. h. aas 
der Natur rler Herrschaft selbst abgeleitete. Sobald daher 
dwr WiUl' des Herrschers diese seine natürUche Schranke 
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Rbtierspiingt, zum egoistisdien wird (Tyraanis, Classenberr- 
Bfschafl) und sich in Gegensatz zu den Gesammtiuteressen 
■ der Staatsangehörigen stellt, vernichtet er die Gruudlage 
BdcB Staates und gerät mit seinem eigenen Wesen in Wider- 
Heprach. Die staatUch vereinigten Individuen finden sich 
■nicht mehr staatlich beherrscht, die Gesellschaft sieht sich 
K an den Ausgangspunkt ihres staatlichen Daseins zurückver- 
fcsetzt. Die Folgerung aus dem Widerspruche, in den sich 
B<deT Herrscher mit dem Zwecke seiner Herrschaft gesetzt 
vjtat, zieht die Gesellschaft in der Revolution. 
W Die gleiche Wirkung muss aus gleicher Ursache auch 

ndann eintreten, wenn der Herrscher zwar nicht egoistisch, 
■•aber doch zweckwidrig will, 

m Die Revolution ist sonach der Act, in welchem die 

■''Individuen die verloren gegangene staathche Eliuigung wieder 

■suchen; sie ist darum — in diesem wissenschaftlichen Sinne 

P — nicht Kechtsbruch, sondern Schaflung der Grundlage fiir 

eine neue Staats- und Rechtabildung. Ebenso wenig ist aber 

auch das Verhalten des Herrschers selbst, welches Ursache 

der Revolution ist, ein rechtswidriges. Denn derjenige, von 

i das Recht ausgeht, steht über dem Rechte. Der Herr- 

icher, welcher die sinidosesten Gesetze gibt, hat das Recht 

t verletzt; denn Recht entstammt seinem Willen. Aber 

? hat gegen die eigene Natur seiner Herrschaft gesündigt. 

itewidrige Handeln des Herrschers und die Revolu- 

der Gesellschaft fallen beide aus den Grenzen des 

Jites hinaus. (Vgl. hiezu Gerber , Grundzüge etc. 



Es ist uns erfreulich, den hier entwickelten Gedankeu- 

l|[ang in einem Buche, dos wir so hochstellen, wie Bähr's 

LSechtsstaat, angedeutet zu finden. Auch Bahr sagt (S. 50), 

I soweit die Thätigkeit des Herrschers in Schaffung des 

Lechts — iu abstracto oder in concreto — besteht, ein 

weiterer Rechtsschutz biegegeu nicht möglich ist. „Wir 

ijEÖnnen ein Gesetz vom Standpunkte des allgemeinen Rechts- 
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\ bewnsetseiiiG als ungereclit, wir können einen Richtersprsob 
[ als unrichtig bezeichnen- Aber die Frage, ob der Staat 
(Herrscher) dui-ch Gesetz oder Kichterspruch Rechte verletzt 
habe, kann mit dem Ansprüche eines dagegen zu gewähren- 
den Rechtaachutzea innerhalb des Staates nicht zum Aus- 
trage gebracht werden, da ja Gesetz nnd Richterapruch die 
letzte formale Quelle des Rechts, gewisser Massen da» 
Recht selbst bilden, alao nicht wiederum nach einem 
bÖiieren Rechte bemessen und mittelst eines höhern Richtö'- 
I Spruchs geprüft werden können. Auch der Satz, dass die 
I Gesetzgebung wolerworbene Rechte nicht verletzen dürfe, 
, ist iiui' eine moralische Schranke für die Factoren der Ge- 
setzgebung, nicht ein Rechtssatz. " 

Wir müssen hier, in Anknüpfung an die Gedanken 

Bähr's, noch eine wissenschaftliche Wahrheit zum Aaa- 

I drucke bringen, welche sich — aus einer Art beiliger Scheu, 

die wir achten, aber nicht theiien können, — nirgends hin- 

/ lausch hervorgehoben findet. Und diese Wahrheit ist, daaa 
Recht und Moral nicht nur, wie man gewöhnlich sagt, keine 
deckenden Bagrifie sind, sondern dass sie auch geradezu in 
Gegensatz treten können, Es ist mögheb, dass ein Rechts^ 
; gebot mit einem Verbot der Moral, dasa ein Rechtsverbot 
I mit einem Sittlichkeitsgebot in Widerstreit kömmt. Diese 
{Möglichkeit ergibt sich aus der von Bahr richtig betonten 
L 1 absoluten Natur der Herrschaft und aua dem Wesen des 
L ^ ReohtcH a ls ei nes Machtbegiffes. Mau kann sonach nicht 
I allgemeiü jede llechtewidrigkeit als ünaittiichkeit bezeichnen, 
I sondern rauas zugeben, dass im gegebenen Falle daa Rechts- 
f widrige sittlich, das Rechtmässige ansittlich sein könne. Es 
1 bat aber der Begrifi' der Sittliclikeit aeine Wurzel im sub- 
I jectiven Bewusstsein des Menschen und darum ist auch er 
I kein ewiger, unabänderlicher. Was zu einer Zeit und bi'i 
[ einem Volke als sittlich gilt, kann zur andern Zeit und bei 
M einem andern Volke als unsittlich trachtet werden. Der 
'" Kampf zwischen Recht und Sittlichkeit wird als Machtfrage 
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gelöst, Ist ein eittlichea Bewuastaein im ganzen Volke oder 
in einem starkem Tbeil desselben lebendig und fühlt es sicli 
Kdurcli den Herraclierwillen verletzt, so tritt jener Vorgang 
nn, welchen wir oben als Revolution bezeichneten. Ist da- 
■E^en dieses Gefühl nur in einzelnen oder in solchen Indi- 
Kiduen vorhanden, welchen die physische Möglichkeit fehlt, 
Bas vridtTstreitende Recht an seiner Wm'zel, der Macht, an- 
Bugreifen, dann entsteht ein Zwiespalt voü der erschütternd- 
Bten Tragik. Ein Bhck auf die Geschichte der Menschheit 
Beigt uns derartige Vorgänge in trauriger Fülle. Die Tau- 
Hende, welche von den Ketzert'euern des Mittelalters verzehrt 
Hrurden, fielen dem Widerspruche zwischen Recht und Sitt- 
Kchkeit zum Opfer. Jene Ungliickhchen hatten in der That 
Bfcohtswidrig gehandelt; aber welch ein empörendes Recht 
H^ar es, das sie verletzten I Es war das Recht, das menscli- 
Kche Glieder in Sclavenketfcen band, und wer mochte es 
Kragen, den Selaven zu schelten, der, dies Recht brechend, 
Heine Freiheit zu erringen suchte? Weit tragischer ist es, 
Hd solchen Fällen die Sittlichkeit der Gewalt des Rechtes 
Knterliegen zu sehen, als das umgekehrte Scliauspiel zu be- 
Kbachten. Wo dieser Kampf aber ausgefochten wird, da 
Handeln die Träger des Streites aus innerer Notwendigkeit, 
■eder wie von einem dämonischen Geiste getiieben. 
B Es ist die Königin der Tragödien des Älterthums, Au- 
Bgone, welche diesen Zwiespalt des sitÜichen Gefühls und 
Ber Macht des Rechtes zum Gegenstande hat, lo Antigene 
Kelbst ist das sittliche Gebot, im Könige Kreon das Recht 
■nrkörpert. 

H Roh, aber richtig bringt der König (V, 666 f.) den 
Knmdgedanken des Rechtes zum Ausdrucke: 

I Kai oiit)i(jä xiti dixaia xai Tm-aniu. 

I Doch als er Antigene gefragt hatte (V. 449 ff,); 

■ Kai Sij-r iiökftitg jovaif VTtf^ßaivrm ytifiorg; 

Bekam er die Autwort zu hören: 



Oi yäp fi ftoi Zfiig ^ 






ovdi ff'^fi'fw toaomof t^öfnjy i« oa 
Ktjftvyfia^ üat ' ay^oJiia »dafaXii ^ttjiv 
vöftifia dvvaaSai ^■i^xöy Ä?" vniQdgaftttv. 

Das heisst ins Christliche übersetzt: Man m\ia& Gott 
mehr gehorchen als den SIenschen. Wäre der Gedanke der 
königlichen Jungfrau mit gleicher Kraft in den Herzen der 
thebanischen Männer lebendig gewesen, so hätte dies Kreon 
die Krone gekostet. Allein die Macht war des Königs and 
Äntigoue ging unter. 

So hat Sophokles in dieser Tragödie, „Gottes Ge- 
setz darstellend im Kampf mit menschlicher Satzung", nicht 
nur „der tragischen Kunst innerste Tiefen erschöpft" (Pla- 
t e n ), sondern auch — mit jenem unwillkürlichen Schaaeii 
der Wahrheit, welches dem Genius eigen ist — unserer 
Wissenschaft eine Lehre gegeben, aus der sie die Erkennt- 
niss ihres Wesens schöpfen kann. 

Nicht der Zweck des Rechtes ist es freilich, dem In- 
teresse oder dem sittlichen Gefühle feindhch entgegen zn 
treten, aber dadurch, dass es dies thut, hört es noch nicht 
I auf, Recht zu sein. Denn der Grund des Rechtes ist die 
I Herrschaft, der Grund der Herrschaft ist die Macht. 

Wenn wir nemhch oben den Staat eine ThateacLe 
nannten, so ist diese Bezeichnung nicht minder für die 
Herrschaft angemessen. Auch diese ist eine gegebene That- 
sache, welche unabhängig von ihrem Entetehung^runde be- 
trachtet werden kann. Insbesondere erscheint es nicht als 
notwendig, die Befugniss zu herrschen von einem Ueb«- 
tragungsacte der Beherrschten, also einer Ai't Unterwerfuogs- 
erklorung abhängig zu machen und abzuleiten. Es wäre 
dies eine Auffassung, die sich schon durch einen äüchtigea 
Blick auf die Geschichte widerlegt. Am Allerwenigsten aber 
darf die Herrschaft als auf einem Auftrage beruhend ge- 
dacht werden, da daon als der höchste Wille derjenige er- 
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scheint, in dessen Dienste der andere Wille thätig wird. 
Die Herrschaft ist lediglich die Thatsache der 
Macht über den Staat, eine Thatsache, aus welcher 
sich das Recht erst erzeugt. Dies erkennt anch 
Brockhaus [_daa Legitimitätsprincip. Leipzig 1868 S. 327) 
an, wenn er den Besitz der Staatsgewalt als das für die 
Herrschaft entscheidende Moment bezeichnet. 

Das Recht ist nicht vor dem Staate, sondern erst im 
^ t a a t e da. Es ist aber das Recht nichts Anderes, als die 
l Gesammtheit der Bestimmungen, wodurch der herrschende 
Wille das staatliche Zusammensein von Menschen ordnet. 
Die Quelle des Rechtes ist also der Herrscherwille und ea 
erhellt schon daraus, dass dieser Wille selbst nicht Recht 
sein kann. 

Ea hegt nahe, hiegegen einzuwenden, dass ja das Ge- 
wohnheitsrecht ein Recht sei, welches nicht dem Herrscher- 
willen sein Dasein verdanke. Allein dieser Einwand ist 
kaum zutreffend. Auch das Gewohnheitsrecht erhält nur 
durch den Willen des Herrschers seine bindende Kraft: 
die Gewohnheit an sich bildet nie Recht, sondern sie wird 
erst durch die Anerkennung des Herrschers zum Gewohn- 
heitsrechte. Fehlt ihr diese ausdrücldiche oder stillschwei- 
gende BilUgung des Herrschers, dann vermag es die Gewohn- 
heit nie, sich aus eigner Kraft in Recht zu verwandeln. 
(Handelsgesetzbuch — Strafgesetzbuch.) Hätte das Gewohn- 
heitsrecht den Grund seiner Geltung nicht im Herrscher, 
wie könnte dieser ein Recht aufheben, das nicht in ihm 
aeijie Quelle bat? Auch dass d-arcli Gewohnheitsrecht das 
Gesetz geändert werden kann, spricht nicht gegen unsere 
Ansicht. Denn diese Wirkung tritt nur ein, wo der Herr- 
scher sie zulässt, nie wo er sie ausschliesst. Begrifflich ist 
es ja durchaus nicht nötig, daaa der Herrscher das Recht 
unmittelbar selbst gibt, und so gnt er die Befiigniss, Ge- 
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setze zu erlassen, übertragen kann, kann er auch dem ge- 
wohnbeiteniäsaigen Handeln engerer oder weiterer Kreise 
TOn Staatsaugebörigen rechterzeugende Kraft beilegen. 

Es ist aber nicht blos dieses Verhältniss denkbar. Es kann, 
was man Gewohnheitsrecht nennt, auch geradezu unmittel- 
barer Wille des Herrschei-a sein. Dies ist dann der Fall, 
wenn die Herrschaft im Volke ruht. Die römischen JuristeD 
erklären das Gewohnheitsrecht aus keinem andern als die- 
sem Gesichtspunkte. So sagt Julianus (I. 32 § 1 D. 1, 3): 
„Inveterata consuetudo pro lege non inmerito custoditur, 
et hoc est ius, quod dicitur moribus constitutum. Nam cum 
ipsae leges nulla alia ex causa nos teneant, 
quam quod iudicio populi receptae sunt, merito 
et ea, quae sine ullo scripto populus probavit, 
ten ebunt omnes; nam quid int erest, suffragio 
populus voluntatem suam declaret, an rebus 
ipsis et factis? Quare rectiasime etiam illud receptum 
est, ut leges non solum suffragio legislatoris, sed etiam 
tacito consensu omniuni per desuetudinem abrogentur." 

Wenn man diese Rechtfertigung des Gewobnheitarech- 
tes einfach auf die Einherrschaft überträgt, so ist da3 eben 
gedankenlos. Für diese letztere passt nur die von uns ver- 
tretene Auffassung, Das Gewohnheitsrecht in diesem Sinne 
ist freilicb lucht das Schoskind der historischen Schule- 
Dennoch aber ist es uumnatösshche Wahrheit: es gibt kein 
Recht ohne den Herrscher, über dem Herrscher oder 
neben dem Herrscher; es gibt nur ein Recht durch den 
Heri'scher. 

Darum hat es auch reclitswissenschaftlich keinen Sina, 
von einer Legitimität der Herrschaft zu reden. Denn ea 
ist keine lex denkbar, nach welcher die Herrschaft legitima, 
gesetz- oder rechtmässig sein sollte. Der Herrscher, welcher 
eich für legitim erklärt, versucht das Müuchhausen'sche 
Kanststück, sich am eignen Schöpfe aus dem Sumpfe zn 
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Jxiehen. Aus dem Gefiiiile dieser Wahrbeit iat der Begriff 

i König tlmms von Gottes Gnaden im legitimistiachen 

me entstanden. Mao wollte für die Einherrschaft eine 

^Öbere Weibe, einen Rechtetitel haben und bedurfte daher 

: Kechtequelle. Liess man diese eine menscblicbe sein, 

[etwa wie Klüber (öffentl. R. § 98) sagt: „Legitim ist nur 

Kidas Staatsoberhaupt, dem die Ausübung der Staatsgewalt 

•Termüge eines Rechtetitels zusteht," so erkannte man die 

tlbetreffendeii Menschen als Urheber des Rechtes, folglich als 

die wahren Träger der Herrschaft an, erzielte also das Ge- 

«entheil des gewünschten Erfolges. So griff man denn, um 

fein Herrscherrecht begründen zu können, in die Wolkeh 

nnd leitete die Herrschaft unmittelbar von Gott her. Die 

Wissenschaft hört hier natürhch auf und der religiöse Glaube 

, beginnt. 

Bei der Beratung der französischen Charte von 1814 

ionnte man in dieser Beziehung merkwürdige Aeusserungen 

l!hören. Viel-Castel (Histoire de larestauration. Paris 1860. 

t p. 416) berichtet: n^es auteurs, partant de ce principe, 

Iqne la royautä preexistait aus autres institutions, ({u'elle les 

■ dominait toutee et que tout emanait d'elle, ne crurent pas 

tn^me devoir önoncer ce fait primordial. Ils eussent craint, 

(«n inscrivant dans la Charte les droits esaentiela de la 

■JQonarchie, de paraitre les faire decouler de cette loi et les 

lubordonuer ä son existeuce." Bei den Commissionsverhand- 

Lugen kam dann dieser Punkt neuerdings zur Sprache „La 

fcdiscussion s'engagea d'abord aur cette question: Convenait-il, 

komme on on avait eu d'abord la pensee, de placer en tete 

sie !a Charte la declaration . . que le gouvernement fran^ais 

l^tait monarchiiiue et la couronne hereditaire de male en 

pmäle dauB la maison de France, par ordre de primogeuiture? 

, Boissy d'Anglas etait de cet avis, mais l'abbe de Mont- 

iquiou (Minister des Innern) lui repondit que c'etaient lä 

principes fondamentaux auterieurs k toutes les 
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lois et qu'on ne pouvait affaiblir en lea aoumettaDt ä une 
d^liberation et ä un vote." (a. a. 0. S, 422 f.) Darin also, 
dass die Herrschaft auf keinem Rechtsgrunde beruhen könne, 
dass sie jedem Gesetze vorgängig da sei, etimrat die legiti- 
ndstische Ansicht mit uns überein ; allein sie zieht die hier- 
aus zwingend sich ergebende Folgerung nicht, dass diö 
Herrschaft, ebenso wie der Staat, lediglich eine Thatsache 
ist. Hat man bezüglich des Staates die Richtigkeit des von 
uns aufgestellten Satzes einmal zug«itanden, dann muss maa 
denselben logischer Weise auch für die Herrschaft aner- 
kennen. 

Zudem erprobt sich dieser Satz durch die ganze Ge- 
schichte der raeuBchUchen Gattung, welche die Erscheinung 
aufweist, dass ein Herrscher seine Herrschaft jedesmal ver- 
lor, wenn die Thatsache seiner Macht über den Staat weg- 
fiel, und dass er die verlorene Krone nur wieder erhalten 
konnte, wenn er jene Macht neuerdings zu erlangen wusste. 
Bekam er diese tbatsächhche Gewalt nicht mebi', so nützte 
es ihm niemals das Mindeste, dass er sich selbst legitim 
genannt hatte. (Vgl, Brockhaus, a. a. 0. S, 326 
u. 327.) 

Dieses ist die einfache wissenschaftliche Wahrheit, welche, 
zum grossen Unheil der Völker lange missachtet, in dem 
modernen völkei'rechtlichen Satze von der Anerkennung der 
vollendeten Thatsache (fait accompli) ihre praktische Be- 
stätigung gefanden liat. 

In dem Gnmdgedanken, aus welchem wir unsei'a Fol- 
gerungen ableiten, stimmt auch Gerber mit uns überein 
Er sagt (lieber ölfentl. Rechte S. 21) ganz richtig, das 
Recht habe den Staat nicht in's Dasein gerufen, es setze 
ihn als vorhanden voraus. 

Und eben darum ist es ein Inthum, noch grösser sls 
die beiden bereits erörterten, den Staat in die Kategorie 
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der juristischen Personen zu stellen und hiemit sein Wesen 
für erschöpft zu halten. 

Es haben aber alle jene verfehlten Auffassungen, welche ^ 
bei grundlegenden Untersuchungen über den Staat so reich- 
lich zu Tage zu treten pflegen, ihren gemeinschaftlichen Ur- 
sprung in der Scheu vor einer nüchternen Betrachtung der. 
thatsächhch gegebenen Verhältnisse und in dem Hange zu 
einer idealisirenden, in Bildern und Symbolen sich gefallen- 
den Anschauungsweise, welche für menschliche Dinge, die 
doch schliesslich ihre einfach-natürliche, ja physische Ur- 
sache haben , eine höhere und erhabenere Begründung 
suchen zu müssen glaubt. 

Wohin diese Art und Weise selbst bei den klarsten 
Geistern führen muss, dafür haben wir Beispiele in Menge. 
Wir denken hier nicht an Bluntschli und dessen Staats- 
naturlehre. Aber selbst ein scharfer Denker wie Stein 
kann sich dem Einflüsse jener falschen Symbolik nicht 
entziehen und er kömmt (I S. 9) sogar dazu, Häs ;,Ich" 
des Staates von dem „Willen*^ des* Staates zu trennen und 
beiden je ein selbständiges ^^Organ*' zuzuweisen , von 
welchen das eine das Staatsoberhaupt, das andere der 
gesetzgebende Körper sein soll. Ist das etwas Anderes / 
als ein bloses Spielen mit Ideen? Sicher nicht. Denn es / 
lässt sich mit diesen Gedanken schlechterdings nichts an- 
fangen, sie sind, so sehr sie die Phantasie anregen mögen, 
für die Wissenschaft unfruchtbar, ja sogar schädlich, da 
sie die Begriffe verwirren. Wie wäre es sonst möglich, 
dass Stein (I S. 13 j in einem Schema, welches er 
aufstellt , unter dem Begriffe Staat ^^ Gesetzgebung , 
Staatsoberhaupt und Verwaltung^ einander neben- 
ordnet? 

Sollen wir unsrerseits in einem Vergleiche aus- 
drücken , wie sich uns der Irrthum , eine Gesammtheit 

Dr. Seydeli Allg. Staatslehre. 
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menachlicher Peraönliclikeiteiu den Staat, wieder als Per- 
sönlichkeit zu fassen . darstellt , so möcliten wir auf 
jene Volkasage vom Heerwnnn hinweisen, der in Wirk- 
lichkeit nichts Anderes ist als eine unendKche Menge 
lebender Wesen, die nach einem gemeinsamen Triebe 
gleich einem einzigen Creschöpfe sich bewegen. Die 
Täuschung, iu welcher unsere Bauern und jene, in welcher 
unsere Rechtslehrer befangen sind, haben eine starke Ver- 
wandtschaft. 



Die Thätigkeit des Herrschers. 



" Die staatliche Gemeinschaft der Menschen kann glch.-^ 
laturgemäae nur auf das äussere Lehen erstrecken, uichl| 

' das innere; sie kann sich nur auf die menschlichen 
BBudlnngen, auf die Betbätigung des menschlichen Willens 
(■.der Äussenwelt beziehen. Und dämm ergreift auch die 
bung, wodurch der herrschende Wille das staatliche Zu- 
Dieosein der Menschen regelt, die Eeclitsordnung, nur 
1 äusaerliche Leben, die Thätigkeit der Individuen, Jeder 
rsuch des Herrschers, über diese Scha-anke hinauszugehen, 
t ihn in Widerstreit mit der Natur seiner Herrschaft 
Die Gewissensfreiheit ist also etwas der staatlichen 
meinBchaft Natürliches. 

Indem der Herrscher in der Rechtsordnung die Grund- 

hse anfatellt, nach welcher die staatlich vereinigten Men- 

in der Äussenwelt neben einander sich zu bewegen 

Aen, fiteckt er sich zugleich selbst die Grenzen seiner Auf- 

^be. Diese Grenzen aber werden concret bestimmt durch 

I Jeweil^e Anschauung von dem gemeinschaftlichen Inter- 

i des Volkes ; sie werden darum nach Zeit und Ort enger 

weiter gezogen sein. Es wird fenier der gesellige 

xieb, auf welchem die Staatsbüdung beruht, auch innei'halb 

1 Staates in beschränkteren Kreisen wh-ken und Vereinig- 

n's Leben rufen, welche gemeinsame Interessen einer 

Hzalil von Staatsangehörigen analog verfolgen, wie die 

tätliche Vereinigung jene der Gesammtheit. 

Die Thätigkeit des Hen-schers, wodurch derselbe das 
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staatliche Znsammensm der Meoscben ordnet, ist die äft' 
setzgebang. 

Deren Angabe aber ist eine zweifache. Sie hat eil 
mal das Handeln di>r eiozelneD Menschen bei Wahmehmni 
ihrer persönlichen Interessen in der Art zu regeln, da 
kein Zusammenstosa zwischen den ihre Sonderinteressen ve 
folgenden Individuen stattündet : sie hat also das Handlangs- 
gebiet der einzelnen Menschen unter sich abzugrenzen. Dies 
ist die nächste und dringendste Aufgabe der Gesetzgebong, 
die Privatrechl aordnung, welche sich daher geschicht- 
lich im Staate am Frühesten entwickelt. 

Erst diese Versöhnung der individuellen Gegens&ts 
die Ausschliessung feindlichen Handelns, macht ein ge- 
meinsames Handeln nnd daher die Erflillong der Hanpt 
aufgäbe des Staates möglich. Die Versöhnung der indivi- 
duellen Interessen ist die Voraussetzung für die Vexfolj 
der gemeinsamen Interessen. 

Die Feststellung der Normen fiir die Wahmehmui 
der gemeinschaftlichen Zwecke ist die zweite Aufgabe d« 
Gesetzgebung und diese Feststellung geschieht durch 
öffentliche Rechtsordnung. Diese beetimmt, weicht 
Interessen als gemeinschaftlich zu erachten sind und seti 
damit die rechÜiche Grenze zwischen diesen und den Private 
Interessen fest; sie bestimmt sodann weiter die Art 
Weise, wie diese gemeinschaftlichen Interessen zu 
folgen sind. 

In der Privat- und in der öffentlichen Rechtsordnui 
hat sonach der Herrscher die Kundgabe seines Willens äht 
den Staat, seines Staatswillens erschöpft. 

Damit aber hat ei- seiner ganzen Aufgabe nicht genuf 
gethan. Denn es reicht nicht aus, dass er seinen WiD 
erklärt, das Recht setzt, ohne sich darum zu bekümmen) 
ob diesem Willen gemäss auch gehandelt mrd. Er wirt 
vielmelir auch darauf zu sehen haben, dass sein Wille ; 
That wird. Mit dem Staats willen des Herrschers m 
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Bich demnach unzertrennlich sein« Staatsgewalt, d. i. die 

Fälligkeit machtvoller Dui'chfiihrung des von ihm Gewollten, 

verknüpfen. Der Herrscher muss seines Rechtes pflegen, 

B» verwalten : neben die Gesetzgebung tritt als deren Ver- 

^Kirklichung die Verwaltung. 

^H Diese letztere ist sonach nichts Anderes als die Aus- 
H^ming des durch die Gesetzgebang kund gewordenes 
^Herrscher wille ns . 

H Indem es nun der Verwaltung obliegt, für die Beali- 
^■rung der Rechtsordnung Sorge zu tragen, erwächst ihr 
Hbi6 vierfache Aufgabe. 

^B 1. Sie hat die Einhaltung der Grenzen, welche demj 
^Bnzelneu bei Wahrnehmung seiner Privatinteressen gegen-i 
^Hier den Privatinteressen seiner Mitmenschen gesteckt sind,, 
^b erzwingen — Privatrechtspflege. 
^B 2. Sie hat ferner die Beobachtung jenerGrenzen, welche 
^br Staatswille bei Verfolgung der Geaammtinteressen sich 
^Hbst und jener, welche er der Verfolgung der Piivatinter- 
^■Ben gegenüber den Gesammtinteressen gesteckt hat, durch- 
zusetzen — öffentliche Rechtspflege. 
^m 3. Sie hat weiter die durch den Staatswillen aufge- 
HpUten Zwecke wirklich zu verfolgen und die gemeinsamen 
Hftteressen zu pflegen — sog. innere Verwaltung. 
H 4. Da ferner der Herrscher zur Durchführung der ihm 
^natelltan Aufgaben in der Aussenwelt auch der materiellen 
HEittel bedarf, welche aus den diu-ch die Öffentliche Rechts- 
^■tdiiang zu bestimmenden Quellen Öiessen, so erscheint die 
Hjrhebung, Verwaltung und Verwendung dieser Mittel als 
^be weitere ThÜtigkeit des Herrschers und bildet den Be- 
^■iff der Finanz Verwaltung. 

^m Die beiden ersten staatlichen Funktionen pflegt man 
^Hb Rechtepflege (JustizJ, die beiden letztem als Ver- 
^■altung i. e. S. zusammen zu fassen. 
^K Diese ganze Thatigkeit aber enthält jedesmal wieder 
Hvei Momente in sich; einmal die Anwendung der Rechts- 
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Ordnung auf den concreten Fall, welche mit der Erklärung 
abschliesst, dass die Rechtsordnung eine That verlange — 
Spruch (richterliches Urtheil, Verfügung der Ver- 
waltung); sodann die thätige Durchführung des gefällten 
Spruches — Vollziehung. 

Spruch und Vollziehung sind also der gesammten 
Staatspflege, der Privat- und der öfl'entKchen Rechtspflege, 
der innern und der Finanzverwaltung, gemeinschaftliche 
Momente. 

Es ergibt sich sonach für die Darstellung der staat-t 
hohen Thätigkeit des Herrschers folgendes Schema : 

I. Gesetzgebung. 

1. Privatrechtsordnung. 

2. öffentüche Rechtsordnung. 

IL Verwaltung. 

1. Privatrechtspflege. 

a. Spruch. 

b. Vollziehung. 

2. Oeffenthche Rechtspflege. 

a. Spruch. 

b. Vollziehung. 

3. Innere Verwaltung. 

a. Spruch. 

b. Vollziehung. 

4. Finanzverwaltung. 

a. Spruch. 

b. Vollziehung. 

Die Art und Weise, wie die Gesetzgebung dui'ch die 
Verwaltung sich zu verwirkhchen hat, ist durch die Gesetz- 
gebung selbst zu bestimmen und zwar, wie schon erwähnt, 
durch die öffentliche Rechtsordnung. 

Diese hat die Organe zu bezeichnen, welchen die 
Durchführung der staatKchen Aufgaben (der Gesetzgebung 
wie der Staatsverwaltung) anvertraut werden soll — Ver- 
fassungsrecht. 
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Sie hat ferner zu regeln, wie diese Organe thätig wer- 
den sollen — Recht des Verfahrens {in der Gesetz- 
gebung, der Rechtspflege, der Verwaltung). 

Als drittes Gebiet der öffentlichen Rechtsordnung er- 
scheint alsdann das bereits oben dargelegte : die Festsetzung 
der dnrch die Beziehung zum Staate entstehenden Rechte 
— öffentliches Recht im engern Sinne. — 

Wir haben iu Bezug auf Gesetzgebung und Verwaltung 
bisher den einfachsten Fall angenommen, den nemÜch, dasa 
der Spruch der Verwaltung (Urtheil, Verfügung) unmittelbar 
an das Gesetz anknüpfen könne. 

Es ist aber noch ein anderer Fall denkbar, wo der 
I gesetzgeberische Wille Behufs seiner Vollziehung im Spruche 
I einer ordnenden Zwiachenthatigkeit bedarf. 
I Die Darlegung dieses Verhältnisses macht es nötig, 

■daes wir etwas weiter ausholen. 

■ Das VerhältnisB von Gesetzgebung und Verwaltung im 

■iStaate ist entweder 

I 1) in der Weise denkbar, dass der Herrscher beide 

i Thäügkeiten allein wahrnimmt, sich lediglich gehorchen- 
r der VoUznporgane bedienend (Selbstherrschaft, Despotie); 
I oder 

[ 2) so, dass der Herrscher unmittelbar die Gesetze" 

. gibt, die Spruch- und Volbdehimgsgewalt dagegen zur freien 
Wahrnehmung innerhalb der Schranken des Gesetzes an 
L selb ständige Organe (Gerichte; Haupt der Vollzugsgewalt) 
I überträgt (Freistaat); oder auch 

l 3) in der Art, dass er sämmthche staatüchen Aufgaben, 

I die Gesetzgebung, Rechtspflege unfl Verwaltung an gesonderte 
[ Organe Uberlässt, sich selbst nur die Bezeichnung der taug- 
I liehen Persördichkeiten für diese Thäügkeiten vorbehaltend 
(Freistaat); oder endlich 

4) in der Weise, daes zwar der Herrscher grundsätz- 
lich alle drei Gebiete der staatlichen Thätigkeit in seiner 
Hand vereinigt, daas jedoch nur in Bezug auf die Verwaltung 
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jjL *-'iir:*rL SiniiT &eiL 'K'iLt kL-eiL iiiitsädni. vüursud tjr in 
jc^^juiiu-^i i:iii rar L-e^s^ifit^t »:ii:>sikiiibreL *!»rEaiHa. äij- 
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zur l>Lirfr:f:;V mr.7 d^ Ge>rize=> Jii Sprach mjd V.jiizirL'IlIlg 
ffi-v*: v*frit;:raeirid^ TLüTigkefT nicLt i:-jrirrii'di£. 

h^r O^äj^Azy^bun^ des FreistaAi^es imd der Teiiassimfis- 
u>^.il7^Si KijjLenvrljaft ist. da einr Melheit toh Mrnschen 
;kji ihr J/'t^h'iiiigt Ut. eine grciäsere Stetisktiit und Schwer- 
(hiiiv)cfih *:\iiH\L, welche mit den Verhältnissen des Lebens 
iii/;ht iuiTti'rr gleir:hen Schritt zu halten yermag. Sie bedarf 
d^ftti/rr zu iljrei/j Vollzuge eines beweglicheren und biegsame- 
r^rj J-Jewieiite-j in denjenigen Punkten, welche zwar eine 
(jruii/l^JitzliciiC K^rgelung. aber nicht auf eine längere Zeit 
ü«d nicht in h^^ unveränderlicher Weise zulassen. In diesen 
ViihkU'U wird demnach der gesetzgebende Herrscherwille 
htiiita Norm nur in den allgemeinsten Grenzen feststellen, 
den Vollzug di^-f»er Ordnung dagegen der verwaltenden Thä- 
tjgkeit uberlaw^m. Die Verwaltung könnte nun zwar diese 
IJnbehtininitheit bei Entscheidung der einzelnen Fälle besei- 
tigen; allein gerade die eigenthümliche, eben erwähnte Xa- 
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r jener Punkte ergibt als die angßmeasenere Lösung die 
■urcli a%emeine VerwaltuDgsuorm — Vollzugsvei-ord- 
pung. Während also das Gesetz die der Verwaltung ge- 
■etzte Sclirauke ist, ist die Verordnung die Norm, welche 
I Verwaltung sich selbst setzt, mid durch die der ver- 
praltende Wille nur in so weit und nur in so lange gebunden 
bt, ab er selbst will. Daraus ergibt sich, dass die Verord- 
Bung nie, wie das Gesetz, Beeilte erzeugen kann. Auch bei 
einzelnen Verfügung kann der oberste verwaltende 
ifille, ganz wie in der Despotie der Gesetzgeber, von der 
1 Norm abgehen, sie ändern. 
Der Unterschied zwischen den wissenschaftliclien Be- 
des Gesetzes und der Verordnung ist sonach ein 
jehwer zu verkennender. Freilich scbliesst dies nicht aus, 
paas Wissenschaft und Praxis in diesem Punkte eine grosse 
perwiming der Gedanken zeigen. 

Ihren Grund hat dieselbe in der geschichtlichen Ent- 
.elung des constitutioneUen Staates, welch letzterer seine 
Intstehung der Theorie von der Trennung der Gewalten 
Bterdankt. Diese Theorie stellte die Forderung auf, dass der 
Harscher in Ausübung der Gesetzgebung an die Mitwirkung 
iner Vertretung des Volkes (sog. gesetzgebende Fautoren) 
^bunden sein soüe, wogegen er die Verwaltung (im engem 
ine) selbständig wahrzunehmen habe. Erst mit Durch- 
tng dieser Trennung konnte in der Einherrschaft der 
Cnterscliied des Gesetzes und der Verordnung überhaupt 



Wollte man nun den Grundsatz der Theilung der öe- 

ftlteu fo^erichtig durchführen, so musste man die gesammte 

ihtsordnung den „gesetzgebenden Factoren", die gesammte 

Verwaltung dem „Staatsoberhauptes allein zuweisen, sonacb 

1 Satz aufstellen, dass das Staatsoberhaupt nur zur VoU- 

bebung der Gesetze selbständig thätig werden könne, und 

Indrei-seits aussprechen, dass die „geaetzgebcudeu Factoren" 

nit der Vollziehung der Gesetze niemals betraut sein sollen. 
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Diese Ausscheidung wurde aber thatsäohlich nicht vor- 
genommen, vielmehr traten in den constitutionellen Staaten 
Ausnahmen nach beiden Richtungen hervor. Ganze Gebiete 
der Gesetzgebung nemlich. z. B. die Organisation der Be- 
hörden, bUeben der alleinigen Regelung durch den Herrscher 
anheimgegeben, und andrerseits wurde derselbe in manch- 
fachen Gegenständen der verwaltenden Thätigkeit an die 
MitM-irkung der gesetzgebenden Körper gebunden (Finanz- 
verwaltung). 

Diese thatsächlichen Verhältnisse verkennend, geriet 
die Wissenschaft in einen fehlerhaften Kreis und fasste die 
Begriffe des Gesetzes und der Verordnung rein äusser- 
lich auf. 

Alles, was unter Mitwirkung der gesetzgebenden Kör- 
per zu Stande kam, wui-de Gesetz, jede allgemeine Norm, 
die der Heri'scher ohne Mitwirkung jener Factoren erüess, 
Verordnung genannt. Und damit kam in diesen ganzen 
Rechtsstoff eine Verworrenheit ohne Gleichen. Man hatte 
kaum eine Ahnung von der gewaltigen petitio piincipii, die 
man sich zu Schulden kommen liess. und nahm an Begriffen 
wie denen der Notverordnung oder der Verordnung mit 
Gesetzeskraft nicht den mindesten Anstoss. 

Und doch wäre zuvörderst zu untersuchen gewesen, 
ob das positive Staatsrecht bei der Theilung der Gewalten 
in der That die Gesetzgebung und Verwaltung folgerichtig 
auseinander gehalten hatte. Erst wenn man dies zu bejahen 
vermochte, durfte man jenes formelle Unterscheidungsmerk- 
mal von Gesetz und Verordnung aufetellen. 

Fand man aber bei jener Betrachtung, dass es Auf- 
gaben der Gesetzgebung gebe, welche dem Herrscher allein 
zur Wahrnehmung überlassen geblieben seien, dann durfte 
man sich nicht verhehlen, dass in diesen Punkten derHeiT- 
scher eben noch absolut sei, dass sein alleiniger Ausspnich 
Recht begründe, gleichviel ob dieser Ausspruch sich wirkhch 
Gesetz und nicht vielmehr Verordnung nenne. 
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Das dunkle Gefühl, dass sich die theoretische Forder- 
Bng der Treimimg von Gesetzgebung und Verwaltung in 
den thatsächlirhen Verhältnissen niciit rein verwirklicht finde, 
gewann seinen Ausdruck in dem Schlagworte des „Rechts- 
staates". Denn dieses bezeichnet nichts Anderes als das 
Verlangen, dass der Herrscher in allen Aufgaben 
der Gesetzgebung an die Mitwirkung der par- 
lamentarischen Körper gebunden werden, das 
Verlangen, dass der formelle (praktische) und materielle 
(wiasenBchaftliche) Begriff des Gesetzes sich decken solle. 

IVIit der Erfüllung dieser Forderung aber wäre im po- 
Bitiyen Recht« der wieaenschaftliche Satz auch im Ausdrucke 
zur Anerkennung gekommen, dass jede Verordnung 
Vollzngaverorduung sein muss, dass es zwischen 

[ dem, was wir Gesetz und dem, was wir Verordnung nann- 

I ten, kein Drittes gebe. 

I Der Grundgedanke, auf dem die Verordnung beruht, 

ist folgender-: 

Statt denselben innern Vorgang der Erwägung bei 

I E^en einzelnen Fällen einer Gattung zu wiederholen, stellt 
der Verwaltende das Ergebniss dieser , Erwägung im Vorne- 
herein allgemein auf, was ilini, soweit er sich in den ge- 
setzlichen Schranken bewegt, der Natur der Sache nach 
frei stehen muss. 

Es unterscheidet sich soniteh die Verordnung 
von der Verfügung dadurch, dass jene eine Claase von 
Fällen im Voraus zu regeln bestimmt ist, während (üese 
sich nur auf den einzelnen Fall bezieht. Sie hat mit ihr 
gemeinsehaftlieh den Zweck der Gesetzeavollziehung, 
Der Unterschied ist also gewisser Massen ein cjuantitativcii'. 
Die Verfügxuig kann ferner entweder an die Verord- 
nang anknüpfen, diese ausführen, also mittelbare Gesetzes- 
Vollziehung enthalten, sie kann aber auoh unniittelbai-e Ver- 
wirklichung des Gesetzes sein. 

Das Urtheil d. i. die richterliclje Verfügung kann da- 
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gegen seiner Natur nach nur unmittelbar das Gesetz an- 
wenden; denn das Urtheil hat immer das Vorhandensein 
oder Nichtvorhandensein von EeiJiten zum Gegenstände, 
Rechte aber werden durch die Verordnung nie erzeugt, eben 
80 wenig, als Eechte durch dieselbe verletzt werden. 

Auch die Verordnung, welche dem Gesetze zuwider- 
läuft, greift noch kein Recht an, sie ist ledigbch eine un- 
richtige Erwägung des Verwaltenden. Erst wenn auf 
Grund der unrichtigen Erwägung ein unrichtiger Spruch 
erfolgt, Ut ein Recht geschädigt. Die Rechtsverletzung liegt 
also im Spruche. Und gleichwie die Verordnung nicht 
Rechtsverletzung, sondern nur Bew^grund derselben ist, so 
kann auch, wenn es sich um Aufhebung der A'erletzung 
bandelt, Gegenstand dieser Aufhebung nur der Spruch sein, 
nicht der Beweggrund. Die Unrichtigkeit des Beweggrundes 
des Spruches kann in keiner andern als in der Form des 
Beweggrundes der Aufhebung auftreten (Vgl. Stein L 
S. 372). 

Wir werden später Gelegenheit haben, diese Ergebnisse 
logischer Folgerung bei der Darstellung des Verhaltuisaes 
der Rechtsprechung und der Verwaltung i. e. S. zu ver- 
werten, 

Um die Klarlegung des Begriffes und Wesens der \er- 
ordnung in ihrem Unterschiede vom Gesetze hat Stein sich 
I die hervorragendsten Verdienste erworben. Nur verbindet er, 
unseres Erachtens vom Sprachgebrauche sich entfernend, mit 
demAuadruüke Verordnung einen doppelten, einen weiteren und 
engeren Sinn. Als Verordnung im w. S fasst er mit dem, 
was wir Verordnung naimten, die Vei'fiigung zusammen und 
bestimmt sie als den „auf die Vollziehung der Gesetze ge- 
I richteten Willen des Staats'^ (I S. 43), als ^das Wollen 
des Willens der Gesetzgebung" (I. S. 10), wobei nur zu 
bedenken kömmt, dasa auch der Richterapruch auf Vollzug 
der Gesetze gerichtet ist. Innerhalb dieses Begriffs unter- 
scheidet Stein dann die Verordnung im e, S. und dieVer- 
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I fägimg und bemerkt: „Eine Verordnung ist derjenige Wille 
der Yolkiehenden Gewalt, welcber das Gesammtleben de» 
Staates oder die GeBammtverhältnisee, welcbe sieb auf die 
Vollziehung des Gesetzes beziehen, bestimmt. Eine Ver- 
ordnung muBH daher jeder Wille heissen, der von der 
höchsten vollziehenden Gewalt selbst ausgebt. 
Eine Verfügung dagegen ist diejenige Verordnung (im w. 
S.), die wieder die Vollziehung einer Verordnung (im e. 8.) 
enthält, und daher als von einem niedrigen Organe 

' der VoUzugsgewalt ausgehend betrachtet wird.^ 

Gegen diese Darstellung dürfte Wesentliches zu er- 
innern sein. Stein combinirt bei Festsetzung seiner Be- 
griffe von Verordnung und Verfügung in nicht ganz glück- 
licher Weise sachliche und formelle Gesichtspunkte. Uns 
scheinen bei einer logischen Sondenmg von Begriffen ledig- 

I lieh eratere Mass geben zu aollen. Hiernach wäre zwischen 

[ dem SpiTJche, ah der auf den einzelnen Fall bezüglichen 
Entscheidung, und der Verordnung, als der allgemeinen 
Entscheidung, vor Allem ein Unterschied zu machen. Inner- 
halb der letzteren Kategorie wären dann die auf das Ge- 
sammtleben des Staates und die auf einem engeren Kreis 
bezüglichen Verordnungen aus emander zu halten, ohne 
daaa jedoch in dieser Itichtung ein grundsätzlicher Unter- 
schied sich ergäbe. Die besondere Verordnung, welche der 
Natur der Sache nach regelmässig von einer untergeord- 
neten Stelle ausgehen wird, kann dabei entweder an das 
Gesetz selbst oder an eine allgemeine Verordnung an- 
fcnüpfen. 

Was wir hier im Gegensatze zu Stein entwickelten, 
ist mehr eine Meinungsverschiedenheit über die Ausdrucks- 
weise. Dagegen erscheinen uns sacbhch irrig folgende drrä 
Aufstellungen Stein's: 

1) die, dass jeder Wille, der von der höchsten VoU- 
zugsgewalt ausgehe, Verordnung sein müsse. Es ist nicht 
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\ abzuB^en, warum toq dieser höchsteii Gewalt uiclit anc 
Verfügungen aoUten getroffen werdyn; 

2) die, dasB die Vei-fügung nur den Vollzug einer 
I Verordnung solle enthalten köniifn ; denn offiiiibar kann, 
das Geeetz der Verordnung keinen Raum gelassen hat, 
I die Verfügung auch unmittelbare Verwirklichung des Ge- 



3) die, daBB die Verfügung nur von einem untergeord- 
neten Organe der Voll zugsgew alt solle ausgeben könnet, 
eine Ansicht, die wh' dem unter 1 Gesagten zur Folge nicht 
als haltbar anzuerkennen vermögen, — 

Verordnung und Spruch haben mit einander das Merk- 
mal gemein, daaa sie lediglich eine logische Gedankenthätig- 
keit entlialten und ihre Verköj-perung zunächst durch das 
Wort finden. Sie scbliessen, wie wir ohen sagten, mit der 
Erklärung ab, dass der gesetzgeberische Wille von Jemanden 
eine That verlange. Das Verlangen gebt also dabin, dass 
I die Erklärung vollzogen wird, mittelbar bei der Verordnung, 
[ indem bei dieser zu der allgemeinen Erklärung noch die 
beaondi'e, auf den einzelnen Fall angewandte, im Spruche 
' kommen muss ; unmittelbar bei dem Spruche seihst. 

Es ist nun zweierlei möglich. Entweder vollbringen 
diejenigen Menstlieii, von welchen der Spruch eine That 
verlangt, dieselbe freiwillig — dann ist die Aufgabe der 
Staatsgewalt mit dem Spruche erledigt; oder es verweigern 
die Betreffenden dem Spruche den Gehorsam — dann muss 
die Staatsgewalt, dem früher Ausgeführten zu Folge, die 
That erzwingen, es beginnt die Vollziehung. Diese Nö- 
tigung kaiui aber nur eine äussere, keine innerliche und 
psychische sein. Dem Herrscher muss also zur zwangsweisen 
Durchtuhrung des Spruches eine physische Macht zu 
Gebote stehn. Diese physische Macht in ihrer vollkom- 
meueten Ausbildung ist das Heer. Und weil es nun ein 
allgemeines Interesse aller Staatsangehörigen ist, dass der 
die Staatszwecke wahi'uehmende Herrscherwille zum Voll- 
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Ige gelange, so ergibt sich auch als allgemeine Pflicht der 
BtaataangehÖrigeii die, ziu' Ausübung dieses 'Zwanges, so- 
reit sie der Herrscher dazu beruft und sie dazu natürlich 
befähigt sind, ihre Hilfe zu leihen. 

Das Heer, als die physische Macht des Herrschers, 
lat Beine Aufgabe mit dieser Thätigkeit im Staate nicht 
^Bchöpft; es hat auch nocli eine zweite Aufgabe, deren sor 
Heich in anderem Zusammenhange zu gedenken ist. 

Wir haben im Bisherigen den ganzen Umfang der 
Berrscherthätigkeit innerhalb des Staates beschrieben. Es 
^ht aber auch eine solche ausser halb des Staates Denn 
es steht der einzelne Staat nicht losgelöst von aller Be- 
ziehung mit den nicht in ihm vereinigten Menschen da, 
jondern, indem auf anderen Theilen der Erdobei-fläche die 
jhen Bildungen sich vollziehen, entstehen Reihen und 
ippen von Staaten, zwischen welchen Berührungen nicht 
isbleiben können. 

Auch diese neben einander lebenden Meuschengesammt- 
jn sind zunächst bedacht, ihre eigenthümlichen Intei'- 
wahr zu nehmen. So lange einer Gemeinschaft die 
;ung ilirer Zwecke ohne Störung der anderen Ver- 
mgen möglich ist, werden die staatlichen Beziehungen 
lieh sein. Sobald aber ein Widerspruch der Interessen 
I Vorschein kömmt, wird jede Gemeinschaft notwendiger 
! bestrebt sein, ihrem Interesse mit Hintansetzung des 
remden zur Befriedigung zu verhelfen. Es tritt hier jener 
umliche Zmespalt zwischen den grossen Mensclieuverbind- 
1 auf, welcher innerlialb des Staates zwischen den ein- 
Inen Individuen zu Tage tritt, aber seine Versöhnung 
h die Rechtsordnung findet. Zwischen den Staaten ist 
eine Retbtsordnung nicht möglich; denn fliese setzt 
inen höchsten Herrscherwilleu als Rechtsquelle voraus. 
I dieser vorhanden, so wäi'e der Weltstaat gegeben, 
i mittelalterliche Idee des weltliehen Imperium mundi oder 
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der geistlichen Oberherrlichkeit über die Staaten, der Welt- 
monarchie odfer der Welthierarchie, verwirklicht. 

Zwischen den Staaten kann mithin kein Recht sein, 
zwischen ihnen gilt nur Gewalt. Es gibt darum kein Völ- 
kerrecht. Wol mögen die Herrscher es bei ihrem Verkehre 
als in ihrem Vortheile gelegen finden, gewisse Grundsätze 
gegenseitig zu beobachten; allein keiner ist an dieselben 
länger gebunden, als er will. Dies ist also offenbar kein 
Recht. Und ebenso ist ein andrer Theil dessen, was man 
Völkerrecht nennt, kein Völkerrecht, sondern gleichmäs- 
siges Staatsrecht der gebildeten Staaten. 

Wie es nun zwischen den Staaten kein Recht gibt, 
so gibt es zwischen ihnen auch keine Rechtspflege. Der 
Zwiespalt der Interessen findet seine letzte Ausgleichung im 
Kriege. 

Aus der Gesammtheit dieser Beziehungen des Staates* 
nach Aussen erwächst dem Herrscher die weitere Aufgabe, 
die gemeinsamen Interessen wie nach Innen, so auch andern 
Herrschern gegenüber wahr zu nehmen. Und da er in die 
Lage kommen kann, zu diesem Behufe als letztes Mittel 
die physische Gewalt anzuwenden, so muss ihm dieselbe 
auch jeder Zeit zu Gebote sein. Diese Macht steht ihm 
im Heere zur Verfügung, das hier seine zweite Aufgabe 
findet. 

Es ist also das Heer das Werkzeug zur zwangsweisen 
Durchführung des Herrscherwillens nach Innen und nach 
Aussen. 
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Das Privatrecht. 

Nachdem wir im Vorhergehenden das gesammte Ge- 
biet der Herrscherthätigkeit in seinen Grundlinien gezeich- 
net haben, erwächst uns nunmehr die Aufgabe, das allge- 
mein Umschriebene im Einzelnen näher auszuführen. 

Und zwar haben wir der gesetzgebenden Thä- 
tigkeit des Herrschers, jener also, wodurch er das staat- 
liche Zusammensein der Menschen ordnet, unser Augenmerk 
zuzuwenden. 

Die Bestimmung der Privatrechtsordnung — des ersten 
Theües der Gesetzgebung — ist, wie wir sahen, die Aus- 
schliessung feindhchen Handelns zu dem Zwecke, dass das 
gemeinsame, durch die öflfenthche Rechtsordnung geregelte 
Handeln ermöghcht werde. Die Privatrechtsordnung wird 
erst nötig, wo Menschen mit einander in Berührung kom- 
men. Denn dem isohrten Menschen steht in Verfolgung 
seiner Interessen, d. h. in der Ergi-eifung der Dinge der ihn 
umgebenden Aussenwelt für den Bedarf seines Daseins, 
nichts im Wege. Erst dann, wenn innerhalb eines Raumes 
eine Anzahl Individuen die Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
sucht, entsteht die MögHchkeit des Widerstreites der Inter- 
essen und damit die Notwendigkeit der Beseitigung dieses 
Zwiespaltes. Der isoUrte Mensch tritt nur in Beziehung zur 
leblosen und zur Thierwelt, und er eignet sich von dieser 
an, was er bedarf und was seiner körperlichen Gewalt zu- 
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gänglich ist: sein Wollen richtet sich nur auf Sachen; 
Der gesellschafÜicb lebende Mensch tritt auch iu Bezieboi^ 
zu Wesen seiner Gattung, zu Personen. Diese beid^ 
Beziehungen hat die Privatrechtsordnung zu regeln, mjd sie 
zerfiUlt daher naturgemäss in zwei Theile: 

1. Sachenrecht, 

2. Personenrecht. 

Gegenstand des dingUchen Rechtes ist eine Sach6r 
Gegenstand des personlichen Rechtes eine Person. Am 
dieser Verschiedenheit des Gegenstandes ergibt sidi dlO 
Verschiedenheit beider Rechte. 

Der Gegenstand des dinglichen Rechtes ist ein Un- 
persönliches, ein Willenloses. Es steht hier nicht Willa 
gegen Wille, sondern Wüle gegen Materie. Darum hestdit 
für den dinghch Berechtigten der Sache gegenüber um der 
Sache willen keine Schranke. Das dinghche Recht isi 
gegenüber der Sache gar kein Recht, weil eine Bs^ 
grenzung des Willens nur möghch ist, wo ein andrer Wifl« 
entgegen steht. Mit der Sache fängt auch der Wilde &tL, 
was ihm gut dünkt, ganz wie der civiüsirte Eigenthümer: 
er erhält, er zerstört sie nach I^une. Hierin kann alao 
das Recht des Eigenthümei^ nicht Uegen. Und in der 
That liegt das dinghche Recht — hier zunächst in der ein- 
fachsten Form des Eigenthums — nicht in dieser bejahen'' 
den, sondern in der verneinenden Seite: es hegt dariR(' 
das» der HeiTscher jedem andei'en Menschen als dem Eigen- 
thümer verbietet, sich der Sache zur Befriedigung seiner 
Bedürfnisse zu bedienen. Er gibt dem Eigenthümer Frie- 
den in seinem Ei genthume. Und dieses Nichtgestörtw erden 
des Eigenthümers ist seinRecht. Die Sache ist also zwar 
Gegenstand des Rechtes, aber die Einwii'kung auf die 
Sache ist nicht Inhalt des Rechtes. Der Inhalt des ding- 
lichen Rechtes hat ebenso eine persönhche Richtung, wie 
der des Fordevungsrecbtes. Es ist dies auch nicht anders 
niögÜcli, da alle Rechte zum Zwecke haben, zwischen den 
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nechen Grenzen der Interessen und daher > 
iSelns zu ziehen. 

Neben dem ursprünglichsten dingiichen Rechte, dem 

igenthume entstehen durch das staatliche Zusammenleben der 

Menschen noch weitere Rechte der gleichen Gattung, und zwar 

jp,uf folgende Weise, Die dem Einzelnen angeeignete Sache dient 

Üiin nach allen Seiten ihres Gebrauchswerts. Es kann nun eine 

izelne Seite ihres Gebrauchswertes einem anderen Men- 

für seine Zwecke als nützlich erscheinen. Er darf 

! nach dieser einzelnen Seite so wenig wie nach ihrer 

l&esammtbeit sich aneignen: dies verbietet der Friede des 

Herrschers. Nur wo der Hen-scher positiv gestattet, auf 

fremde Sache einzuwirken (gesetzliche Eigeuthums- 

Jieschränkungen), kann dies derjenige, dem es erlaubt wird, 

i&uch ohne Zustimmung des Eigenthümers thun, Abgesehen 

fron diesen Auanahmslallen muss der Nichteigeuthümer, wenn 

: sich einer Sache dennoch in einer bestimmten Richtung 

flienstbar machen will, mit dem Eigenthümer sich dahin 

Jfertragen, dass ihm dieser das Recht einräumt, die 

fiache nach jener besonderen Hinsicht zu seinem Vortheile 

L Terwenden. Es ergibt sich dann an diesem Punkte zu- 

»rst eine Verbindung dingUcher und persönlicher Beziehung, 

jünd zwar hier zunächst im begründenden Acte; denn wir 

■wollen annehmen, dass der jenes Recht Begehrende nicht eine 

meraönhche Interessen Abgrenzung zu dem zeiÜichen Eigen- 

: der Sache, sondern eine Intereasenabgrenzung gegen 

enschen suche, und zwar bezügbch der einzelnen Be- 

Ki^ung dieser Sache in derselben Weise, wie der Eigen- 

mer der Sache sie in allen Beziehungen hat. Hiemit 

der Begriff des dinghchen Rechtes an fremder Sache 

[Cwonnen, dessen Inhalt wiederum nicht das positive Thun 

nst, sondern der Anspruch auf Unterlassung störenden Thuns, 

nicht gegen den Eigenthümer besonders, sondern gegen 

plle Menschen und darum auch gegen den Eigenthümer. 

Indem wir nun hier den Weg beschrieben, auf welchem 
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man zum dinglicheii Rechte gelangt, haben wir bereits denf 
zweiten Theil der Privatrechtsordnong berührt, wie deaa 
anch geschichtlich gewiss das dingliche Recht aa fremder 
Sache sich erst allmälig aus einem persönlichen herausgebildet 
hat. Der gesellschaftlich vereinigte Mensch tritt bei Ver- 
folgung seiner Lebenszwecke auch mit seinen Mitmenschen 
in Berührnng. Und zwar nicht blos auf rein vemeinende 
Weise in der Art, dass er verlangen kann, von ihnen nicht 
gestört zu werden, sondern auch so, dass er verlangen 
känu, von ihnen gefördert zu werden. Es mass Rechte 
geben nicht blos auf ein Nichtthun, sondern auch auf ein 
Thun, Leisten. Sun kann der Mensch den Menschen mcht 
einfach sich unterwerfen dürfen, wie die Sache, das ward 
nicht Interessenabgrenzung, aondem Interessennnterjochm^. 
Lässt der Herrscher diese zu (Knechtschaft), so handelt er 
seiner staathchen Aufgabe zuwider. Nur eine Willensunter- 
werfung in bestimmten Beziehungen mag der Herrscher ans. 
besonderen Gründen in einzelnen Fällen zulassen, analog 
wie er gesetzliche Eigenthumsbeschi-änkungen aufetellt, — 
gesetzliche Verbindlichkeiten, Abgesehen von diesen Aus- 
nahmen muss der Mensch vom Mitmenschen die freiwillige 
ünterwerfiiug seines WiDens, eine Verpflichtung zum Thun, 
erlangen, und er wird dies dadurch bewirken, dass er dffli 
Andern zu der Ueberzeugung bringt, dieses Sichunterwerien 
bringe auch ihm Nutzen. Mit der Erklärung der WiUens- 
unterwerfiing (sei sie eine einseitige, sei sie eine wechsel- 
seitig bedingte) haben dann die Individuen ihi'e Interessen- 
grenze gegen einander selbst abgesteckt und die Rechts- 
ordnung verpflichtet sie, diese Abgrenzung einzuhalten, 
za der abgegebenen Erklänuig zu stehen. Sie thut dies 
desshalb, weil nur durch die Gewissheit, dass «in Ver- 
sprochenes auch geleistet werde , überhaupt ein Verkdir 
zwischen den Individuen möglich wird. Der Heri'scher setitt 
seinen Zwang an die Stelle des individuellen Zwanges, den 
er dnreh seinen Frieden ausschliessf. Nicht minder ist es, 
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naturgemäss, dass, wenn Jemand die Interessengrenze, d. i. 
das Recht eines Andern durch ein Thun verletzt hat, diesem 
dadurch ein Anspruch auf Wiedergutmachung der Ver- 
letzung erwächst, ganz abgesehen davon, ob dies der Ver- 
letzende will oder nicht. Der Zwang des Herrschers tritt 
demnach einsowol auf Grund einer Verpflichtung als auch 
auf Grund einer Verletzung. Es gibt endlich eine Be- 
ziehung zu andern Menschen, in welche Jemand nach na- 
türlichem Gesetze, ohne allen Willen seinerseits, tritt, nem- 
lich durch die Thatsache der Zeugung. Auch dieses unwiU- 
kürUche Verhältniss zwischen Erzeuger und Erzeugtem muss 
rechtiiche Regelung erfahren, in welcher die thatsächUch 
und natürUch begründete Macht des Erzeugers und die freie 
Persönlichkeit des Kindes ihre Versöhnung finden. 

Das gesammte Gebiet der Privatrechtsordnung ist hie- 
mit erschöpft, und wir gewinnen für dasselbe folgende 
üebersicht : 

I. Sachenrecht. 

1. Eigenthumsrecht, 

2. Rechte an fremder Sache. 

11. Personenrecht. 

1. Rechte aus Verpflichtung, 

2. Rechte aus Verletzung, 

3. Rechte aus der Zeugung. 

Das Erbrecht ist kein selbständiger Rechtstheil, son- 
dern nur ein Erwerbstitel dinglicher und persönlicher Rechte. 
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Die öffentlichen Rechte. 

Wir wenden uns nun zum zweiten Gebiete der Gesetz- 
gebung, der öffentlichen ßechtsordnung, welche wir schon 
oben in drei Theile: 

das öffenthche Recht im engem Sinne, 
das Verfassungsrecht und 
das Recht des Verfahrens 
zerlegten. 

Diese grössere Ausdehnung des öffentlichen Rechtes 
gegenüber dem Privatrechte ist nicht blosser Zufall oder 
WiUkür, sie ist vielmehr in der Natur der Sache begründet. 
Denn die öffenthche Rechtsordnung umfasst die Hauptauf- 
gabe des Staates, zu welcher die Privatrechtsordnung nur 
im Verhältnisse einer Vorbedingung steht. Bei jenen Inter- 
essen, welche der eigenen Obsorge jedes Individuums über- 
lassen sind, begnügt sich der Herrscher damit, die Grenzen 
des Handelns abzustecken. Wie sich der Eiozelne innerhalb 
dieser Schranken bewegt, welche Zwecke er sich setzt und 
welcher Mittel er sich zu deren Erreichung bedient — da- 
rum kümmert sich der Herrscher in keiner Weise ; er wacht 
nur darüber, dass die rechtlichen Grenzen nicht überschritten 
werden. Anders bei den gemeinschaftlichen, staatlichea 
Interessen. Hier kann es nicht genügen, dass der Herrscher 
lediglich die Grenzen des Handelns feststellt, seine Aufgabe 
ist es auch, die allgemeinen Interessen zu verfolgen. Er 
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die ÖffenÜiclien Interessen auch noch die ganze 
iThätigkeit zu entwickeln, welche der Einzelne seinen Inter- 
fassen widmet. Und darum muss der Herrscher, wenn er 
Pden Umkreis der staatlichen Auigahen normirt hat, noch 
\ bestimmen : 

durch welche Organe dieselben wahrzunehmen sind 
- Verfassung; 
und in welcher Form diese Organe thätig werden 
sollen — Verfahren. 
Darüber hinaus geht die gesetzgeberisclie Thätigkeit nicht, 
5ie Verwirklichung der Staatsaufgaben in den gesetz- 
lichen Grenzen, durch die gesetzliehen Organe, in der 
raetzhchen Form ist Sache der Verwaltung. 

Ea hat also die Verwaltung, in so weit sie Verwirk- 
ficliung der öffentlichen Eeclitsordnung ist , die doppelte 
aufgäbe : 

1) die gemeinschaftlichen Interessen thätig zu fördern 
■ Verwaltung im engem Sinne; 

2) darauf zu achten, dass bei dieser Thätigkeit die 
(gesetzlichen Schranken gewahrt werden — öffentliche 

echtspflege. 

Wenn wir es nun unternehmen, auf eine nähere Dar- 
stellung der gesammten öfFenthchen Rechtsordnung einzu- 
Kgehen, so können wir eine Bemerkung nicht unterdrücken. 
BJedem, der mit der Literatur des Staatsrechtes nur einiger 
1 bekannt ist, muss die Systemlosigkeit und als deren 
Folge die Verschiedenartigkeit in der Gruppiruug des Stoffes 
welche in den Lehrbüchern zu Tage tritt. Die 
Ursache dieser Erscheinung hegt, abgesehen von der Unklar- 
i^eit in den Ausgangspunkten, darin, dass man das ÖÖ'ent- 
ihe Recht in eine Eintheilung hineinzwängt, welche der na- 
irlichen Gestaltung dieses ganzen Gebietes keine Rechnung 
ragt. Kirchem-echt, Völkerrecht, Staatsrecht, Straf- und 
CiTÜgerichtsordnung wird hier ohne viel Nachdenken neben 
«der gesteUt und das sogenannte Staatsrecht muss sich 
wiederum eine Unter abtheilung in Verfassungs- und Ver- 
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waltungsrecht gefallen lassen. So finden sieh denn die ein- 
zelnen Bestandtheile der öffentlichen Rechtsordnung als 
disiecta membra unter alle mögliehen Rubriken zerstreut, 
los«ielöst von ihrem Zusammenhan £fe und darum Unverstand- 
lieh und unverstanden. Insbesondere wird die Lehre von 
den öffenthchen Rechten mit der Lehre von der Staats- 
verfassung in eine unnatürliche Verbindung gebracht, unter 
welcher beide Rechtsstoffe leiden. Die Lehre vom Rechte 
des Verfahrens aber findet sich entweder in gesonderter Dar- 
Stellung, oder in Vereinigung mit jenem sogenannten Ver- 
fassungsrechte, oder endhch unter dem Verwaltungsrecht« 
vorgetragen, nirgends aber in ihrem systematischen Zu- 
sammenhange erkannt. 

AVir werden uns nun zunächst der Lehre von den 
öffenthchen Rechten zuwenden, jenem Gebiete, welches von 
Seite der Wissenschaft des öffenthchen Rechtes bis jetzt die 
mindeste Pflege gefunden hat. 

Es sei gestattet, kui-z an die Ausgangspunkte zu er- 
innern. 

In der Festsetzung des öffenthchen Rechtes zieht der 
Herrscher die Grenzlinie zwischen den individuellen und den 
gemeinsamen Interessen. AVas ausserhalb dieser Linie liegt, 
ist privates, was innerhalb derselben, ist öffentliches Recht. 
Das öffenthche Recht enthält also den Ausspruch des Herr- 
scherwillens darüber, welche Interessen öffentliche sein 
sollen, sowie in welchen rechthchen Grenzen und Formen 
dieselben zu verfolgen sind. 

Während demnach das Privatrecht die Verhältnisse 
des Einzelnen zum Einzelnen regelt, normirt das öffentliche 
Recht die Beziehungen des Einzelnen zum Gesammtinteresse. 
Darum knüfifen sich die aus dem Privatrechte abgeleiteten 
Befugnisse an die einzelnen im Staate vereinigten Individuen an, 
und es tritt der Herrscher im Privatrechte nur in so fem auf, 
als er nicht Herrscher, sondern Privatperson ist. Letzteres 
wieder in doppelter Weise: entweder so, dass der Zweck 
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seines privatrechtlichen Handehas ein staatlicher ist (aerarium) 
oder so, dass der Zweck desselben ein persönlicher, egoisti- 
scher ist (fiscus Caesaris). Die aus dem offenthchen Rechte 
entspringenden Ansprüche dagegen stehen entweder dem 
Herrscher, als dem Hüter der Gesammtinteressen zu oder 
sind von ihm, da er dieser Obsorge sich nicht allenthalben 
selbst unterziehen kann, an andre Individuen zur Wahr- 
nehmung nicht im egoistischen, sondern im staatUchen 
Interesse geliehen. Der Herrscher schafft sich, auf Grund 
der Thatsache seiner Macht, Recht durch seinen Willen; 
der Beherrschte dagegen schafft sich nicht Recht durch 
seinen Willen, im Privatrecht so wenig wie im offenthchen 
Rechte; sondern er erhält Rechte durch den Willen des 
Herrschers. 

Der Unterschied der öffentlichen und der Privat- 
berechtigung hegt darin, dass der Zweck der ersteren ein 
allgemeiner, der der letzteren ein individueller ist. Was 
aber als aDgemeiner Zweck zu erachten sein soll, bestimmt 
der Herrscher. Eben darum ist die Grenze der öffenthch- 
rechthchen und der privatrechthchen Ansprüche keine ab- 
solute; sie ist nicht a priori zu finden, sondern nach dem 
positiven Rechte des einzelnen Staates zu bemessen. 

Für die Eintheilung der offenthchen Rechte ergibt 
sich dieselbe naturgemässe Ghederung, wie für die der Pri- 
vatrechte. Gleich dem egoistischen Willen des Einzelnen 
muss sich das staathche Wollen des Herrschers auf die 
zwei Gegenstände der Herrschaft, die Sachen und die 
Personen, beziehen. Auch die Lehre von den öffentlichen 
Rechten zerfällt 

1) in ein Sachenrecht und 

2) in ein Personenrecht. 

Was nun zuvörderst das Sachenrecht anlangt, so kann 
der Hen'scher bestimmen, dass gewisse Sachen der aus- 
schHesslichen Benutzung der Einzelnen entzogen und dem 
allgemeinen Interesse dienstbar sein sollen (res pubhcae) — 
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öffentlichrechtliches Eigenthum. Hier ist Jedoch ein Unter- 
schied wol zn beachten. I>er Umstand, dass eine Sache 
staatlichen Zwecken dieat, macht sie an und fiir sich ntxdt 
nicht zar res publica. Ist aemlich die Stellung des Herr- 
schers zur Sache eine derartige, dass sie ihm als materielles 
Mittel, als Vermogensstück znr Erreichung staatlicher Zwecke 
dient, er sonach jede individuelle Nutzung der Sache dnrdi 
Andere aussclüiesst, so stellt er sich nicht auf den Bodea 
des öffentlichen, sondern des Privatrechtes, er ist priyat- 
rechtUcher Eigenthümer der Sache und rerwendet sie nur . 
zu öffentlichen Zwecken (fiscalisches Eigenthum). Der öffrait- 
liche Zweck tritt also hier nicht als juristisches BegriSb- 
merkmal auf. Anders bei der res pubhca. Diese ist um 
ihres Dienstes für öffentliche Zwecke willen dem privatrecht- 
lichen Eigenthume entzogen: der öffentliche Zweck isi 
hier ein begriffliches Moment. Und zwar ist es die Be- 
stimmung der res publica, Allen zu dienen, und darum 
können sich ihrer, soferne sie ihrer Natur nach dazu üch 
eignet (Strasse, Fluss — Stadtthor), Alle bedienen, jeder 
aber nur so, dass sein Gebrauch den zweckgemässen Ge- 
hrauch der Sache durch alle Änderen nicht stört noch aua- 
acbhesst. Man kaun sonach den Begriff der öffeutlicheft 
Sache (res publica) so festeteilen: Oeffenthche Sache ist die- 
jenige, deren rechtliche Bestimmung es ist, öffentliches 
Zwecken zu dienen, und die darum dem priTatrechtlichea 
Verkehre (commercium) entzogen ist. Die fiscaJische Sache 
dagegen ist diejenige, deren thatsächliche Bestimmung 
es bt, öffentlichen Zwecken zu dienen, ohne daas diese Be- 
stimmung einen Einfluss auf ihre rechtliche Behandlung hat. 
Der Herrscher hat die Art und Weise des Gebrauches der 
tea publica zu regebi und die Verletzung der von ihm ge- 
gebenen Vorschriften begründet einen öffenÜichrechtlichen 
Anspruch sowol ftir den Herrscher als auch für den hiedui'cK 
in seinen Interessen beschädigten Einzelnen. 
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Wenn z. B. Jemand einen öffentUchen Weg für den 
► Verkehr unbrauchbar macht, so wird er 

1) dem Herrscher haftbar für die Wiederlierstellung 
[ des Weges in passirbaren Zustand ; 

2) demjenigen, welcher etwa durch den in Folge der 
f Verkehrsstörung eingetretenen verzögerten Transport seiner 

fVaaren zu Schaden kam. 

Auch dieser letztere Anspruch ist ein öffentiichrecht- 
fHcher, kein privatrechtlicher- Denn da das Recht des Ver- 
en auf ungestörte Benutzung der Fahratrasse ein öffent- 
füches war, so muse notwendig auch der aus Verletzung 
k dieses Rechtes abgeleitete Anspruch ein öffentüchrecht- 
} ücher sein. 

Beide Ansprüche haben ihren Grund in der Verletzung 
B dingUchen Rechtes. — 
Das öffentüche Recht begnügt sich aber nicht damit, 
ESachen dem privaten Eigcnthume zu entziehen und sie dem 
itlichen Interesse zu widmen; es greift auch in das 
pjimate Eigenthum ein. Das öÖ'enthche Recht kennt auch 
^'Analoga der bürgerlichen Rechte an fremder Sache — 
fSffentlichrechtli che Dienstbarkeiten undPfand- 
f rechte. 

Wir sagten oben hei Besprechung des Privatrechtes, 
rechtliche Inhalt des Eigenthumsrechtes bestehe darin, 
PidaBS der Eigenthum er jeden anderen Menschen von der 
r Bache ausschhessen dürfe. Als Folge dieser Berechtigung 
[ ergab sich die Macht des Eigenthümers, mit der Sache zu 
lHmn, was er wül. Dieser Satz ist auch für das Privatrecht 
b vollkommen richtig. Allein das allgemeine Interesse kann 
I arheiaclien, dass der Eigenthümer in dieser seiner Macht 
ftlibei' die Sache beschränkt werde, entweder so, dass er sich 
[ gewisser Handlungen an der Sache enthalten, odiy so, dass 
ter gewisse Handlungen an der Sache dulden oder endlich 
dass er gewisse Handlungen mit der Sache vornehmen 
i. Im letztgenannten Falle ist kein dinghches, sondern 
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ein perBÖiilichea Recht vorhandeii. Im eratgeiiaimten 
ist zu tuitcrsLilitiideii. Ein diugliclies ÖffentücheB Kecbt li^ 
dann vor, wenn dtjr Inhalt deeselben der ist, dass ein ge- 
wiBBei' Zustand der Sache aufrecht erhalten bleibe, z. B, 
dass nicht höher gebaut werde, daas beim Häuserbau die 
Eauliuie eingehalten werde. Das ßeicbsgeBetz, betr. difl 
BeBchränkuügen des Gruudeigentlmms in der Umgebung 
Toa Festungen, vom 21. DeC3raber 1871 (R.-G.-B1. Ö. 459) 
bietet weitere Beispiele in Fülle. Dagegen ist kein ding- 
liches Recht gegeben, wenn Gegenstand des Öffentlichreeht- 
lichen Verbotes nicht die Wirkung der Handlung des 
Eigenthümera (der Zuatand der Sache), sondern die Hand- 
lung selbst, beziehungsweise die Art derselben iet. So 
mag zum Beispiele vom Standpunkte des Privatreehtes ans 
dei' Eigeiithümer seine Sache getrost zerstören ; zerstört ot 
aber sein in Mitte der Stadt gelegenes Haus durch Feuer, 
so macht er sich einer Verletzung des öffentlichen Rechtea 
schuldig. Diese liegt aber nicht darin, dass er den Zustead 
der Sache verändert, das Haus zerstört hat, sondern darm, 
dass er es mittels Feuers, in einer dem öffentliche» 
Interesse schädhchen Weise vernichtete. Der hieduivih 
begründete öffentliclireohtliche Anspruch ist also ein pw- 
BÖnlicher. 

Ein dingbches Recht hegt ferner dann vor, wenn dam 
Herrscher die Befugnisa zusteht, auf die im Eigenthume ba- 
findhche Sache einzuwirken, wenn also der Eigenthiimer eine 
Handlung an der Sache dulden muss. Wenn es der Herr- 
scher als im öffenthchen Interesse liegend findet, dass ge- 
wisse Nutzungen von Sachen nur durch ihn gezogen werden, 
dass z. B. nui' er Bergbau oder Perlenfischerei ti'eibe, ao 
wrd er dem Eigenthiimer die Pfliclit auflegen, eine Ein- 
wirkung auf sein Grundstück zu diesen Zwecken zu duldaa. 

Bei den dingUclien öffenthchen Rechten kann es audi 
vorkommen, dass sich persönliche Rechte mit ilmen ver- 
knüpfen. Wenn z. B. die öfiontUclie Kechtsordnuug be- 
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mmt, daaa zu beiden Seiten der Staatsstrassen Privat- 
waMungen bis zu einer gewissen Entfernung ausgeholzt sein 
so begründet sie ein rein dingiiclies Reclit dann, 
Vetm der Eigentbiimer an der Aufforstang bebiudert und 
■piJichtet wird, die Ausholznng des Nachwuchses zu dol- 
Wird dagegen der Eigentbiimer vorbindbub gemacht, 
dbst abzuholzen, also thätig zu wei-den, so entsteht eine 
wrsönlicbe Verpflichtung. 

Dem öffeutlieheu Ilechte gehören jene Eigentharaa- 

BBchränkongen nicht an, welche der Herrscher nicht im 

^entliehen, eondem im privaten Interesse feststellt, die so- 

mannten gesetzlichen Eigentbumsbeschränlamgen (Legal- 

rrituteu) des Privatrechtes (Nachbarrechte). 

Mit vorstehenden Erörterungen glauben wir einen 

teohtastoff klar gestellt zu haben, welcher in den gewolm- 

len Darlegungen des Privat- oder des öÖ'entlicLen Kechtea 

ich so ziemhcb als rudis indigestaque moles behandelt 

Insbesondere lässt die liberwiegendc Mehi'zabl der 

Bdiriftsteller eine scharfe Sonderung derjenigen dinglichen 

[echte, welclie dem Privatrechte und derjenigen, welche 

Hem öffentlichen Rechte angehören, durchgebenda vermissen, 

Es gibt endUch auch öiTentliche Pfandrechte, d. i. 

ihte zur Verwertung von Sachen behufs der Sicherung 

ärsönUcher Ansprüche des öffentlichen Rechtes. Hieher ge- 

nören beigpielsweise die Pfandrechte an eingeführten Waaren, 

ron welchen Zoll zu entrichten ist, die Pfandrechte wegen 

■Elteuerforderungen u. dgl. 

Dem Gebiete des öffentHchen Sachenrechtes gehören 
rgen nicht an die Rechte auf Enteignung, d. i. auf 
Cebertragimg des Eigenthumes (_und, im weitern Sinne des 
JWortea, auf Bestellung von Dienstharkeiten) aus Gründen 
^entliehen Interesses. Wese Anspriiche sind gegen die 
*erson des Eigenthümera gerichtet. Die aus ihnen abge- 
eitete Klage ist keine vindicatio (oder confessoria actio); 
gründet nicht auf der Behauptung, dass Kläger 
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Eigenthümer (oder dmglicher Berechtigter) sei, sondeni viel- 
melir auf der Behauptung, dass Beklagter verp6ichtet sm, 
Eigentltum (oder Dienstbarkeit) zu übertragen. 

Ein ausgedehnteres Gebiet als das Sachenrecht nimmt 
im öffentlichen Rechte das Personenrecht ein. Es hat aaiäi 
dieses letztere in den bisherigen Darstellungen mehr B&r 
achtung und sorgfaltigere Pfl^e gefunden, Gleichwol dürfen 
wir hier nur mit Vorsiebt die vorhandenen Begriffe anf- 
nehmen und gebrauchen. Die herrschende LnUarbeit det 
Vorstellungen hat nemlich in diesem Theile des öffeuthcbea 
Rechtes dazu geführt, dass mancherlei als Öffuntlichreoht- 
lieber Anspruch sich aufgezeichnet findet, was bei näherer 
Betrachtung nicht als solcher sieb bewährt. 

Es wird das sofort deutlich werden- 

Im öffentbchen Personem-echte kömmt die tbatsäch- 
hche Macht des Herrschers über die Personen ebenso xaa 
Ausdrucke, wie im privatrechtlichen Personenrecbte So gut 
nun die Herrschaft über die Personen eine Thatsache Und 
kein Recht, sondern Voraussetzung des Rechtes ist, ebeoso 
gut ist, wenn man den Standpunkt umkehrt, das Behenscht- 
werden der einzelnen Persönlichkeit durch den Herrscher 
eine Thatsache und, obschon kein Recht, doch Voraussetzung 
für die Rechte und Pflichten der Person. Diese Thatsache 
des Unter worfenscins unter die Herrschaft, die Staatsange- 
hörigkeit also, nennt man Indigenat. Da nun aber itir 
den Herrscher keine Nötigung besteht, seinen Herrscher- 
willen auf alle diejenigen auszudehnen, auf welche er ede 
ausdehnen hönnte, so folgt, dass er durch Gesetz bestimmes 
kann, auf welche Personen er seine Herrschaft erstrecken 
wolle. Diese Bestimmung ist positiven Rechtes, es ist also 
nicht unsere Aufgabe, hierüber näher zu bandeln. Wir 
haben nur auf das Kachdrücklichste zu betonen, dass da> 
Indigenat kein Recht, sondern ledigUch eine Thatsacbe ist, 
welche Voraussetzung von ReiJiten wird. (So auch Ger- 
ber, öffentl. Rechte S. 75 ff.) Und darum kann es auch 
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inen Anspruch auf das Indigenat geben, sondern nur An- 
Espriiche auf Grund des Indigenates, Anerkennung der That- 
ieache der Staatsangehörigkeit kann blos in so fern gefordert 
Jwerden, als diese Thataache Quelle von Rechten ist. 

Die Behauptung des Indigenats ist sonach gleichbedeu- 
»tend mit der Behauptung der Rechte, welche aus demselben 
Violgen; die Bestreitung des Indigenats gleichbedeutend mit 
Bfler Verneinung jener Rechte. 

Wer aber die bezeichnete Thatsache anerkannt haben 
Ktrill, ohne dass sie von Jemanden geleugnet wird, der will 
aich kein Recht sichern, sondern nur eiii Beweismittel zum 
Zwecke der Geltendmachung von Rechten. Es hat demnach 
die Klage auf Anerkennung des Indigenates genau die Be- 
deutung der actio praeiudicialis im bürgerlichen Rechte. 

In so weit femer mit dem Ausdrucke Indigenat die 
Gesammtheit jener Rechte und Pflichten bezeichnet werden 
»11, welche eine Folge der Thatsache der Staatsangehörig- 
edt sind, ist dagegen einzuwenden, einmal, dass dieser Aua- 
rnck ungenau ist, sodann, dass er keinen wissenschaftlichen 
^Wert hat. Und zwar letzteres aus einem doppelten Grunde. 
r's Erste liegreift er kein einheitliches Recht in sich, son- 
I eine Summe einzebier Befugnisse, die systematisch weit 
[aoBeinander liegen; er ist ferner nicht fixirbar, weil die 
i der Thatsache der titaatszu gehörigkeit fliessenden Rechte 
1 den einzelnen Staaten und im einzelnen Staate zu ver- 
schiedenen Zeiten verschieden sind, 

Aelinlich wie mit dem Begriffe des Indigenates verhält 
1 Bich mit dem Begriffe des Staatsbürger rechtes. Dieser 
liet ein noch misslicherer desshalb, weil man mit ihm zwei 
Lgrundverschiedene Dinge bezeichnet, je nachdem man dabei 
die Einherrschaft oder au die Volksherrschaft denkt, 
i der Letzteren bedeutet das Wort Staatsbürgerrecht die 
I Thatsache der Mitherrschaft über den Staat; bei derErete- 
ren aber das Vorhandensein derjenigen Voraussetzungen, 
Oiuter welchen die Staatsangehörigen zur Ausübung { 
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Öffentlicher Rechte durch den Herrscher berufen sind. 
erstere Fall byriihit unsere gegenwäi-tige Betrachtung gar 
nicht ; im letzteren Falle bezi'icLnet das Wort „Staata- 
biirgerrecht" fiir da3 üffüiitliclie Recht dasselbe, was die 
bürgerliche Rechtsfähigkeit (statua civilis) fiir das Prirftt- 
recht ist. Es will also damit entweder das Vorhaudeoseiil 
dei'jenigen Voranssetzungen ausgedrückt werden, an welche 
gewisse öffentliche Rechte der Person geknüpft sind — 
dann gilt das oben über das Iiidigenat Gesagte: ea handelt 
sich um kein Recht, aonderu um Thatsachen, welche fiir 
Rechte präjiidiciell sind; oder es soll jener Name die Ge- 
sammtheit der Rechte begreifen, für welche die eben ge- 
nannten Thatsachen die Vorbedingung bilden — dann ist 
der Begriff ebenfalls wertlos, weil er in sich selbst keine 
Bestimmung enthält, sondern nur durch mechauische 7m- 
sammenfügung aller jener einzelnen Rechte gefunden werden 
kann. Erst durch Aneinanderi'eihuug der Rechte, welch« 
das concrete Staatsrecht an jene, gleichfalls von ihm positiv 
hezeiohneten Thatsachen knüpft, erfährt man, was man 
unter dem Staatsburgerr echte sich zu denken habe, Durch 
diese rein äusserhche Zusammenstellung gewinnen jedoch 
Jene Rechte keine begrifEliche Einheit. Eiue solche könneB. 
ffle nuT' finden, wenn sie sich wissenschaftlich und systema- 
tisch verbinden lassen. Diese systematische Einheit habes 
wir aber in der Darstellung der öffentlichen Rechte erst 
zu suchen. Das Wort nützt uns nicht, wo der Begriff 
fehlt. Und da uns denn das Wort „Staatsbürger recht* 
keinen Begriff an die Hand gibt, so müssen w dasselbe 
als für die Wissenschaft unbrauchbar verwerfen. 

Dass es mit dem sogenannten Heimats- und Ote~ 
meindebürgerrecht eine gleiche Bewaudtniss hat, brauchen 
wir nach dem bisher Gesagten wol nicht näher nachza- 
weisen. 

Im Anschlüsse au die vorstehende Kritik der Begriffe 
yon Indigenat und Staatsbüi-gerrecht sind hier auch jene 



Die öffei 



tliche 



Reell te. 



Rechte zu behandeln, welche man an diese Begriffe 
I anzuknüpfen pflegt, die Grundrechte oder Freiheitsrechte. 
i ist eigentlich nicht leicht zu sagen, was man mit diesen 
L Ausdrücken bezeichnen will. Als Grundrechte treten in den 
E "VerfaBsungaurkunden z, B. die Gewissensfreiheit, die Press- 
efreiheit, das Recht der freien Verehelichung, der Freizügig- 
I ieit, Gewerbefreiheit, Auswanderungsfreiheit u. dgl. mehr 
1 auf. Allein wo hier das Kecht liegen soll, lässt sich schwer 
■angebea; denn im Grunde genommen sind diese sämmt- 
fclichen „Rechte" und „Freiheiten" nur Ausdrücke des sehr 
r bekannten Satzes, dass Alles erlaubt ist, was rechtlich nicht 
[ verboten ist. Es wird nun sicher Niemanden einfallen, das 
Recht zu nennen, was niemals verboten war; denn 
L sonst könnte man ebenso gut von einem Grundrechte des 
I Menschen reden, zu essen oder zu schlafen. Die erwähn- 
[ ten Begriffe sind auch nicht logisch, sondern geschichtlich 
L zu erklären. Sie bezeichnen uemlich lediglich die That- 
Bache, dass früher einmal etwas verboten war, was jetzt 
1 erlaubt ist, sowie die Absicht des Herrschers, dergleichen 
' Verbote künftig nicht mehr zu erlassen. Eine rechtliche 
Bedeutung haben derartige Erklärungen in den Verfassunga- 
urkunden constitutioneller Staaten allerdings; aber nicht 
, welche mau ihnen gewöhnhch beimieat. Sie be- 
gründen nemlich nicht öffentliche Rechte der Staatsange- 
I hörigen, sondern sie besagen, dass, wenn die Gesetzgebung 
die individuelle Freiheit in gewissen Gebieten beschränken 
wolle, sie auf dem Wege der Verfassungsänderung ver- 
fahren müsse. Es gehören also jene Eechtesätze nicht 
I dem öffentlichen Rechte (i. e. S.) sondern dem 
^Rechte des Verfahrens (bei der Gesetzgebung) an. 

Gerber (öffentliche Rechte S. 78) hebt dies sehr 
I richtig hervor, wenn er sagt: „Der allgemeine Gesichtspunkt 
I janer sogenannten staatsbürgerlichen Rechte kann nur in 
I etwas Negativem gefunden werden, nemlich darin, dass der 

9 * r d ■ 1 . Allg. StuOIeliTB. 4 
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Staat sich bei der Beberraclrang und Unterwerfung 
Einzelnen innerhalb seiner (wir fügen bei : nach der zur 
Zeit herrschenden Auffassung) naturgemässen Schranke hält 
und denjenigen Theü der menschlichen PerBÖiüiclikeit voo 
seinem Kreise und Einflüsse frei lässt, der nach der Idee 
des Volkslebens der zwingenden Einwirkung dea allgemeinen 
Willens nicht unterworfen sein kann. Die Volksrechte aind 
also lediglich negative Rechte, Rechte auf Anerkennung der 
freien, d. h. nichtstaatlichen Seite der Persönlicldieit.* 
„Die juristische Auffassung kann desshalb nur die seia, 
dasa diese Negationen in positive Bestimmungtin der Recht© 
der Staatsgewalt Terwandelt werden. Es sind objective,, 
abstrakte Rechtssätze über die Ausübung der Staatsgewalt" 
(aJso über das Verfahren der Gesetzgebung). „Für die Ein- 
aelnen haben sie lediglich die Wirkung, dass sie unter 
Voraussetzung eines bestimmten Thatbeataudes eiue Be- 
rechtigung (subjektives Recht) erzeugen z. B. aul' ZuiTick- 
nabme einer Verfügung." (S. 79) Dieses subjektive Recht 
ist aber kein anderes als das aus jeder Ueberschreituug 
der Rechtsordnung erwachsende, ein Anspruch aus Ver- 
letzung. 

Nachdem wir nun die negative Seite unserer Aufgabe 
gelöst und die fälschhch als solche bezeichneten pei'sÖä- 
üchen Ansprüche aus dem öffentlichen Personeurechte aus- 
gewiesen haben, können wir zui- positiven Seite der Dar- 
stellung, der Entwicklung derjenigen Ansprüche, welche das 
öffentliclie Personenrecht bilden, übergehen. 

Die Grund ein theilmig ist hier dieselbe wie beim bür- 
gerhchen Personenrechte. Es lassen sich Rechte aus Ver- 
pflichtung und Rechte aus Verletzung unterscheiden, 

Die Hechte aus \'erpfhchtung wiederum sind entweder 
solche, die unmittelbar auf Gesetz, oder solche, die auf 
Vertrag beruhen. Sie geben auf ein Tbnn, Leisten de» 
Verpflichteten. Diesen Inhalt haben zwar auch die Rechte 
aus Verletzung; allein deren letzter Grund ist ein Äiispruch 
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auf ■ Nichtthun, dessen Missachtung durch ein Thun wieder 
gut gemacht werden soll. 

Bei den öffentlichen Rechten aus Verpflichtung tritt 
die Verschiedenheit des öffentlichen und Privatrechtes in 
der äusseren Erscheinung zu Tage, dass hier die gesetz- 
lichen Verbindlichkeiten weit die vertragsmässigen über- 
wiegen, während beim Privatrechte das umgekehrte Ver- 
hältniss bemerkbar ist. Aus der Natur der Aufgabe, welche 
dem Herrscher auf beiden Gebieten zufällt, erklärt sich dies 
leicht. Bei den Privatinteressen genügt es, jedem die 
Sphäre anzuweisen, innerhalb welcher er seinem Ziele nach- 
gehen mag, und die er nur mit Zustimmung seiner Mit- 
menschen überschreiten kann; wo es sich dagegen um 
öffentUche Interessen handelt, tritt der Herrscher mit posi- 
tivem Befehle auf. Er hatte keinen Grund, den Einzelnen 
zu zwingen, für die Interessen eines andern Einzelnen 
thätig zu werden, aber er hat sehr viel Grund den Einzel- 
nen zu zwingen, für die Interessen Aller thätig zu werden. 
Eine absolute Notwendigkeit jedoch, immer und allezeit mit 
solchem Zwange aufzutreten, besteht nicht. Wo der Herr- 
scher annehmen kann, dass er auf dem Wege freiwilligen 
Uebereinkommens sich genügende Leistungen für das allge- 
meine Interesse sichern werde, wird er keine gesetzUche 
Verbindlichkeit aufstellen, sondern dem Vertrage Spielraum 
lassen. Der Vertrag gehört sonach, mag er auch im öffent- 
lichen Rechte seltener vorkommen, doch diesem ebenso gut 
als dem Privatrechte an, und wir können Gerber nicht 
beipflichten, wenn er (öffentUche Rechte S. 40) den Satz 
aufstellt, dass der Vertrag durchweg privatrechtlicher 
Natur sei. 

Betrachten wir nun zuerst näher die gesetzlichen Ver- 
bindlichkeiten des öffentlichen Rechtes, so können wir deren 
zwei Classen unterscheiden: 

einmal solche, welche auf Leistungen von Sachen, also 
Leistungen aus dem Vermögen gehen; 

4* 
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Bodanii solclie, welche xat Gewähnmg persödidier Die^e 
gerichtet smd. 

Vor einem Irrthum ist hier za warnen. Es wäre ganz 
falsch, wenn man annehmen wollt*, dass diese A'erbindlich- 
keiten immer Dur gegenüber dem Herrscher bestehen 
müssen. Es können Rechte öffentlicher Natur durch das 
Gesetz auch Einzelnen oder Fersonengemeinschaften zuge- 
schrieben werden, freihch nicht — und hierin hegt das 
tmterscheidende Merkmal — in deren individuellem, son- 
dern im allgemeinen Interesse. Es m^ sich mit dem 
öffentlichen allerdings ein indiTiduelles Interesse verknüpfen ; 
allein dieses letztere ist nicht das entscheidende, es ist nur 
ein acddens des ersteren. Der Anspruch z. B. des Schul- 
lehrers anf das Schulgeld ist ganz sicher ein öffenthch- 
rechthcher. 

Eine erschöpfende Aufzählung der Öffenthchrecht- 
bchen Vermögensansprüche zu geben, ist nur der positiTeo 
Staatsrechtslehre mÖgÜch. Wir müssen uns hier mit allge- 
meinen Umrissen begnügen. 

Als Vermögensansprüche dieser Gattung erscheinen 
besonders ; 

1 . Die Rechte auf Steuern , gleichviel ob dieeelbea 
dem Herrscher selbst, oder innerhalb des Staates solcfam 
Personengesammtheiten zustehen, welche zur Wabmehmong 
öffentlicher Interessen gebildet sind : Gemeinde- und Ereis- 
Terbände. 

Je nachdem die Steuer dem Einzelnen als Besitzer 
einer Liegenschaft oder von beweghchem Vermögen aufer- 
legt ist, nimmt die Klage die Natur einer actio in rem scripta 
oder einer rein persönlichen Klage an. 

Im ersten Falle stützt sich die Klage 

1, auf die Behauptung, dass ein bestimmtes Grundstück 
steuerbar sei; 

2. auf die Behauptung, dass dieses Grundstück dem Be- 
klagten gehöre. 



Im zweiten Falle stützt sich die Klage auf die Be- 
liauptung, daes Beklagter steuerpfliclitiges Einkoinmen 



Diese Thatsachen kami der Beklagte entweder läugnen 
-oder zugestehen odor endlich zwar zugeben, aber geltend 
I machen, daas Umstände vorhanden sind, welche ihn von der 
I an und für sieb begründeten Verpflichtung gesetzlich be- 
än (Einreden). 
Noch Eines aei hier bemerkt. Einen juristischen Un- 
terschied begründet es nicht, ob die Steuer direkt 
oder indirekt genannt wii-d. Vom Standpunkte des 
■öfEenthcben Rechtes sind alle Steuern direkte. 
Es gehören weiter bieher 
2, die Ansprüche auf Taxen und Stempelgebühren. 

Es ist jedoch nicht Alles rechtlich Taxe oder Stem- 
pelgebühr, was BO genannt wii-d. Die von einem Gehalte 
gelegentiicb der Verleihung oder der Auszahlung erhobenen 
L Abgaben z. B. sind Steuern. Tax- oder Stempelpfticbt im 
I •eigentlichen Sinne ist diejenige, welche durch Inanspruch- 
l nähme der Handlung einer öffentlichen Behörde begründet 
■wird. 

. Die Ansprüche auf Zölle. 

. Die Ansprüche auf Enteignung. Unter Enteiguunga- 
recht versteht mau das Recht, von Jemanden die Ueber- 
tragung des Eigenthums oder einer Dienstbark eit (meist 
gegen Entschädigung) auf Grund einer Bestimmung des 
Öffentlichen Rechtes (also im öffentlichen Interesse) zu ver- 
langen, 

Der Anspruch kann auf unbewegliche und bewegliche 
Sachen (Pferdeconscription) sich richten. 

Es ist durchaus nicht nötig, dass der Herrscher der 
Berechtigte sei , auch Privaten (Eisenbahngesellschaftea) 
kann das Enteignungsrecht zustehen. Es ist ebenso wen^ 
begrifflich erforderheb, dosa ein Privater der Verpflichtete 
68 kann auch einem Privaten die Enteignungsklage 
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gegen den Herrscher als Inhaber des Staat^iites zu- 
stehen. 

Der Anspruch geht auf Uebertragung dinglicher Be- 
rechtigung: dass seine Durchführung zu einem öffent- 
lichen Rechte an der Sache führe, liegt nicht im Begriffe 
der Enteignung. 

Der Anspruch geht regelmässig auf Leistung gegen 
Gegenleistung, d. i. Ersatz des aus der Enteignung dem 
Verpflichteten zugehenden Vermögensnachtheiles. 

Voraussetzungen des Anspruches sind also: 

a. dass der das Recht Behauptende ein Unternehmen 
in's Werk setzt, zu Gunsten dessen das öffentliche Recht 
einen Enteignungsanspruch gibt; 

b. dass zur Durchführung dieses Unternehmens die be- 
treffende Sache nötig sei; 

c. dass demjenigen, gegen den der Anspruch erhoben 
wird, die Sache gehöre; 

d. dass der Unternehmer bereit sei, die gesetzliche Ent- 
schädigung zu leisten. 

Das Enteignungsrecht hat neuerlich eine sehr um- 
fassende Behandlung durch Georg Meyer (das Recht der 
Expropriation, Leipzig 1868) gefunden. Da wir uns mit 
den Anschauungen dieses Schriftstellers in grundsätzlichem 
Widerspruche befinden, sei es gestattet, näher auf dieselben 
einzugehen, um so mehr als die Lehre von der Enteignung 
zur Zeit noch nicht zu den unbestrittenen gehört. Meyer 
geht von dem sehr richtigen Satze aus, dass das Enteig- 
nungsrecht sich nicht aus dem bürgerlichen, sondern nur 
aus dem öffentlichen Rechte erklären lasse. Die Frage, ob 
und wann eine Enteignung eintreten könne, sei also staats- 
rechtlicher Natur. ^Es treten aber bei der Expropriation 
zwei Vermögens-, also zwei privatrechtliche Subjekte, Ex- 
propriant und Expropriat, einander gegenüber, die sich ge- 
genseitig zu gewissen vermögensrechtlichen Leistungen ver- 
pflichtet sind. Auch der Staat, als Repräsentant seines 
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la Fiscua, wird wie eine Privatperson ange- 
selien. Wir haben daber weiter za fragen, welchen juristi- 
sclien Charakter tragen diese Vermögensleistungen an aich; 
die Antwort auf diese Fi-age hat das Privatrecht zu geben. 
Die UnterBuchung über Zulässigkeit, Bedingungen 
und Formen der Expropriation ist demnach eine 
staatsrechtliche, die über den juristischen Cha- 
rakter der gegenseitigen Ve rmÖgeusleistu ngen 
eine privatrechtliche" (a. a, 0. S. 163). Als staata- 
reehthchen Grund der Enteignung erkennt Meyer {a. a. 
0. S. 176) „das Recht des Staates in Folge einer CoUision 
von Privati-echten mit den iiffentüchen Interessen ki'oft der 
sämmtlichen Staatsangehörigen obliegenden Pflicht, das Staats- 
wol nach Kräften zu fördern, die selbst zwangsweise Abtret- 
nng der Privatrechte gegen volle Entschädigung zu verlangen." 
I Nach der privatrechtUchen Seite Iiin bezeichnet Meyer 
[ (S. 185) das Enteignungsrecht als ein obligatorisches. Dieses 
f obligatorische Recht soll dann wieder ein verschiedenes sein, 
je nachdem der zu Enteignende in die Abtretung einwilligt 
I oder durch den Ausspruch der zuständigen Behörde dazu 
[gezwungen wird (S. 186). Ersten Falls hege ein Kauf {oder 
I Tausch) vor, letztern Falls eine obligatio quasi ex contractu, 
I als deren Typus der Kauf (bezw. Tausch) erscheine. 

Gegen diese Darstellung lässt sich nun unseres Er- 
I aditens selir Erhebliches einwenden. 

Meyer erkennt au, dass die Frage, ob und waun 
I Enteignung eintreten könne, öffentlichrechtlicher Natur sei- 
I d. h. also, dass derjenige, welcher einen Anspruch aufEnt- 
' eignung erhebt, sich nicht auf einen privaten, sondern auf 
öffentlichen Rechtstitel beruft. Daraus, sollte mau 
ergibt sich als einfache logische Folgerung, dass 
f dieser Anspruch ein öffentlichrechtlicher sei. Meyer da- 
is dem öffenthchen Rechte eine privatrecht- 
[ liehe actio entstehen und behauptet , während er zugibt, 
I dass der Rechtsütel ein öffentiicber ist, der Anspmch sei 
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ein prirater. Das öSentlicIie Recht, wenn geltend gemacht, 
' eoU also zum Privatrechte werden. Dass sich dies schlechter- 

^ nicht vereinbareD lässt, ist klar. Es begegnet una 
! hier der sehr Terbreitete Gedanke — wir möchten ihn eine 
fixe Idee nennen ^ dass immer ein Privatrecht vorliege 
■wenn es sich um Vermöggnaleistungen handelt. Das ist 
eben unrichtig. Es kömmt ganz darauf an, ob die Ver- 
. mögensleistung aus einem privatrechtlichen oder aus ^em 
öffentlichrecbtUchen Grunde gemacht wird ; andernfalk müeeta 
man auch die Steuerfordemngen unter die PrivatrechtÄ 
[ zählen. Wie Meyer zu jener unnatürhcheu Scheidung 
I zwischen ius publicum und actio civilis der Enteignung ge- 
langte, ist übrigens sehr erklärlich. Im positiven Rechte 
ist neralich meist der Ausspruch darüber, ob die Voraus- 
setzungen der Enteignung gegeben sind, den Verwaltungs- 
' behörden überwiesen, wogegen sonstige Streitigkeiten der 
Parteien vor Gericht auszutragen sind. Aus dieser höchst 
ungerechtfertigten Zerreissung des Zusammengehörigen in 
I der formellen Behandlung folgt jedoch kein innei-er Unter- 
schied. Der Enteignungsanspruch bleibt nichts desto wen%er 
i obligatorischer Anspruch des öffenÜichen Eechtes. Dieser 
. Anspruch ist immer der gleiche, mag der Verpflichtete sich 
. ihm fügen oder nicht. Es handelt sich stets um dieselbe 
obligatio, nicht bald um eine obligatio ex contractu bald 
quasi ex contractu, bei welch letzterer Buzeichnung man sich 
übrigens, obgleicli sie römisch ist, doch eigentlich nicht viel 
\ denken kann. Es liegt eben hier, wie im öffenthchen Rechte 
meistens, eine obligatio ex lege vor. Der „Zwang", wd- 
I chen man bei der Enteignung so sehr betont, bezeichnet 
nichts anderes, als das Vorhandensein eiuer gesetzlichen Ver- 
I pflichtuDg; denn dass derjenige, welcher einen bestehenden 
' Anspruch nicht befriedigt, zur Befriedigung genötigt wird, 
I ist allgemeinei- Rechtssatz und nichts dem Enteignungs- 
rechte Eigenthümhches. Wenn aber Jemand, um diesen 
Zwang zu vermeiden, eine Sache gegen Entschädigung her- 
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, sich also derselben entäusaert, nicht weil er sie ver- 
:aufen will, sondern weil er den Entschädigungsan- 
pruch anerkennt, so kann man sicher von keinem Ver- 
lirage (Kaufe) reden. 

Ebenso undurchfiilirhar wie die Scheidung zwischen 

publicum und actio civilis erscheint die, wonach zwar 

1 Äbtretungsklage eine öffentlichrechtlicho , die Entschä- 

[ungsklage dagegen eine private sein solle; denn die eine 

die andere Klage haben in demselben Recbtainstitute 

ä Quelle, sie hängen zusammen wie die actio emti 

l venditi. Der Enteignungsanspruch besteht nicht selbst- 

iändig und unabhängig vom Entschädigungsansprüche ; 

1 ersterer wird nur insofern gegeben als dem letzteren 

j geleistet wird; die Entschädigung ist eine der Vor- 

[UDgen der Enteignung. (Vgl- Meyer a, a. 0. 

,1.) 

Unter die öffentlich rechtlichen Vermcigensan- 
jhe gehören endlich noch diejenigen, welche der Herr- 
■ den Staatsangehörigen unter bestimmten Voraussetz- 
Q gegen öffentliche Personeiivereinigungen auf Grund 
(er Angehörigkeit zu denselben gibt, wie das Recht der 
l^heilnahme an gemeindhchen Anstalten , das Recht auf 
^menunter Stützung und dgl. Das letztere Recht kann 
idoch auch in der Form vorkommen, dass der Träger des 
inspruches nicht der Bedürftige selbst, sondern der Herr- 
iher iet. 

Ausser diesen Rechten ans Verpflichtung, welche auf 

t dare gehen (Verraögensleistung), gibt es auch, wie er- 

nt, solche auf ein facere (persönüche Leistung). 

Ihr Ursprung beruht auf einem gemeinsamen Grund- 

»danken. Mag ein Einzebier oder eine Vielheit Träger 

Herrschaft sein, immer ist es thatsächhch unmüglich, 

der Herrscher durcli persönliche Handlung die Ge- 

mmtheit der staatÜchen Aufgaben löse. Der Herrscher 

ird also genötigt sein, die Beihilfe der Staatsangehörigen 
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zur Wahrnehmung der üffentlichen Interessen zu bean- 
spruchen. Er kann dies auf dem Wege des freiwilligen 
Uebereinkommens thun: er kann aber auch — und diesen 
P'all haben wir hier zu betrachten — die Leistung solcher 
Dienst^^ als gesetzliche Pflicht auferlegen. 

Diese pei-sönlichen I^ienste können sich auf alle Zweige 
der staatlichen Thätigkeit. auf die Gesetzgebung wie die 
Verwaltung beziehen. Eine Pflicht zur Mitwirkung bei der 
Gesetzgebung wird thatsächUch selten vorkommen. Desto- 
häufiger eine Pflicht zur Beihilfe bei der Verwaltung. Es 
gehört hieher auf dem Gebiete der Rechtspflege die Ver- 
pflichtung zum Geschwomendit-nste und zu andern richter- 
lichen Functionen: auf dem Gebiete der Verwaltung (i. e. 
S.) die Verbindlichkeit zur Uebemahme von sogenannten 
Ehrenämtern in der Gemeinde, dem Kreise, dem Staate. 
Eine nähere Darlegung dieser Verhältnisse ist nur im posi- 
tiven Staatsrechte möglich. 

Der Herrscher kann ferner den Staatsangehörigen die 
Verpflichtung auferlegen, zum Schutze des Staates mit ihrer 
Person einzutreten, das pei"sönliche Dasein selbst für das 
allgemeine Interesse auf das Spiel zu setzen: und dies ist 
die weitgehendste aller persönlichen Pflichten — die Wehr- 
pflicht. 

Wir haben bisher die Fälle betrachtet, in weichender 
Herrsche!' die Staatsangehörigen zu staatlichen Aufgaben 
unmittelbar heranzieht. Die Voraussetzung dabei ist, dass 
dieselben geistig und körperlich fäbig seien, den gemein- 
samen Interessen zu dienen. Diese Fähigkeit wii'd aber be- 
dingt theils von natürlichen Anlagen der Individuen theils 
von der Pflege derselben durch Heranbildung. 

Dem Herrscher muss also daran gelegen sein, dass 
die Bürger zur Theilnahme an der staatlichen Thätigkeit 
erzogen werden. 

Y,r kann sonach Anstalten errichten, in welchen die von 
dem Interesse des Staates geforderte körperliche und geistige 



Idnng vemiittelt wird und kann deren Besuch den 
Ürigen zur gesetzlichen Pflicht machen — Schul- 



Die allgemeina Schulpflicht bildet die notwendige 
iTissetziing für die Betheiligung der Staatsangehörigen an 
■ Wahrnehmung der Staataaufgaben. 

Wie die allgemeine Wehrpflicht den tiefsten Eingriff 

äas physische , so enthält die allgemeine Schulpflicht 

i tiefsten Eingriff in das geistige Dasein des Menschen, 

Unter den öffentlichrechtliclien Verträgen ist be- 

Inders derjenige hervorzuheben, durch welchen der Eintritt 

die Stellung des Beamten bewirkt wird. Der Vertrag 

Hif Amtsübernahme begründet für den Herrscher das Recht 

l verlangen, dass der andere Vertragstheil ihm seine Dienste 

r Ausübung staatlicher Functionen zur Verfügung stelle, 

den Beamten dagegen das Recht, gewisse materielle 

iatungen zu fordern (Gehalt, Pension). Ein Recht, das 

mt zu behalfen, wü'd durch den Vertrag regelmässig nicht 

Igründet, kann aber begründet worden, wie z. B, beim Richter. 

Vertrag wii-d durch Ausstellung einer Ernennungs- 

bkimdu an den Beamten vollzogen. 

Eb ist nicht richtig zu sagen, dass das Staatsdienst- 
terhältniss durch eine Verfiigung des Monarchen, welche 
! Ertheüung eines Privilegiums enthalte, einseitig begriin- 
I {Gerber Grundzüge S. llß); denn dieser ein- 
stige Akt des Herrschers hat dann keine Wirkung, wenn 
'. Zustimmung des Ernannten fehlt. In sonderbaren Mias- 
[Bretändnissen bewegt eich hier auch Perthes (der StaatB- 
pienst in Preussen, ein Beitrag zum deutschen Staatsrecht. 
feamburg 18.58, S. 53 ff.J, der desshalb den Begrifl' des 
pertrags ausgeschlossen sieht, weil der Herrscher, im Falle 
ich nicht genug Candidaten des Staatsdienstes fänden, 
Recht habe, zum Staatsdienste zu zwingen. Sicher 
u der Herrscher durch Gesetz eine Verpflichtung zum 
begründen, aber so lange er dies nicht thut. 



fiO 



IV. Ab 



besteht sie doch wol nicht. Wo es aber, Hangels räws 
solchen Gesetzes, keine Zwangsp&icht gibt, Beamter zu 
Verden, kann auch Niemaud durch einseitiges Rechtsgeschäft 
in diese Stellung kommen, sondern nur durch zweiseitiges, 
durch Vertrag. Daran ändert auch der Umstand nichts, 
daes gesetzlich festgesetzt ist, dieser Vertrag müsse, wenn 
abgeschlossen, einen bestimmten Inhalt haben. Der Ver- 
trag hat eben dann das Eintreten in dieses gesetzlich uor- 
mirte VerhÜltniss znm Gegenstande. Die Ehe z. B. ist um 
nichts minder ein Vertr^, weil der Inhalt der beiderseitigst 
Verbindlichkeiten der Ehegatten theilweise gesetzlich ein fSr 
allemal feststeht. Man konnte hier wie dort das Vorhan- 
densein eines Vertrages nur dann laugnen, wenn es einen 
Zwang zum AmU; oder zum Heiraten gebe. 

Soviel ist allerdings richtig, dass bei dem Verhaltnisse 
des Beamten eine doppelte Seite, die innere und äussere, 
unterschieden werden muss. Der Vertrag auf Amtsüber- 
nahme erzeugt nach seiner Vollziehung Rechts Wirkungen 
nach Aussen, ähnlich wie bei der priTatrechÜichen Reprä- 
sentation. Diese Seite berührt uns hier nicht, sie fällt nicbt 
unter dea Begriff des' Amtsvertrages ; denn der amtliche 
Gehorsam, den der Beamte von anderen Staatsangehörigen 
zu fordern hat, ist natürlich nicht im Vertrage begründet, 
sondern im Gesetze. Dem Staatsangehörigen gegenüber 
kömmt nur die Anstellung, der Umstand also in Betracht, 
dass der Beamte berufener Vertreter des Herrschers ist. 

Wir nannten als Inhalt des Vertrags für den Beamten 
das Recht auf Gehalt, wozu noch der Anspruch auf Titel 
und Rang treten kann. Es ist aber auch ein Vertrag 
denkbar, durch welchen der Beamte keinen Geldanspruch 
bekömmt, sondern sich zur unentgeltlichen Dienstleistung 
verpflichtet Ein Recht auf das Amt selbst erwächst dem 
Beamten regelmässig nicht, vielmehr ist (vom Richter ab- 
gesehenj der Herrscher jeder Zeit in der Lage, ihn von 
dem Amte abzurufen. Umgekehrt ist auch der Beamte 
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i das Amt gebunden, sondern kann vom Vertrage 

■eten, seine Entlassung fordern. 

jsa wegen ist aber um nichts weniger ein Vertrag 
[ Torhanden, denn das Recht des Eücktrittes vom Vertrage 
liebt das Wesen des Vertragi-a nicht auf. 

Ebenso wenig als sich das Dasein eines Amtavertrages 
L leugnen lässt, ebenso wenig kann man dessen öffeutlich- 
rechtlicbe Natur in Abrede steilen. Besonders Gerber 
(üeber Öffentl. Rechte S. 40) behauptet sehr entschieden: 
jDer Vertrag bezieht sich nur auf die privatrechtliche 
Seite des Verhältnisses." Wie dies gemeint ist, erheUt 
auB dem, was er an derselben Stelle oben sagt. Es kämen 
täglich Rechtegeschäfte vor, welche der Staat abschliesse, 
nm sich weitere Hilfeleistung zu verschaffen, als diejenige, 
welche ihm aua der Erfüllung der allgemeinen Unterthanen- 
pflicht zuwachse, Verträge, in welchen Lieferung, Arbeit be- 
dungen werde, ganz besonders die Staatsdienst vertrage. Die 
materiellen Bedingungen, unter welchen Jemand einen 
Staatsdienst übernehme, stelle der Staat als Eiscus häufig 
nach freier privatrechtlicher Uebereiukunft mit dem Ein- 
zelnen fest. 

Dies scheint uns nun nicht ganz logisch; es werden 
hier die einzehien Be stand th eile des Staatsdienst Vertrags 
auseinander gerissen blos der Ansicht zu Liebe, dass kein 
Vertrag im öffenthchen Rechte solle vorkommen können. 
IKe Verpflichtung, die der Beamte im Vertrage übernimmt, 
ist doch jedenfalls eine ÖffentUchi-echtLiche ; denn es handelt 
sich um öffenthche Dienste, Beihilfe bei Regierungshandlun- 
gen. Diese Verpflichtung ist — mag sie inhaltlich auch 
allgemein durch Gesetz geregelt sein, was übrigens nicht 
nötig ist — eine vertragsmässige ; denn wider Willen wird 
man nicht Beamter. 

Diese Seite des Vertrags wird von Gerber nicht be- 
achtet; er sieht blos auf den staatlichen Uebertragungsact 
des Herrschers, wodurch Letzterer den Beamten mit der 
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Amtsgewalt bekleidet. Wir habeü es aber hier mit 
Rechtsyerhältniase nach Innen zu thuD. 

Was die vom Herrscher übernommene Verbindlichkeit 
betrifl't, so wird diese, wie scbon erwähnt, regelmässig nicht 
in einem dem Beamten verliehenen Rechte auf das Amt, 
sondern nur in einem Rechte auf den Gehalt bestehen. 
Dieses letzte Moment ist es, das von Gerber zu au*" 
scbliessHcb betont wird, und woraus er folgern möchte, 
der ganze Vertrag ein fiscalischer sei. 

Dass dieser Scbluss nicht zwingend ist, ergibt Hioh 
schon aus der einfachen Frage, wie denn Gerber in dem 
oben erwähnten Falle entscheiden würde, wenn Jemand eiii 
Amt ohne Gehaltsanspmch, aber ebenfalls vertragsmäsaig 
übernimmt 'f Sollte das auch ein fiscalischer Vertrag sein? 

Und abgesehen davon, so braucht wol nicht erst be- 
wiesen zu werden, dass das Dasein einer Vermögensleistoiig 
noch nicht unbedingt iiir ein privatrechÜiches Verhältmas 
spricht. Es gibt Vermögensansprüche in Menge auf den 
Gebiete des ÖffenÜichen Rechtes. Der Beanitengehalt (dflr 
ja auch gesetzlich geregelt sein kann, ebenso wie die Amta- 
befugniss) ist die vom Herrscher als solchen gewährte Ge- 
genleistung für die öffentlichen Dienste. Der Anspruch auf 
denselben ist geradeso gut ein ciffeuÜichrechtlicher, wie der 
Entschädigungsanspruch aus der Enteigimtig. 

Nach der Rechtsquehe, aus welcher er seine WuA- 
samkeit ableitet, und nach seinem Zwecke ist sonach der 
Staatsdienstvertrag öffenüicber Natur, 

Die von uns hier vertretene Auffassung kann keineti 
Anspruch auf allgemeine Anerkennung maclien. Vielmehr 
ist die Lehre vom „Anstellungsvertrage^ gewisser Massen 
in Verruf gekommen, vorzüghch dessbalb, weil man darin 
eine privatrechtliche AufEasaung und eine Verkennuug der 
j, organischen^ Natur des Staates sah. 

Vielleicht dürfte mit der Beseitigung dieser letztereq- 
Bedenken die Vertragstheorie wieder Boden gewinnen. — 
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Die zweite Gattung der persönlichen Auspriiche des 
Öffentlichen Rechtes bilden die aus Verletzung hervor- 
gehenden. 

Gegenstand der Verletzung auf dem Gebiete des Öffent- 
licben Rechtes ist stets das gemeinsame Interesse, welches 
in der Rechtsordnung seinen Ausdruck gefunden hat. Dia 
Verletzung liegt also darin, dass der Wille des Einzelnen 
eine dem "Willen des Horrachers feindliche That hervorge- 
rufen liat. Diese Thatsache kauu natürlich ebeuso wenig 
ungeschehen gemacht werden, als der Wille, aus dem sie 
entsprang. Wenn daher aus dieser Thatsache ein Anspruch 
abgeleitet wird, so kann dessen Gegenstand nicht der sein, 
die verletzende That zu beseitigen, sondern nur der, ihre 
Wirkungen zu vernichten. Die That enthält einen Angriff 
^uf die Sicherheit der Rechtsordnung; der Anspruch muss 
die Sicherung derselben zum Gegenstände haben, 
ese kann selbstverständlich nicht fiir die Vergangenheit 
werden, sondern nur für die Zukunft, uud zwar 
kdurch, daaa es dem Thäter verleidet wird, die ßechts- 
uing abermals anzugreifen. Der Anspruch wird sohin 
f gehen, dass dem Verletzenden ein Leiden aufer- 
werde. Dieses Leiden nennt mau die Strafe. Die 
ife soll demnach zweckgemäss nicht weiter geiien als 
nötig ist, um den Verletzenden von künftiger Verletzung 
abzuhalten. Diese Abhaltung kann eine doppelte Richtung 
Üben : eine psychische und eine physische, d, h. der Herr- 
icher kann sich als Ziel setzen, zu bewirken, dass der Ver- 
letzende (Verbrecher) nicht mehr verletzen will oder dass 
? nicht mehr verletzen kann. Jedoch kann der Herrscher 
lach der Natur seine Herrschaft auch auf den Willen nur 
nittelbar durch äusseren Zwang einwirken ; er musa sich 
■, mag er dieses oder jenes Ziel verfolgen, physischer 
1 bedienen, der Strafen. Nur wird der äussei'e 
g ein verschiedeu gearteter sein, je nachdem sein Zweck 
) Beseitigung des rechtswidrigen Willens oder die Besci- 
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t^ung der Möglichkeit des rechtswidrigen WillenB ist. 
Letzteres Ziel wird sich der Herrscher nur stecken, wenn 
er an der Erreichung des ersteren verzweifelt. lu erster 
Linie wird sein Beatreben sein, den Willen des Verbrechers 
dahin zu bestimmen, dass derselbe der Rechtaordnung nicht 
mehi' feindlich entgegen tritt; erst wenn der Herrscher der 
üeberzeugung ist, dass er diese Besserung des Willens 
nicht erreichen kann, wird er den Verbrecher unachä dlich 
machen. In beiden Fällen aber ist das Ziel die Sicherung 
der Rechtsordnung; es ist sonach die Besserung nicht Zweck 
der Strafe, sondern Mittel zum Zwecke. Aber auch da, wo 
der Herrscher den Verbrecher unschädhch zu machen ge- 
nötigt ist, soll die Strafe nicht weiter gehen als der Zweck 
erheischt. Es ist also das härtere Mittel TerwerfUcli, in bo 
ferne das mildere genügt. 

Ob nun der Herrscher annehmen darf, dass Besserung 
möglich ist, oder ob er diese Möglichkeit ausschliessen muss, 
ist praktische Frage. Und zwar würde sich diese Frage 
mit absoluter Sicherheit nur in Rücksicht auf die einzelne 
Persönlichkeit lösen lassen. Auch dieser gegenüber läset 
sich jedoch, der Natur der menschlichen Erkenntnisa zu 
Folge, nie eine Gewissheit, sondern nur eine Wahrschein- 
lichkeit erhalten. Das Ideal der unbedingten Ueberein- 
etimmung von Mittel und Zweck ist für das Strafrecht un- 
erreichbar. Das nächste Kriterium für die Möglichkeit oder 
Ünmöghchkeit der Besserung gibt die Art und Weise, wie 
sich der Wille des Verbrechers in seiner That geoffenbart 
hat. Dies wäre also der unmittelbarste Massstab der 
Strafe. Die Beui'theilung selbst aber, auf welche Intensität 
des Willens aus der That zurüctgeschlossen werden kann, 
ist subjektiv. Es würde demnach die Strafbemessung im 
einzelnen Falle aus einem doppelten subjektiven Momente, 
der Subjektivität des Verbrechers und der Subjektivität des 
Richters, sich ergeben. Die Unsicherheit und Ungleichheit, 
welche in der Strafbemessung in Folge des Umstandes 
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»endig zu Tage treten müsste, dass von vei-Bcldedenen 
^ Personen und zu verschiedener Zeit das Urtheü zu fallen 
, wird durch die Strafrechtsordnung beseitigt, welche einer- 
(l«ts nach einem Durchschnitts- und Wahre clieinhchkeits- 
; die subjektive Willeusbeschaffenlieit des Tliätera aus 
iner Handlung bemisst, andrerseits die Subjektivität des 
ürtheilenden in Schranken bannt und zwar so, dass sie ihm 
wegelmässig gestattet innerhalb gewisser Grenzen nach indi- 
^dueUem Ermessen die mit Rücksicht auf die individuelle 
ffillensbeacbaffcnlieit des Verbrechers dem Strafzwecke ent- 
^reohende Strafe zu berechnen. 

Für die Fälle, wo die in dem Strafgesetze niederge- 
} Wahrscheinlichkeitsrechnung sich zum Nachtheile des 
jAngeklagten als offenbar falsch erweist, behält sich der Herr- 
fflßhär vor, durch eine lex specialis die angemessene Strafe zu 
Fterbängen oder die Strafe, als durch das allgemeine Interesse 
P^cht geboten, aufzuheben — Begnadigungsrecht. 

Aus der Natur des Gegenstandes der Verletzung er- 
t sich, dass der Träger des Anspruches regelmässig der 
["Herrscher, als Hüter der gemeinsamen Interessen, ist. So- 
f ferne ausser der Verletzung der allgememen auch eine Ver- 
f letzung individueller Interessen gegeben ist, kann neben dem 
f Strafansppuche auch ein individueller bestehen, und zwar, je 
Ijiach der Natur der Verletzung, ein privatrechtlieher oder 
Q-fän. öffentlichrechtlicher — Busse. 

Was nun als eine Verletzung der öffentlichen Interes- 
I Ben zu erachten sei, ist nicht nach allgemeinen Regeln zu 
^ leetimmen , sondern kann nur aus dem positiven Hechte 
des einzelnen Staates bemessen werden. 

Zwei Classon von Verletzungen lassen sich jetloch 
L grundsätzlich unterscheiden. 

Die verletzende Handlung kann nemHch entweder 
|.«iaen direkten Angriff auf die Gesammtinteressen enthalten 
b^ochverrat, Aufstand); oder sie kann einen so intensiven 
auf individuelle Interessen enthalten, dass die Ge- 



sammtintereBseii dadurcli gescliädigt , bedi-oht erschfiinea' 
(Mord, Raub, Notzucht, Diebstahl). Hier vorzugsweise liegt 
die veränderliche Grenze des Privatrechtes und Strafrechtea. 
Bei verschiedenen Völkern und zu verschiedenen Zeiten hat 
man in derselben Verletzung von Individualrechten eine 
öffentlich strafbare Handlung gesehen oder nicht. Wir er- 
" Innern nur an die römischen Begriffe von furtum, iniarta 
und dergleichen. — 

Neben den öffentlichen Sachen- und Personenrechtöi 
haben wii" nunmehr eine dritte Kategorie von öffentlichen 
Rechten aufzustellen, welche eine Geaammtheit von Sachen 
und Personen umfassen — die Rechte am Staat und 
an Staatalheilen. 

Der Wille des Herrschers umfasst Land und Volk 
ohne jede rechtliche Grenze ; der Heri-scher hat die that- 
sächliche Macht über den Staat. Diese trägt ihi'e Schranke 
nur in sich selbst, in ihrer innern Natur. Was im concreten 
Staate als gesetzliche Beschränkung des Hen'scher willens 
erscheint, das ist nicht eine von eiuer höbern Gewalt dem 
Herrscher auferlegte, sondern eine von ihm selbst sich gesetzte. 

Während sonach die Staatsgewalt des Herrschers den 
Charakter des Rechtes nicht an sich trägt, erscheint jede 
BefugnisB, welche der Herrscher Einzelnen oder ganzen 
Classen von Staatsangehörigen verleiht, ihren Willen am 
Staate, sei es an des Herrschers Statt, sei es neben dem- 
selben geltend zu machen, als ihr Recht. 

Was man als ,, politische Rechte" der Staatsange- 
hörigen zu bezeichnen pflegt, gehört hauptsüchlich hieher. 

Versucheu wir eine Uebei-sicht jener Rechte zu geben, 
welche als Rechte am Staate erscheinen, so erhalten wir 
folgende Classen: 

1. Rechte auf Ausübung des Herrscherwillens, Amts- 
rechte. Das Amt nach seiner äussern Seite (im Gegen- 
sätze zu der oben besprochenen innernj verleiht das Recht, 
seinen Willen innerhalb des Staates oder eines Staatstheiles 
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des Herracliers gelteud zu machen, und daher 

[. denselben Gehorsam zu fordern , welchen der Herrscher 

L Teidangt. Da aber das Amtsrecht ein abgeleitetes ist , so 

^testeht ' es nur innerhalb der Grenzeu, welche der Herrscher 

lern Beamten gesetzt hat. 

Dieselbe Thätigkeit, welche den Staatsangehörigen gegen- 
F^ber Recht des Beamten ist, erscheint dem Herrscher gegeu- 
l'tiber als seine Pflicht. 

Da im Rechte des Beamten zugleich der Wille des 

Herrschers verletzt ist, so ergibt sich, dasa der Herrscher 

ssig nicht in die Willkür des Beamten legen 

tann, die Verletzung seines Rechtes zu verfolgen oder nicht. 

yielniehr nimmt der HeiTScher unmittelbaj- diese Verfolgung 

L die Hand. Der Anspruch aus der Verletzung des Be- 

KuntenrecLtes erscheint vom Gesichtspunkte des Hen-schers 

L.ftaB als ein strafrechtlicher, weil es sich um einen Angriff 

^ auf die von ihm vertretenen öffentlichen Interessen handelt. 

Rechte auf Theilnahme am Herrscherwillen, 

Diese flechte treten regelmässig nur da auf, wo die HeiT- 

K^'Bcbaft im Besitze eines Einzigen ist. Und zwar sind diese 

rjtechte entweder mittelbare oder unmittelbare. Die mittel- 

plaren Rechte besteben in der Befugniss, Personen zu be- 

I^Eeicbnen, welclie an der Herrscherthätigkeit theilzuuehmen 

rberufen sind — aktive Wahlrechte, und in der Fübig- 

l'keit einer aolchen Wahl Folge zu leisten — passive 

^Wahlrechte; die unmittelbaren dagegen Laben die Mit- 

llrirkung bei der Regiei-ung des Staates zum direkten In- 

Ute, sogenannte Rechte der Volksvertretung, Die 

teinen und die andern Rechte sind individuelle, nicht körper- 

Jhaftliche und es sind die Rechte der Abgeordneten nicht 

lUbgeleitete Rechte aus Auftrag, sondern in gesetzlicher 

)rdniiQg direkt begründete. In dieser Beziehung ist kein 

Unterschied zwischen denjenigen Personen, welche unmittelbar 

praftRechtssatzesuud denen, welche zu Folge einer Wahl zur 

iLeileahme an bestimmten Functionen der Herrschergewalt be- 
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rufen siad. Ausserdem kann nie genug betont werden, dasg 
es keine Rechte der Kammern als solchen, sondern nur 
Rechte der einzelnen Kammermitglieder gibt, und ee and 
dieBe Rechte öffentliche, d. h. sie haben die Wahrnehmung 
allgemeiner, nicht Standes- oder ClassenJnteressen zum 
Gegenstande. Durch dieses Merkmal unterscheiden sich die 
Rechte der modernen Kammern von jenen der ständischen 
Versammlungen. Diese letztern hatten nur die Wahrnehm- 
ung von individuellen oder Standesinteresseu zur Aufgabe 
und eben desshalb waren ihre Rechte nicht öffentliche, 
sondern Privatrechte. Diese letztere Auffassung des VolksveT- 
tretungsrechts erscheint als ein Symptom und zwar als das 
Hauptsymptom jener unseligen Verimmg des Mittelaltere,- 
welches in ständischer Erstarrung und in egoistischer Interes- 
sencoalition den lebendigen Staatsgedanken verloren hatte. 
Zu verhüten, dass der moderne Staat in neuen Bahnen nit^t 
in diesen alten Fehler falle, ist die höchste Culturau^abe 
unserer Zeit. 

Der Inhalt der hier beschriebenen Rechte ist nat^' 
dem concreten Staatsrechte verschieden, Ueberall bezlehfis 
sie sich auf die Theilnahme an der Gesetzgebung; doc^ 
ist ihr Umfang mit diesem Gebiete regelmässig nicht 
erschöpft: auch zur Mitwirkung bei Aufgaben der Ver- 
waltung sind die Volksvertretungen berufen. Eines abei 
ist hervorzuheben, was Gerber (Grundzüge 3. 121) za 
sehr glücklichem Ausdrucke gebracht hat. Inhalt dieser 
Rechte ist „nicht, zu herrschen, sondern beschränkend zum 
herrschenden Willen hinzuzutreten". 

3. Rechte auf Ersetzung des Herracherwillens. 

Der Wille des Herrschers soll seinem Wesen nadi 
kein durch egoistische Beweggründe, sondern ein durch al^e- 
meine Interessen bestimmter sein. Es werden aber die 
Interessen am Besten von denen gekannt, welche sie babeo. 
Darum zieht der Herrscher in den tmter 2 erwähnten Fäl- 
len die BetheUigten zur Mitwijkung an seiner Thätigkeit 
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heran und gibt durch seinen Herrscherwillen den subjektiven 
Bestrebungen der Beherrschten das objektive Mass. 

Es gibt aber auch Interessen engerer Kreise im Staate, 
welche immerhin öffentliche sind, deren Wahrnehmung jedoch 
gleichwol der Herrscher in die Hand der Interessenten selbst 
legen kann. Hier empfängt die Thätigkeit der Betheiligten 
ihre objektive Regelung nicht durch eignes unmittelbares 
Mitwirken des Herrschers, sondern lediglich durch Aufstel- 
lung gesetzlicher Schranken. Es sind dies die sogenannten 
Autonomie- und Selbstverwaltungsrechte (der Gemeinden, 
Kreisverbände etc.) Die Art der Berufung zur Ausübung 
dieser Rechte ist dieselbe wie in den unter Ziff. 2 erörter- 
ten Fällen. (Wahlrechte und Rechte aus der Wahl). Aber 
der Inhalt der Rechte ist ein verschiedener. Während es 
«ich dort um Mitwirkung oder Theilnahme am Herrscher- 
willen handelt, handelt es sich hier um Ersetzung des 
Herrscherwillens. Diese Rechte gehen naturgemäss nicht 
weiter, als es durch den Herrscher im Gesetze zugestanden 
ist, und es wird sich der Herrscher die Befugniss vorbehal- 
ten, darüber zu wachen, dass dieselben nicht im Wider- 
spruche mit dem öffentlichen Interesse ausgeübt werden. 



T. Absehnitt. 

Das Verfassungsrecht. 

Das Verfiassimgsrecht hat die Bestiininimg der Organe 
zu seinem Gegenstande, mittels welcher der Herrscher die 
staatlichen Aufgaben wahrnimmt. 

Das Verfassungsrecht bestimmt sonach: 
I. Die Organisation der Gesetzgebung; 
n. Die Organisation der Verwaltung und zwar: 

1. der Privat- und öffentlichen Rechtspflege; 

2. der innem und Finanzverwaltung. 
in. Die Organisation des Heeres; 

IV. Die Organisation für die äussern Beziehungen des 
Staats. 
In dieser Bestimmung ist aber ein Doppeltes enthalten ; 
einmal nemlich die Art und Weise der Zusammen- 
setzung der für die vorbezeichneten Aufgaben berufenen 
Organe, 

sodann die Abgrenzung des Wirkimgskreises, innerhalb 
dessen diese Organe zum Handeln zuständig sind. 

In welchen äussern Formen dagegen in diesem Kreise 
die bestellten Organe zu wirken haben, ist nicht vom Ver- 
fassungsrechte, sondern vom Rechte des Verfahrens zu 
regeln. 

Aus der Natur des in Rede stehenden Rechtsstoffes 
erhellt, dass der allgemeinen Staatslehre hier nur ein be- 
schränktes Feld der Darstellung gegeben ist. Denn hier 
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1 sonst nii-gends bieten die einzelnen Staaten eine wech- 
t selnde Fülle von Erscheinungen. 

Die ganze Gestaltung des Verfaseungsrechtes ist be- 
l-dingt von der Thateaehe, wer Inhaber der Herrschaft ist, 
lob ein Einziger — Monarchie, ob eine geringere Zahl 
- Oligarchie, ob eine Menge — Demokratie. Aber 
Rknch diese einzelnen Gattungen der Herrschaft fördern im 
Bconcreten Staate wieder mannigfaltige Verschiedenheiten 
■der Organisation zn Tage, welche unter einheitliche Ge- 
|:BichtBpunkte zu bringen J'aat zu den Unmöglichkeiten zählt. 
pBei geschichtlicher Betrachtung erscheint den Grundgedanken 
{ aach am gleichmässigsten die Organisation der Privatrechts- 
am ungleichmässigsten die Organisation der Gesetz- 
! auegebildet. 

Wenden wii- uns zur näheren Beti-achtung der letz- 
[teren, so ergeben sich folgende Möghchkeiten : 

Der Herrscher bedient sich zur Gesetzgebung gar 
Ikeiner Organisation, er spricht seinen Herrscherwillen un- 
Lmittelbar und absolut aus : dies kann bei der Monai-chie, 
LOligarchie und Demokratie vorkommen. Es wird bei der 
[Oligarchie nahezu ausnahmslos der Fall sein, bei der Mo- 
I narchie häufig , bei der Demokratie am seltensten. Diese 
■Tormen der Gesetzgebung sind für Herrscher und Staat 
»die gefährlichsten, weil hier die Möghchkeit, dass der Herr- 
iBcherwiUe seiner Natur uneingedenk und zum egoistischen 
Iwird, am nächsten liegt- Es entartet hier leicht die Mo- 
|. narchie zur Despotie, die Oiigarcliie zur Aristokratie, die 
L Demokratie zur Ochlokratie d. h. es wird dem allgemeinen 
r Interesse das persönhche bezw. jenes des Besitzes oder der 
vBesitzIosen übergeordnet. 

2. Der Herrscher übt die Gesetzgebung nicht unmittel- 
tbar selbst aus, sondern bestellt Organe, die statt seiner 
EGesetze geben. Diese Organisation ist vorzugsweifle der 
Demokratie eigenthümlich. 
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3. Der Herrsch« übt die ♦j^^aHLzaeiiniir zwar iminittidbAr 
selbs,t anä. bindet sich, aber an «üe ICrwirkniia voa Orga- 
nen, welche von «ien Beherrschren besteH-; werdiai. Diese 
OrganiaariöTi bietet «üe meiäte .Skherheii liaffesen. das8 der 
Herracherwüle zum egoistischeii entartet. Sie ist der Mo- 
narchie eigen und regulirt «ien Willen des Herrschers durch 
den Willen der Unterthanen. den Willen der letztem aber 
durch den Wnien des Herrschers. Diese C^rganisation ist die 
geschichtlich jüngste und unter dem yaznen der constita- 
tionellen Monarchie bekannt- 

Nicht leicht knizpft sich an irgend welche staatfiche 
Einrichtung ein so tief gehendes Interesse- wie an diese, und 
sie erscheint desnhalb der sorgfaltigsten Betrachtung würdig. 
Zweck der an der gesetzgebenden Thätigkeit des Mo- 
narchen betheüigten Organe ist. die Interessen der Be- 
herrschten bei dem gesetzgeberischen Willen zur Geltung 
zu bringen. Die (resetzgebung hat die Aufgabe, dasjenige 
ak allgemein bindend auszusprechen, was im gemeinsamen 
Interesse Aller liegt und nichts auszusprechen, was, die In- 
teressen eines Theiles fordernd, die Intessen eines andern 
Tlieiles schädigt. Es soll ako der gesetzgeberische Wille 
des Herrschers gleiches und gerechtes Mass für Alle bieten. 
Nach diesem Zwecke der Gesetzgebung hat der Herr- 
scher die Organe einzurichten, welche er zur Mitwirkung 
bei der Gesetzgebung berufen will. Er muss Sorge tragen, 
dass alle in den Beherrschten Torhandenen Interessen bei 
den Gesetzgebungsorganen zur gleich bemessenen Ver- 
tretung kommen, und dass kein Interesse ein Ueberge^icht 
aber andere, gleichberechtigte Interessen erlange. 

Darum ruht in der Organisation der Gesetzgebung 
Wol und Wehe des ganzen Staates. 

Wenn daher der Herrscher an die Aufgabe geht, die 
Organe der Gesetzgebung zu schaffen, muss er sich zunächst 
Jlochenschaft darüber ablegen, in welcher Weise die In- 
teressen innerhalb des Kreises der Staatsangehörigen wirken. 



Es wird sich il>m hier sofort eine Bemerkung aufdräDgen, 
Derselbe Trieb der Interessengemeinschaft, welcher 
I die Individuen zur Staatsbildung vereinigte, wirkt im Staate 
t fort. Im Staate finden die allgemeinsten Interessen 
Einigung; aber neben diesen Intereseeii gibt es 
liooh solobe, welche, wenn auch nicht säramtlichen Staats- 
l'SJigehörigen , so doch einer grosseren Zahl derselben 
1 sind. Mit andern Worten: wie sich die Menschheit 
•durch den Trieb gemeinsamer Interessen im Staate gliedert, 
P-BO gliedert sie sich nach dem gleichen Triebe innerhalb des 
T'fitaates in der Gesellschaft. Es gesellen sich im 
^'Staate diejenige zusammen, welche neben den allgemeiii- 
samen, noch weitere gleiche Interessen haben. 

Gehen wir nun darauf zurück, was eigentlich jedem 

L Interesse zu Gmnde liegt, so werden wir finden, dass dies 

l nichts Anderes ist, als der Trieb zu existii'en. Um existiren 

r au können, muss der Mensch eine Thäligkeit entfalten d. h. 

I die physische Äuasenwelt sich dienstbar machen. Hiebei 

, iiat er bemerkt , dass diese Thätigkeit eine wirksamere ist, 

I wenn sie eine gemeinschafthche , dass sie aber die wirk- 

' Bamste dann ist, wenn jeder das seiner natürhchen Fähigkeit 

jnste für sich und Andere thut, gleiche Dienste 

von jenen empfangend. Die Notwendigkeit der Theilung 

der Arbeit ist das mächtige einende Element der Menschheit. 

Indem jeder sich diejeitige Thätigkeit erwählt, welche 

I seiner individuellen Anlage am meisten entspricht, bilden 

. sich innerhalb der staatlich vereinigten Menschen Gruppen, 

L welche durch gemeinsame Art des Schafi'cns, dni'ch den ge- 

h meineamen Beruf verbunden sind. Was sie verbindet, ist 

das gemoinscbaftUcbe Interesse, sich für das Erzeugntss ibrer 

I Berufsarbeit den grösstmöglicben Autheil am Erzeugnisse 

I der übrigen Arten von Thatigkeiten zu verschaffen. Eine 

solche durch die Gemeinsamkeit des Berufes vereinigte Zahl 

k von Menschen bildet einen Stand, Der Begriff des Standes 

■ ist kein absoluter, an und für sich feststehender: je nach- 
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dem man innerhalb der GeseUschaftsgruppen auf die ge- 
memsamen oder auf die verschiedenen Interessen (auf die 
gemeinsamen oder die verschiedenen Merkmale der Thätig- 
keit) sieht, fügen sich dem Auge des Beschauers Gruppen 
zu Einheiten zusammen, oder lösen sich Gruppen in Ein- 
heiten auseinander. Damit erledigt sich wol der Wite 
Riehl's (die bürgerliche Gesellschaft. 1855. S. 232): &o 
gut man von einem geistlichen Stand, Beamtenstand, Hand- 
werkerstand spreche, müsse man auch von einem Schnei-" 
derstand, Bürstenbinderstand,. Steinklopferstand, Holzspalter- 
stand reden. 

Die natüi'Hche Ständebildung geht aus der freien 
Wahl des den individuellen Fähigkeiten zusagenden Be- 
rufes durch die Staatsangehörigen hervor. Der Herrscher 
kann nichts Verderblicheres thun, als in dieses freie Wahl- 
recht einzugreifen und so die Individuen an der angameB- 
senen Verwendung ihrer Kräfte zu hindern. 

Im Verhältnisse unter einander eignen sich die ein- 
zelnen Stände von der Gesammtproduktion des Volkes einen 
um so grösseren Theil an, eine je höhere und seltenere Be- 
fähigung die Thätigkeit des betreibenden Standes erfordffli;» 
Jeder Stand trachtet sonach, sich in möglichst abgescblos- 
sener Zahl zu erhalten, die an uud fiir sich höher befähig- 
ten Individuen aus niederem Stande nicht empor kommen 
zu lassen. Jeder Stand hat die Neigung, sich blos aus den 
Abkommen der ihm angehörenden Individuen zu ergänzen, 
zum Gebui'tsstaude, zur Kaste zu werden. Wie verderblich 
das ungehinderte Walten dieser Neigung dem Staate wer- 
den muss, erhellt aus dem oben Dargelegten. Aber auch 
da, wo diese Entwicklung unglücklicher Weise sich vollzogen 
hat (Mittelalter), zieht der Geburtsstand den Grund seiner 
Berechtigung aus dem gemeinsamen Berufe. Kann er act 
in (heser Gemeinsamkeit nicht halten, so ist er rettungslos 
verloren, der Gebiu-tsetand, der nicht Berufsstand ist, muas 
in den Berufsständen untergehen. Es ist gerade umgekehrt, 
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■wie Riehl (a. a. 0.) meint, der Eerufsstand ist der echte, 
der Geburtsstand der unechte Stand. 

Jeder zur Kaste gewordene Berufestand muss aber 
notwendig den eben beschriebenen Abaterbungsprozess durch- 
machen und zwar desahalb, weil er zu einem bestimmten 
Berufe die Individuen nicht nach dem Massatabe der Be- 
fähigung, sondern nach dem Zufalle der Geburt herauzieht. 
Und zwar degenei'irt die Kaste um so rascher, je höher ihr 
Beruf, weil dann unter den durch Geburt Berufenen der 
Prozentsatz der Befähigten der Geringste ist. 

Es ist nicht zu verkennen, dass eine richtig bemessene 
Vertretung für das ständisch frei gegliederte. Volk weit 
schwerer zu finden ist, als für fest abgeschlossene Kasten 
oder Geburtsstände. Dieses sind Versteinerungen, die denn 
allerdings auch feste Umrisse aufzuweisen haben , die Berufe- 
etände dagegen in stetem lebendigem Flusse, in Neu- und Um- 
bildung begriffene Organismen, die nm* in grossen und weiten 
Linien sich umgi'enzen lassen. (Vgl. Bischof, das Notrecht 
der Staatsgewalt. Giessen 1860, S. 17.) Auch bei einer 
zu sehr ins Kleinliche gehenden Qassificinmg der letzteren 
würde daher der Gesetzgeber seinen Zweck verfehlen, 

Im Ganzen und Grossen wird sich folgende Gruppir- 
luig ergeben: 

1. Geistige Thätigkeit. 

2. Physische Thätigkeit, 

a. Bearbeitung des Grundes und Bodens. 

b. Bearbeitung beweglicher Sachen 
B. verbunden mit dauernden Vorrichtungen 

auf Grund und Boden (Fabrikation). 
(i. ohne solche (Handwerk). 

c. Umsatz beweglicher Sachen (Handel). 
Innerhalb dieser Gruppen zeigt sich dann ein weiterer 

und wichtiger ständischer Gegensatz jener, welche fremde 
Arbeitskräfte um Lohn sich dienstbar machen (Capitaliaten) 
und jener, welche ihre Arbeitskräfte an Andere vermiethen 
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{Ärbeiteri- Zwischen beiden Gruppen atebt vermittelnd die 
Classe derjenigen, welche woder fremder Arbeitskraft sich 
bedienen, noch auch ihre Arbeitstraft verdingen, sondern 
die eigenen Arbeilserzeugnisse unmittelbar verwerten. 

Wir muBsten uns diese Abschweifung in die GeseU- 
schaftslehre um dessentwillen gestatten, weil wir die Frage 
zu beantworten haben, in welcher Weise der Herrscher bei 
der Gesetzgebung die Gesellschaftsinteressen zur Vertretung 
gelangen lassen soll. 

Die Antwort ergibt sieb nunmehr leicht. Er soll diese 
Vertretung den ständisclien Gesellschaftsgruppeu entnelimea 
d. h. also den echten oder Beruisständen ; und er soll diese 
an der Organisation in der Art beiheiligen, dass kein stän- 
('•sches Interesse die übrigen zu unterdrücken in der Lage 
ist, sondern dass bei gleicher Vertretung Aller sich für AUß 
die Nötigung ergibt, eine Versöhnung der Gegensatze zu 
suchen. 

Eine ständische Vertretung in diesem Sinne ist die 
Tollkommeuste Organisation der Gesetzgebung. 

Grundsätzhch verwerHich sind daher 

1. jene Organisationen, welche auf der Grundlage 

unechter oder bloser Geburtsstande beruhen; 

2. jene Organisationen, welche den Berufsständen 

gar keine Rechnung tragen und nicht das ge- 
sellschaftlieh gegliederte Volk, sondern nur die 
regellose Masse der Individuen nach Kopfzahl 
zur Vertretung bringen (suffiage universel); 

3. jene Organisationen, bei welchen die Staat£ange- 

hörigeu lediglich nach Massgabe ihrer %ian- 
ziellen I,eistungen an die Staatskasse in Be- 
rücksichtigung kommen. — 
Die zweite organisatorische Thätigkeit bezieht sich auf 
die Rechtsptiege und auf die Verwaltung. (Organisation 
der Verwaltung im w. S.) In die Einzelheiten derselben 
können wir hier nicht eingehen. Dies ist die Aufgabe nicht 



der allgemeinen StaatBlebre, sondern der Daratellung des 
positiven Staatsrechts. Wol aber sind es grosse grundsätz- 
liche Fragen, welche unsere Aufmerksamkeit liier in An- 
spruch nehmen. 

An und fiir sich betraclitet ist eine thatsächliche ün- 
löglichkeit nicht vorhanden, daas der Herrscher sowol die 
I Bechtaprechung als die Verwaltung, demnach die Privat- 
öffentliche Rechtspflege, die innere und Finanzver- 
k -waltnog, in die Hände einer einzigen Ordnung von Be- 
I bürden legt. 

Die Verfassungen der verschiedenen Staaten weisen 
\ jedoch durchgängig eine Vertheilung der Aufgaben der ge- 
l sammten Staatsptiege unter mehrere Systeme von Behörden 
1 auf, wobei in mannigfacher Weise die einzelnen Zweige der 
I Verwaltung (i. w. S.) bald getrennt bald in Einem Aemter- 
I System vereinigt erscheinen. 

Prüfen wir vom Standpunkte der Wissenschaft, welche 
Organisation der Staatsverwaltung nach dem Wesen ihrer 
vierfachen Thätigkeit die angemessenste ist, so ergibt sich 
uns Folgendes. 

Die Aufgabe der Rechtspflege und die der Verwaltung 
{i. w. S.) sind ihrem inneren Wesen nach scharf unter- 
schiedene. 

Der Rechtspflege obliegt die Sorge, dasa die gesetz- 
\ liehen Grenzen, welche der Herrscher der Verfolgung der 
Intereesen angewiesen bat, gewahrt werden. Diese Obsorge 
eine gleichartige fiir das öffentliche wie für das Privat- 
^ recht. Denn gleichwie das Letztere die Schranken fest- 
stellt, innerhalb welcher jeder den individuellen Interessen 
Anderer gegenüber sich zu halten hat, so zieht die öÖ'ent- 
liche Rechtsordnung die Linie zwischen den ötfentlichen 
and den Einzelinteressen. 

Dagegen ist es die Bestimmung der Verwaltung, 
innerhalb der Grenzen und auf dem Boden des Rechtes das 
dem Öffentlichen Interesse Dienliche zu thun. 
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knt itbf: dt^tmigen. welche Jer Einzeln«. ebenälL, in den 

I Sdiraaten de» Rwfitea, b<3 V^foLsang seiner p«rsöafichäi 
•ftiim entwickelt. D^ ^^ca^äcsrervaltniig ist gieidis&a 
(fi» grmiir gememsame HaoahaltBiig AB«!r. VoQzog dex 

[ RddbtaordBBOg ist ecnadi mc&K daä Ziel der rarvalUnim. 

' Tläti^uät weder in Staate nocb im Knaelhambalce, n». 
. ibr Zid ist die Be£tiei£giiiig eines tiilecc«e's aater 
W»hrnng der Reciitsordnimg. Dies hat scboo Perthes 
Ix. a. O. Ü. Z) sehr wol eiogeaeheiL Er sa^ : ,Dää Recht 
•efareibc die Grenze rot, w^cfae der Staalsdiencr (Yenral- 
Cangsbeamte» bei meiner Thätigkeh nicht äba^cfareiten daH» 
aber die Wirksamkeit imierlmlb dieser Grenzen Üeat aä r H 
I dem Rechte nkht erkennen.' J>er Richtende dageg^ 
m sich «erschliesfien für jede Rnckacht aof Manchen 
and Zeiten, fnr jede Rücksicht auf das angenUickliche bi- 
(«reaae des Staats.-* (a. a. 0. S. 24> Der bestimmetide 
Grand für die Verwaltung ist daher das Interesse, der be- 
«tioimende Gnrnd für die RechtspÜege das Gesetz. Die 
Verwaltang sorgt, dasa innerhalb der Rechtsgrenze das Nätz- 

I liehe geschieht (qnod mihi prodestl. die Rechtspdege sorgt, 
daas nicht über die Rechtsgreoze hinaus das einem Andern 
Schädliche geschieht (qnod tibi noceti: die Verwaltang be- 
achtet die Grenze, die RechtspÜege bewacht sie. 

Es lassen sich eunach verschiedenere Auigaben nicht 
leicht denken, als die der Rechtsptl^e und die der Verwal- 
tung. WoJ darf auch Letzterer das Recht nicht fremd' 

I sein ; aber sie betrachtet i:& mit einem andern Auge als die 
RechtApHege. Ihr ist es Schranke der Tbätigkeit, dieser ist 
es Gegenstand derselben. In Berührung mit dem Recht« 
«tehen also beide and hieraus ergibt sich ein der Verwal- 
tuug des Staats und des Einzelnen mit der Rechtspdege 
gemeinsames Moment, welches jedoch nichts ist als die 
Grenze der Gegensätze. Bahr (Rechtsstaat S. 53) ent- 



f -^«skelt dies sehr achrin. Er sagt; „Bei der Prüfung der 
Bechtmäesigkeit unsers Handelns haben wir ganz die nem- 
liche geistige Operation vorzunehmeu, die anch dem Richter 
bei Prüfung der EecbtmäsBigkeit einer vor ihm streitig ge- 
wordenen Handlung obliegt. Gleichwol ist unsere Priifiing 
keine richterÜche. Denn wir prüfen vom Standpunkte un- 
seres Interesse's, und was wir als berechtigt erkennen, er- 
achten wir für unser subjektives Recht. Der Richter da- 
gegen prüft das vor ihn Gebrachte lediglich als Vertreter 
der objektiven Rechtsordnung, und sein Ausspruch bildet 
desshalb objektives Recht." 

Man könnte nun freilich einwenden, diese Analogie 
zwischen dem individuellen Handeln und dorn Handeln des 
mit Verwaltung des Gemeinwols betrauten Individuums sei 
nicht ganz zutrefi'end. Der für den Staat Verwaltende sei 
ja nicht Wahrer seiner subjektiven, sondern der ihm per- 
sönlich fremden, staatlichen Interessen. Letzeres ist aller- 
dings richtig. Allein die Hauptaufgabe des Verwalten- 
den besteht doch darin, seine Subjektivität dem staatlichen 
Interesse dienstbar zu machen, dasselbe mit dem nemlichen 
Eifer zu verfolgen wi'e das seinige. Dabei mag es im 
Ganzen wahr sein, dass es dem Verwaltenden nicht gelingt, 
sich mit dem staathchen Interesse so zu identifich-en als 
ob es sein eigenes wäre. Aber immerhin bleibt dies das 
von ihin zu erstrebende Ziel. Je objektiver er also ist d. h. 
je mehr er sich individuell von dem Interesse loslöst, das 
er zu vertreten hat, als ein um so scldechterer Verwalter 
muss er erscheinen. Und umgekehrt, je mehr er das staat- 
liche Interesse zum seinigen macht, um so weniger ist er 
objektiv, um so schlechter also wahi-t er das Recht. Ein 

" Interesse subjektiv verfolgen und zwischen diesem Interesse 
und dem eines Andern objektiv richten, das sind eben so 
innerlich verschiedene Aufgaben, dass sie in ein und der- 
selben Hand unmöglich vereinigt werdeii können. Der 
Mensch, dem mau so eine unnatürliche Doppelstellung zumutet, 
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mag, hin und her gezerrt von widerstreitenden Geiuhleji, 
wol verzweifelnd ausrnfen: Zwei Seelen wohnen, ach, in 
meiner Brust! „Wie der Vormund das persönliche WcÜ 
seines Mündels, so Lat die Regierungsgewatt das Gemein- 
wol zu vertreten und dabei gleich jenem, Recht und Gesetz 
als Schranke zu wahren. Die Prüfung, die sie in dieaer 
Beziehung vornimmt, mag sie immerhin auch eine Rechts- 
prüfung süiu, ist desshalb noch keine richterliche, weil sie 
dieselbe nicht vom Standpunkte der objektiveji Rechtsord- 
ntmg, sondern vom Standpunkte der von ihr zu vertretKi- 
den anderweiten Interessen vornimmt". (Bahr S. 53). 

Aber nicht nur die innere Verschiedenbeit der recht- 
sprechenden und verwaltenden Thätigkeit macht deren Ztt- 
sammenfassung in einer Hand ohne damit verbunden Schä- 
digung der einen oder andern Aufgabe unmöglich; es er- 
fordert auch die Rechtsprechung und Verwaltung eben in 
Folge ihrer eigen thümlichen Natur jede eine eigenthümlicha 
Organisation. 

Der Beruf der Rechtsprechung ist es, die rechtliche 
Grenzen widerstreitender Interessen durch Anwendung des 
Gesetzes auf den gegebenen Fall objektiv festKUötellen. 

Der Richter muss sonach 

1. das Recht kennen; 

2. das Recht anwenden wollen ; 

3. das Recht anwenden können. 

Die ganze Organisation muss demgemäss darauf be- 
rechnet sein, dasB diese drei Momente in den mit dem 
Richteramte betrauten Individuen möglichst rein zur Geltung 
kommen. 

Dies wird dadurch erreicht, dass der Herrscher zur 
Rechtsprechung nur Gesetzeskundige beruft und dasB er 
alle subjektiven Einflüsse innerlicher oder üusserlicher Natur 
von ihnen fern hält. Die Sicherung der innerlichen und 
ausHcrüchen Selbständigkeit der Züchter ist also das Ideal 
r Gerichtsorganisation. 
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Za dessen Verwirklichung ist aber nötig, einmal, dass der 
Z Bichter in Anwendung des Rechtes unabhängig sei von 
1 «mem höheren Willen, ilass ihn bei Fällung des Spruches 
rkein anderer Gehorsam binde als der gegen den objektiven 
I' Willen des Herrschers, gegen das Gesetz. Sodann, dass der 
l^^chter zu dem zu entscheidenden Streite im Verhältnisse 
18 Un betheiligten stehe, dass er also weder selbst Partei, 
l.noch zui' Wahrung der Interessen einer Partei berufen sei. 

Zu dieser inneren geistigen Freiheit des Richters muss 
1 sich äussere Unabhängigkeit gesellen. Kein Zwang darf 
I ihn in Bezug auf sein Ürtheil treffen, weder demselben vor- 
l.jgängig noch nachher. Darum darf ihm anders als durch 
chterlichen Spruch weder sein Amt noch sein Gehalt 
I entzogen werden könuen. 

So gegen innere Versuchung und äussere Einwirkung 
f geschützt, erhebt sich der Richter , soweit es überhaupt in 
L -menschlicher Macht liegt, zu der Höhe seines Berufes als 
I "Wächter des Rechtes. Aus dem Gefühle seiner Unverletz- 
Lüchkeit erwächst ihm die moralische Kraft, welche ihn 
lliäiig macht, in sich gleichsam die Menschwerdung der Ge- 
I ificbtigkeit zu vollziehen. „Es ist", nach Bähr's trefQichem 
rWort, „ein eigenthiimliches Ding mit dem Bewusstseiii eine» 
mimten, abgeachlossenen Berufes. Derselbe gibt eine 
I Beelenstärke , die mancher sich ausserdem schwer anzu- 
I eignen vermag". Gleichwie im Militärstande pflegt sich ein 
F solcher Benifsgeist „auch in denjenigen Behörden zu bilden, 
1 welche sich rein als Organe des Rechts ansehen dürfen". 

Die ganze Einrichtung der Rechtspflege muss also 
r darauf abzielen, die unbedingte Selbständigkeit der richter- 
\ Üchen Behörden zu sichern. 

Gerade das entgegengesetzte ist das Ziel der Verwal- 
[ tung. Der Grundsatz der Verwaltung ist der der unhe- 
i dingten Abhängigkeit. 

Der Zweck der iunero Staatsverwaltung und der ihr 
r Seite stehenden Finanzverv-altung ist kein anderer als 

Dr. Btrdil, AUff. SUkUlebra. G 
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db Verfolgung d^ groasen und allgetneiaes IntcrffWlBir 
Dieser Zweck kann nur dadarch erroidit werdes , dass diie 
ganze äo^ere OrgamsaCioa too eänera einbeitliclieii Gaste 
darcbdrangea und beberrscbt wird, and dasB alle Individneo, 
Vfiche die Verwaltung führen, mit tnteronlnnng ihrer pw-' 
söolichen Sfränong dem Willen der obersten Leitung ädi 
dienstbar machen. Strengster G«'h<nsam ge^eo Obcai irt 
die Pflicht des Verwalt^id^i ; er hat niemals die eigeoe 
EinsicJit über den höheren Befehl zu stellen. Daher drangt 
die ganze Einrichtimg der Verwaltung zur Centraüsatioa 
in einer höchsten Spitze, in welcher alle I^den zosan^ 
menlanfen. 

Da ferner der dienstliche Gehorsam oberster Grand- 
satz der Verwaltung ist, so muss die ganze Stellaog d«B 
Beamten hier — im Gegensatze zu der des Richters — 
darauf berechnet sein, diesea Gehorsam thnnhchst zu aichem. 
Während demnach mö^chste ÜDabhängigkeit der Stdhmg 
für das Richteramt zu erstreben ist. ist möglichste Ab- 
hängigkeit des Beamten ein Merkmal der Veiwaltungsoi^a- 
nisation. Nur wenn jedes Rad der Maschine dem leisesten 
Drucke des Lenkers folgt, ist die grosse Aufgabe der Staats- 
verwaltung zu lösen. 

Eine Gefahr freilich liegt hier nahe und ist sorg£tltig 
zu vermeiden, die nemÜch, dass die Centrahsation über- 
bieben werde. Xicht darum kann es sich handeln, dass 
der oberste Leiter der Verwaltung jede einzelne That selbst 
gebiete, sondern nur darum, dass, was geschieht, in seinem 
Geiste geschehe. Diejenigen Angelegenheiten also, w^che 
Tcrmöge ihrer örüichen Natur von den untern Behörden 
am Besten beurtheilt werden können, muss der Lenker der 
Verwaltung diesen ^nzUch überlassen und jeder Einmisch- 
ung thunlichst sich enthalten. Und dieses ist der Punkt) 
wo die Individualität des untergeordneten Verwaltungsorgans 
zur (Geltung kömmt, der verwundbare Punkt zugleich dea 
gauzen Verwaltungssystems. Denn wenn in diesen zahl- 
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ijpeicli^ii Beziehungen, in dem Vollzüge der leitendun Ge- 
danken , welche von der Spitze der Verwaltung ausgeheu, 
acht im Geiste der ohern Leitung gehandelt wird, so steuert 
mit gebrochenem Ruder, Darum muBs die Indi- 
lädualität des untergebenen Beamten auch da, wo sie an 
l fiir sich frei ziii' Geltung kömmt, doch vom Geiste des 
ikers der Verwaltung beherrscht sein; sie muss, wie 
Perthes {a. a. 0. S. 31J sehr glücklich sagt, dessen Per- 
jÖoBchkeit gleichsam venielfachen. Dieser Letztere darf 
Jemnach nicht genötigt werden, mit der Beihilfe von Indi- 
riduen zu verwalten, von denen er mit Grund annehmen 
lann, dass sie sich in seine Absichten nicht zu finden wissen. 
Während mithin eine wirksame Organisation der Rechts- 
l^ege die ünabsetzbarkeit des Richters verlangt, verlangt 
eine wirksame Verwaltungsorganisation die unbedingte Ab- 
^tzbarkeit der Verwaltungsbeamten. 

Mussten wir also oben bemerken, dass der einzelne 
^aatsdiener ein um so sclil echterer Verwaltungsbeamter 
, ein je besserer Richter er ist, und umgekehrt, so kom- 
aen wir nun zu dem weitern Satze, dass die beste Ge- 
■ganisation zugleich die schlechteste Ver waltun ga- 
Di^auisation und andererseits die beste Organisation der 
Verwaltung die schlechteste tiir die Rechtspflege ist. 

Nach dem bisher Erörterten ist es wol klar, welche 

intwort wir auf die Fragt zu geben haben, ob die Ver- 

g der Ret^htspllege und Verwaltung in Einer Behör- 

leuorgaoisation als zweckmässig erscheine. Wir müssen 

1 Frage unbedingt verneinen, ja hinzuliigen, dass die 

Zusammenfassung der Privatrechtspflege mit der Verwaltung 

^om Standpunkte der Wahrung des Rechtes noch weniger 

^ledenkhch ist, als die Vereinigung von Verwaltung und 

xiffentUcher Rechtspflege. Denn im ersten FaUe ist die 

)bjektivitiit der Verwaltung doch nur da aufgehoben , wo 

• FiBcuB Partei ist, im zweiten Falle fast immer. That- 

'i^hlich aber hat mau ^ aus Gründen, die später ent- 
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«ickdt v«rdeD eoHea. — wAi Atx aad löchter zar Tnm- 
oOBg ier hmgmMidaea als zur Tmiinu^ da- öffentlichai 
Reefat^i&ge Ton der VerwahnDg sidi enbdilofisen. Und 
docb ist die Bedoifiart Ton der .Vwaiiigimg* da- ötteat- 
fidien Bedit^ifiege mit der Ya^altong recht eige^£i^ 
Heocbdei. Denn äe bedeutest nichtB ^ideics ak Tenraftong 
mit Aa6Schla6& der B«chtspAege; sie besagt, dass So 
Slaatsrerwaltong den Slaatsangdör^eo gegenüber imnor 
Becbt bat. dass es ein öffenttiches Recht nicht gibt. Sa. 
der ThstÄacbe des Streites zwischen der Vertretong des 
öffentbchen Interesses und dem Privatinteresse liegt scbM 
die Vemrtbeilimg des letzteren. Bahr (S. 56) sagt guu 
richtig: ^Die Lehre, dass <Iie R^ienrngsgewah in hoheifB- 
rechtlicher Eigenschaft einer Reehtsprechnng nicht zu unter- 
werfen ecä, inD hieoach das Gebiet des öffeatlicheD ReditB 
von der Recht^recbaug ausgenommen bissen. Sie hat ihre 
eigeatücbe Grundlage in der Nicbtanericemning des ö^nb- 
licben Rechts als Rechts". 

Der mit Öffentlicher Rechtspflege betrante Verwaltongft^ 
beamte ist Richter in eigener Sache, über seine eigeDB 
Handlang. DerUm&tand. dass Jemand mit der Verwaltung 
in tStreit über Öffentliches Recht geraten ist, besagt dano 
zugleich schon, das» er bereits verurtheilt ist. Der Satx, 
dass Jemand seine Steuerverbindlichkeit bestreitet, beiasi 
dann, dass er wegen Steuerschuld verurtheilt ist und um 
Rücknahme dieses Urtheils bittet. 

Aufs Possirhchste legt Stahl (Rechts- und Staatsldire 
Abtheil. 2 § 133J diesen Fall sieb zurecht, indem er meint: 
Das Steuergeset^ sei die Norm, welche der Finanzbehörde 
zur Realifiirung gegeben werde (sonst nichtsV) nnd darum 
habe diei-ie Behörde zu entscheiden, ob sie sich an diese 
Norm gebalten habe. Dies heisst in der That nichts Anderes 
ali: Weil das Strafgesetz eine Norm ist, innerlialb weichet 
der Einzelne zq handeln hat, darum bat der Dieb zu ent- 
■clieiden, ob er gestohlen bat. Stahl würde gegen diesen 
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Vergleich sich wo! entrüstet auflehnen und sagen, die Be- 
hörde des Staats habe die Vermutung richtigen Handelns 
füi sich. Allerdings, in demt^elben Sinne wie jeder Staats- 
angehörige, dem man auch sein Unrecht nachweisen muss 
:(quisquis praesumitur bonus etc.), aber nachweisen nicht 
in Beinen Augen, sondern in den Augen des unparteiischen 
Bichters. Em ander Ding, meint Stahl, sei es mit den 
Steuerfreiheiten, diese seien exemte Rechte und darum 
ij^Juatizaachen". Um letztern Satz zu verstehen, muss man 
flieh erinnern , dass es irgendwo noch steuerfreie Bitter- 
ster gibt. 

Es bleibt nun immerhin eine auffallende geschichtÜche 
Eracheinung, wie trotz der offensichtbchen theoretischen Rich- 
tigkeit des Satzes, dasa zur Wahrnehmung von richterhchen 
nod Verwaltungsaufgaben nicht dieselben Organe berufen 
werden sollen, man sicli dennoch allenthalben hartnäckig 
dagegen gesträubt hat und noch sträubt, diesen theoretischen 
Satz in die Praxis zu übersetzen. 

Theilweise mag dies allerdings daher rühren, dass es die 
Wissenachaft des öfEentUchen Rechtes zu einer selbständigen 
'Darlegung ihres Actionenrechtea, der Lehre von den öffent- 
lichen Kecbten, noch nicht gebracht hat. Gerber's kleine 
Schrift und die in dieser Abhandlung gegebene kurze Dar- 
stellung sind, soviel uns bekannt, die einzigen Versuche in 
dieser Richtung. In Folge dessen machte man denn auch 
mit den unsinnigen Begriffen der „Justizsachen" und „Admi- 
inatratiTsachen'' einen unglaubHchen Nebel um die ganze 
Frage. 

Allein dieser Erklärungagrund reicht nicht aus. Ist ee 
doch auch Thatsache, dass die Vereinigung von Kechtepflege 
und Verwaltung, wo und so weit sie besteht, ihre Gegner 
hat und auch früher schon gehabt hat, Man möchte daher 
aul" die Vermutung kommen, dass sich für diese Einiichtung 
doch noch viele und gewichtige Gründe anfuhren lassen, 
und dasa hier — wie dies ja unleugbar öfters vorkömmt 
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— ein Fall vorliege, wo etwas theoretisch sehr richtig, 
praktisch aber sehr unbrauchbar ist. 

Dem ist jedoch keineswegs so. Unser theoretisches 
Ergebniss kann vor den Einwendungen, welche gegen das- 
selbe erhoben wurden, sehr gut bestehen. Dieselben 
lassen sich im Wesentlichen auf zwei Punkte zurück- 
führen. 

Zu ihrer Darlegung wollen wir einem Gegner das 
Wort geben; und zwar zunächst nicht Stahl, der auch 
hier in seinem bekannten philosophischen Jargon Herrgott 
und Sittlichkeit in's Feld führt, sondern Laferriere, welcher 
mit glücklichem Griffe die Gegengründe in ihrer ganzen 
TiiviaUtät wiederzugeben vei'standen hat. Er sagt (Cours 
de droit public et administratif 1850. vol. II. p. 667): 

;,De la Separation des pouvoirs administratif et judi- 
ciaire derive naturellement Tinstitution de la justice ad- 
ministrative. 

En eflfet, administrer, c'est assurer l'execution des lois 
dans l'interet general et local ou prendre des mesures 
utiles en Vue des interets coUectifs de Tagriculture , du 
commerce et de Tindustrie. Mais, pour assurer cette exe- 
cution, il faut donner au pouvoir executif le droit d'ecarter 
les obstacles ou de statuer sur les reclamations ; autrement 
l'administration serait impossible ou dependante: sans cesse 
entravee par des difScultes, eile deviendrait impossible; ou 
forcee de se soumettre au pouvoir qui aurait le droit de 
prononcer entre eile et les citoyens, eile serait dependante. 
Un pouvoir superieur aneantirait par la force des choses 
rindependance de l'autorite administrative; or sans liberte 
d'action, il n'y aurait plus d'action administrative. Admi- 
nistrer, c'est donc non seulement faire executer les lois 
et decrets, ce qui est la fonction de Tadministration active, 
mais decider les difficultes d'execution et juger (! !) les 
reclamations que l'execution provoque, ce qui est la fonc- 
tion de r administration contentieuse. 
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Le pouvoir d'administrer, considere dans le sens le 
plus etendu, comporte ainsi logiquement (! !) le pouvoir de 
juger administrativement , c'est-ä-dire la juridiction ou 
la justice administrative." 

Sich für eine solche Beweisführung noch auf die Lo- 
gik zu berufen, das erfordert allerdings Mut! 

Die Gründe also, die man gegen die Trennung der 
öffentlichen Rechtsprechung von der Verwaltung geltend 
macht, sind im WesentUchen zwei : 

1. Eine solche Trennung mache der Verwaltung die Ver- 
folgung ihrer Aufgabe unmöglich; 

2. sie mache die Verwaltung von den Gerichten ab- 
hängig. 

Dem ersten Einwände liegt wol der Gedanke zu 
Grunde, dass die Thätigkeit der Verwaltung durch die 
Nötigung, ein von ihr behauptetes, vom Einzelnen aber be- 
strittenes Recht gerichtUch zu verfolgen, oder wegen ihres 
als rechtswidrig angefochtenen Ausspruchs vor Gericht Recht 
zu nehmen, gehemmt werde. Es ist nun freilich wahr, dass 
es viel rascher und bequemer geht, wenn Jemand jedes 
von ihm beanspruchte Recht gegen den Andern prompt 
vollstrecken darf, wenn also nicht blos confessus, sondern auch 
negans pro judicato est. Allein eine andre Frage ist die, 
ob das auch gerecht sei. Es will uns scheinen, als ob eine 
solche starke Verwaltung um den Preis der Gerechtigkeit 
zu theuer erkauft sei. Dass^ durch die Zulassung gericht- 
lichen Verfahrens in öffentlichrechtUchen Streitigkeiten 
die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben unmöglich gemacht 
werde, ist eine lächerUche Uebertreibung. Der gereizten 
Phantasie der Fürsprecher des Polizeistaats scheint die Vor- 
stellung vorzuschweben, als werde das Publicum nichts 
eiligeres zu thun haben, als wegen jeder öffentlichrecht- 
lichen Forderung der Verwaltungsbehörden , und sei sie so 
gerecht wie immer, mit denselben Streit anzufangen. 

Was würde man aber wol zu einem Kaufmanne sagen^ 
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der behauptete, die Händelagenchte ruiniiteii iiun Sem Ge- 
schäft? weil er genötigt sei, seine Wechsel erst noch einza- 
IdAgeD? Man würde ihn siclif-r aosiachen. Und doch liegt 
dieser Kall um kein Haar anders, als jener. 

Ks kann sich überhaupt bei der von uns befnrworteteii 
Trennnng von Verwaltung and Rechtspflege höchstens 
am «De Verzögening der Thätigkeit der erstem handeJn. 

rjnd auch diese wird bei näherer Betrachtung auf eia 
Minimum herabginken. Denn einmal ist nicht gesagt, daaa 
der Verwaltung das Recht pro^-isorischer Verfügung in 
dringenden Fällen solle genommen werden; hier wird eben 
der Reclitsstreit der Verwaltungsmassregel naclizufolgen 
haben. Sodann ist zu bedenken, dass auch bei Vereinigung 
der öffentlichen Rechtspfiege mit der Verwaltung d. h. also 
bei ünterdrnckong der erstem, man doch wenigstens ein 
Beschwerderecht als schwachen Abglanz des Klagerechtes 
geben masste, dass also in diesen Fällen durch Eiaholnng 
der Entscheidung oberer Verwaltungsstellen ganz dieselbe 
oder noch mehr Zeit zu Verlust geht als bei gerichtlicher 
Klage. 

Endlich wird bei der von uns verlangten Reform eine 
Hauptaufgabe anch die sein, eine der besondern Natur der 
Öffentlichen Rechte angemessene rasche Art des Verfah- 
rens zu finden. 

Der zweit« Einwand, dem wir zu begegnen haben, ist 
der, dass durch Zuweisung der öffentlichen^Rechtspflege au 
die Gerichte die Verwaltungsbehörden von erstem abhängig 
würden. , Sollte", meint Pöhlmann (über das Wesen der 
sogenannten administratiT-contentiösen Sachen S. 16j, „die 
Polizei- und Finanzbebörde, so oft es den Unterthaneu be- 
liebt, ein von ihr gegen ihn beanspruchtes Recht des Staats 
zu bestreiteu, hierüber vor dem Civilrichter Recht nehmen 
müssen , ao müsste sie in die vollkommenste Äbhängigkdt 
voll der JuBtizbehörde gerathen, denn derjenige, dessen Ent^ 



Daa Verfaseunggrecht. 89 

ihfiiduug von Andern anerkannt und befolgt werden musB, 
der ist doiih eigentlich Herr." 

Wir raten dem Leser, in voi-etehendem Satze statt 
^Behörde" „Gläubiger", statt „Unterthan" ^Schuldner" zu 
setzen, und die Widerlegung ist fertig. 

Nicht um eine Unterordnung handelt es sich hier, 
sondern um eine Theilung innerlich verschiedener Aufgaben. 
Eine Unterordnung der Verwaltung läge nur dann vor, 
wenn die Gerichte ihr gebieten könnten, was sie innerhalb 
ihrer rechtlichen Grenzen zu thun habe; davon ist aber 
keine Rede. So wenig die Gerichte einem Fabrikanten etwa 
vorschreiben können, ob er Baumwolle kaufen soll oder 
nicht, ao wenig sie also auf den privaten Geschäftsbetrieb 
Einfluss haben, eben so wenig würde ihnen durch Zuweisung 
der öffentlichen Itechtssprechung irgend fine Macht inner- 
halb des Wirkungski-eises der Verwaltung eingeräumt. Die 
Gerichte sollen lediglich daa Recht hüten, d. h, die Ueber- 
schreitung der rechtlichen Grenzen durch die Verwaltungs- 
behörden verhindern. Die Gerichte sind für die Verwaltung 
blos Schranke, die richterliche Thätigkeit beginnt, wo die 
der Verwaltung aufhört. Warum aber der Geist der Ver- 
waltung gegen diese Schranke sich so sehr auflehnt, das 
hat Bahr (Rechtsstaat S. 106) trefflich dargelegt. „Die 
Regierungsgewalt bedarf der Justiz nicht, um sich in 
ihrem Rechte zu schützen: sie thut das aelbat mit eigenen 
Mitteln. Da fühlt sie denn eine neben ihr stehende Recht- 
sprechung, die für Andere eben so sehr Schutz als Schranke 
ist, für sich nur als Scliranke". 

Und diese Schranke soll die Verwaltung fühlen; 
denn es ist die Rechtapriicbung nichts anderes als der ver- 
wirklichte objektive Herrsch er wUle, das angewandte Gesetz. 
Dass daa Gesetz geachtet und beachtet werde, ist die 
höchste Zweckmäasigkeit. Nicht der Wille der richtenden 
Personen iat es, der die Verwaltung beschränkt, sondern 
der Herrsch er Wille, das Gesetz, 
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Kaum begreiflich sind Stahl's Aeusserungen (a. a. 
0. II, 2 S. 446) über diesen Punkt. Er escamotirt einfach 
an die Stelle der Verwaltungsbehörden den Staat (nr Herr- 
scher) und wehrt sich dann allen Ernstes dagegen, dass 
man die Staatsgewalt einer ^dritten Macht^ unterordne. 
^Nach der Natur des Staats als eines sitthchen Reiches," so 
meint er, ;,kann nur er selbst, seine eigene beherrschende 
Macht, sohin die Regierung, das Urtheil über die gesetz- 
mässige Anwendung ihrer Funktionen haben, sie kann nicht 
für Vornahme derselben erst die Entscheidung der Gerichte 
als einer dritten Macht bedürfen, noch weniger kann sie 
selbst der Macht der Gerichte, deren Verurtheilung, Befehl 
und Vollstreckung unterUegen. Dächte man sich einen Zu- 
stand, dass über die Akte der Staatsgewalt, sei es vor ihrer 
Vornahme, sei es nachher, richterHche Entscheidung überall 
eintrete, wenn der Unterthan sich auf eine Rechtsverletzung 
beruft, so hätte damit der Staat aufgehört, wirkUch Staat, 
ein sittliches Reich über Individuen zu sein (^Phrase!), er 
würde selbst eine blose Privatpartei, seine Handlungen ver- 
lören den Charakter einer höheren Autorität, es käme ihm 
seine Herrschermacht gegen die Unterthanen nicht in an- 
derer Weise zu, als dem Gläubiger seine Befugniss gegen 
den Schuldner, und die Unterthanen hätten aufgehört, er- 
gänzende (??) GHeder des Staats, dieses sitthchen Ganzen 
zu sein, sondern ständen ihm als einem Subjekte ausser 
ihnen, als losgetrennte, unabhängige, gleichartige Subjekte 
gegenüber." 

Fast möchte man glauben, Stahl habe nie die Formel 
;,Im Namen Seiner Majestät des Königs" an der Spitze 
richterlicher Urtheile gelesen. 

Wenn der Herrscher bestimmte Organe für die Auf- 
gaben der Rechtspflege, andere Organe für die Aufgaben der 
Verwaltung bestellt und diese nun, je innerhalb ihrer Zu- 
ständigkeit, thätig werden, so ist nicht abzusehen, was in 
diesem Vorgange Staatswidriges solle enthalten sein. 
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Die beiden Gründe, welche man gegen die Ueber- 
tragung, der öffentlichen Rechtspflege an die Gerichte gel- 
tend macht, erweisen sich sonach als durchaus unstichhaltig. 

Ist aber diese Trennung folgerichtig vollzogen d. h. 
ist die ganze Rechtspflege den Gerichten, die ganze Ver- 
waltung den Regierungsbehörden übertragen, dann ist auch 
zwischen beiden Organisationen ein Streit über die Zustän- 
digkeit nicht mehr möglich und mithin die von Stahl so 
eifrig befürwortete Einrichtung eines ;,Competenzgerichts- 
hofes" (der dann nach Stahl's eigener Ansicht auch 
über die Staatsgewalt zu Gericht sässe) gänzlich über- 
flüssig. Denn es ist gar nicht einzusehen, zwischen was 
dieses Gericht eigentUch die rechtHche Grenze suchen 
sollte. Die Verwaltungsbehörden vertreten das Gemeinwol, 
die Gerichte bestimmen die Interessengrenze, das Recht. 
Zwischen der Interessengrenze aber und dem Interesse selbst 
lässt sich nicht wieder eine Grenze suchen. Ein solches 
Beginnen wäre ungefähr ebenso sinnlos, als wenn man 
zwischen dem gegebenen Mittelpunkte eines. Kreises und einem 
andern Punkte noch einen zweiten Mittelpunkt desselben 
Kreises suchen wollte. 

Das Verständniss für diesen einfach logischen Satz 
ist übrigens ein sehr seltenes. Bluntschli führt in 
seinem Commissionsbericht in der badischen U Kam- 
mer über das Verwaltungsorganisationsgesetz (Verhdlgn. 
vom J. 1861/63 3. Beil.-Heft S. 345 ff.) als Grund gegen 
die Vereinigung der ;,Justiz^ und „ Verwaltungsrechtspflege ^ 
an, dass aus derselben Zuständigkeitsstreitigkeiten mit den 
Verwaltungsbehörden entständen und die Privatrechtspflege 
in Gefähr gerate! 

Wir müssen nach dem bisher Erörterten vom Stand- 
punkte der Wissenschaft wie des praktischen Vortheils das 
Verlangen aufstellen, dass im Staate eine völlige Trennung 
der Organisation für die Rechtspflege und für die Verwal- 
tung statt finde. 
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Aucli däs kann nicht genügen, das man als oberste 
Instanz über die Verwaltongsoi^ane fär Streitigkeiten des 
öffentlichen Rechtes eine richteiiiche Behörde setzt, ein Ge- 
danke, den besonders Lntbardt in seiner Schrift ,Eio 
Verwaltnngsgerichtsbof aof Grand] age des bestehenden 
Rechts in Bayern" (Nördlingen 1867) läher ao^efiihrt hat. 
Diese Einrichtni^ hatte höchstens in so fem Wert, als äe 
den innerii Ztriespalt der Aufgabe einer richtenden Venrai- 
toug zum klaffenden Riss erweitern tind so durch eine ad 
ocolos demonstratio die völlige Loelösung der öffentlicheo 
Rechtsprechung ron der Verwaltungsorganisation beschlea- 
nigen würde. 

Abgesehen davon nun, dass die Trennung der Rechta- 
pilege und Verwaltung einer Forderung der Gerechtigk^ 
genug thut , würden sich aus ihr für das öffentliche Itecht 
insbesondere die wollhätigsteu Folgen ergeben. Und zwar 
nach einer doppelten Richtung. 

Es würde nenüich vor Allem die Gesetzgebung ge- 
nötigt, eine scharfe und klare Scheidung zwischen dem Ge- 
biete der öffentlichrechtlichen Ansprüche und dem der 
verw^tenden Thätigkeit vorzunehmen. Es müsste deutlich 
und bestimmt hervortreten, was die Verwaltung tbun moss 
beziv. nicht thuu darf und andrerseits, was sie nach freiem 
Ermessen, nach dem Gesichtspunkte der Zweckmässigkeit 
thun und lassen kaou. 

Es würde dann weiter, besonders im constitutionelleD 
Staate, das öffenthche Recht dem Einflüsse und dem Zanke 
der politischen Parteien entzogen werden und es würden 
damit Streitigkeiten, welche das öffentliche Leben auf das 
Tie&te aufzuregen pÜegen, durch objektiven richterlichen 
Spruch ihre Lösung finden. Dadurch würde die Regierung 
selbst gegenüber der Volksvertretung eine gefestigte Stell- 
ung gewinnen, da sie in der Lage wäre, auf den ihr gün- 
stigen Uichterspruch sich zu berufen (Vgl. Bahr S. 107). 
AndrerseitH würde die Volksvertretung für das überflüssig 
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werdende, höclist zweifelhafte Institut der Ministerverant- 
wortlichkeit eine weit wertvollere Garantie ihrer Rechte 
eintauschen. Denn nun wäre der Minister, welcher dem 
richterlichen Spruche, was knum denkbar ist, entgegen han- 
, dein BoUte, persönlich und strafrechtlich haftbar. Seine 
' dem gerichtlichen Spruche zuwiderlaufende Thatigkeit wäre 
I keine amtliche mehr, sondern einfacher Rechtsbruch, Auf 
I der andern Seite würde die Thorheit vermieden , eine 
I öffenÜichrechtliche Verantwortlichkeit fiir Verwaltungshand- 
' langen begründen zu wollen, die nicht aJs rechtswidrig, 
sondern nur als unzweckmässig angegriffen werden, und es 
würde die Volksvertretung auf den in solchem Falle allein 
richtigen Weg gewiesen, durch das moralische Gewicht ihrer 
lifeinung den Herrscher zur Entlassung seiner Minister zu 
bewegen, — 

Eine weitere Frage, die sich für uns erhebt, ist die, 
ob der Herrscher eine getrennte Organisation für die Privat- 
nnd fiir die öflentliche Rechtspflege einrichten oder dieselben 
Organe zu beiden Aufgaben berufen soll. 

Für die erstere Einrichtung pflegt man geltend zu 
machen , dass es dun Angehörigen des Bichterstandes an - 
derjenigen praktischen Einsicht in Verwaltungssachen 
fehle, welche sie befähige, über dieselben ein richtiges 
Urtheil zu fällen. Es erscheine angemessen, eigene , Ver- 
waltungsgerichtshöfe" einzurichten und solche vorzugsweise 
mit ehemahgen Verwaltungsbeamten zu besetzen, welchen 
eine längere Erfahrung im Verwaltungsdienste zur Seite 
stehe. 

Diese Ansicht und ihre Begründung beweist lediglich, 
dass diejenigen, welche dergleichen vorbringen, noch nicht 
zur klaren Erkenntniss darüber gelangt sind, um was es 
eich eigentlich liier handelt. Einfach nicht, wie man ohne 
viel Nachdenken zu sagen pflegt, um Verwaltungsgerichte 
d. h. Gerichte über Gegenstände der Verwaltung, sondern 
i Gerichte des öffentlichen Rechtes. Der Leser, der uns 
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bis hieLer anfmerksam gefolgt ist , wird den Unterschied, 
der hierin liegt, sofort einsehen. Gegenstand der richter- 
lidten Entscheidung ist lediglich die Frage, ob ein öffent- 
liclies Recht zustehe oder verletzt sei, nicht die, ob ame 
Verwaltungshandlung zweckmässig sei oder nicht. Dies ver- 
kennt Bluntschli in dem oben aogefiihrteu Commissions- 
berichte völlig und er zeigt zugleich, dass ihm der Kerur- 
punkt der ganzen Frage, die Natur des öffentJicljen Rechtes, 
dunkel gebheben ist. Er meint : ^Da die Verwaltungsstrei- 
tigkeiten immer im Geiste der Gesammtheit . . . und im 
Einblick auf die öffentliche Wolfahrt beurtheüt werden 
müssen, so ist staatsrechUiche, * politische und wirtscha^ 
liehe Vorbildung iiir die politische Behörde einu unerläss- 
licbe Voraussetzung . , . Wird das Verwaltuugsrecht in 
civilistischem Geiste gehandhabt, ... so gelangt der Öffent- 
liche Geist darin nicht zur vollen Anerkennung. (Dieser 
m^usB eben im Gesetze selbst zur Anerkennung kommen I) 
Allerdings, soweit die Gesetze die Bedingung und die 
Schranken des Verwaltungsrechts fest bestimmen, müssen 
dieselben ebenso getreu und aufrichtig zu Grunde gelegt 
werden, wie die Gesetze über das Privatrecht.'" Danebrai 
sei aber noch ein weiter Spielraum innerhalb der gesetz- 
lichen Schranken. „Der Ricbtei' in Verwaltungsstreitigkeiten 
würde daher weit Öfter als der Civiliichter in der Lage 
Bein, neben der Frage der Gesetz- und Rechtmässigkeit 
auch die der Zweckmässigkeit in Betracht zu ziehen.- 

Bluntschli begeht hier den Fehler, etwas in 
das Bereich der öffenthchen Rechtspflege zu ziehen, 
was dieselbe nicht berührt, Sie hat sich in der That mit 
der Zweckmässigkeit der Verwaltungshandltmgen gar nicht, 
sondern nur mit deren Rechtmässigkeit zu befassen. 

Und darum ist die Rechtsprechung in Streitigkeitea 
de» öffentlichen Rechtes ebenso gut eine rein logische Thä- 
tigkvit — Unterstellung eines gegebenen Thatbestandes unter 
dtu (icsetz — wie die Rechtsprechung in biiigerhchen 
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^^^r^tratigkeiten ; der Richter braucLt dort so weuig wie hier 
^^K technische Kenntiusse zu besitzen. Denn er prüft die Rand- 
^^B liingen nicht nach ihrer technischen Seite, sondern nach 
^^H ihrer rechtlichen. Die Bestellung eigner Gerichtshöfe des 
^^H ^ffeBtlichen Rechts ist sonach nicht notwendig. 
^^K Sie ist aber auch nicht uützhcb. Mit gutem tirunde hat 

^^v man de n Theil der öffentlichen Rechtspflege, der bereits allge- 
^^H meinder Rechtsprecbungübermesenist, die Strali'echtspflege, in 
^^B die Hände der ordeathchen Gerichte gelegt. Es ist bei den 
^^B manigfachen Tvisscnschaftlichen und praktischen W'ecbselbe- 
^^P Ziehungen des bürgerlichen und öffenthchen Rechtes nach- 
^^M theilig, wenn die an sich einheitliche Aufgabe der Rechts- 
^^B pfl^e zersplittert wird. Das AUerschädlichste wäre aber, 
^B diese Gerichte des öffenthchen Rechtes mit Verwaltuugsbe- 
^^1 amten zu besetzen. Denn es fehlt diesen vor Allem jeiiea 
^^M richterhche Bewusatsein, von dem wir oben sprachen. Wer 
^^1 gewohnt war, während einer langen Berufszeit das Öffent- 
^H liehe Recht nicht objectiv, sondern subjectiv vom Stand- 
^^1 punkte der Verwaltung zu betrachten, der wird sich später 
^H in die Rolle des Richters schwer hineinfinden und unwill- 
^^K kürlich stets unter dem Einflüsse seines Irüheru Berufs 
^^1 stehen. Es wkd aber aucb einem solchen Manne, bei dem 
^H Mangel jegücber Uebung , das strengjuristische Gefühl, die 
^^K eigentliche Technik des Richters, die scharfe logische Äuf- 
^H fasaung vei'loren gegangen oder doch geschwächt sein, be- 
^F sonders dann, wenn er bei durchgeführter Trennung ?on 
Rechtspflege und Verwaltung stets nur mit letzterer zu 
thun hatte. " 

Die Einsetzung besonderer Gerichte des öffentlichen 
Rechtes würde ferner die Reibung der Maschine unnötig 
erhöhen. Das ganze widerwärtige System der „Competenz- 
^^ couflikte'', mit welchem unendlich viel Zeit vergeudet wird, 
^L würde hier neu auHeben und es bedürfte eines eignen Ge- 
^H richtsbofes zwischan| beiden Geriubtsorgaotsationeu , wemi 
^B man sich nicht entsclihessen wollte, wenigstens den obersten 
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Gerichtshof für beide Arten von Gericliteo gemeinsam »a. 
machen. Th»t man aber dies letztere, dann ist kein Grund 
abzusehen, warum man im niedern Rechts/uge die Trenn- 
ung beibehalten soll. 

Die OrganiBEtion der Rechtspflege und Verwaltung ist 
in den positiven Staatsrechten die allerverschiedenste. In 
Europa lassen sich gegenwärtig wesentlich drei Systeme 
unterscheiden : 

1. Das englische System, beruhend auf der Vereinig- 
ung der Reclitspäege und Verwaltung in Einem Organe von 
richterhchem Charakter , dem Friedensrichter. Als Folge 
dieser Einrichtung ergibt sich, dass die friedensrichterlichen 
Verfügungen gleichfalls als Urtheile erscheinen und im 
ßechtszuge der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten angefochten 
werden. 

2. Das französische System, beruhend auf dem Grund- 
satz der Trennung voq Gerichten und Verwaltungabehörden. 
Dieser Grundsatz gestaltet sich jedoch in der Durchföhrang 
eigenthümhch. Es findet nemhch eine doppelte Gerichts- 
orgauisation statt, die eine selbstständig, die andere in 
enger Verbindung mit der Verwaltungsorganisation, (Juri- 
diction ordinaire der couseils de prefecture und des consaü 
d' etat; juridiction extraordinaire der Präfekten und Minister, 
der conseils de revision , der cour des comptes u. s. w.) 
Den Verwaltungsgerichten sind alle Streitigkeiten über- 
wiesen, bei welchen der Herrscher als solcher Partei ist, 
demnach sowol offentlichrechtliche Streitsachen, als auch 
fiscahsche Klagen (le contentieux; juridiction adminis- 
trative). 

Diese Einrichtung, Vielen ein anzustrebendes Ideal, 
hat keineswegs eine tiefere und innerliche, sondern eine 
rein äueeerliche und geschichtliche Begründung. Als nem- 
hch im Jahre 1790 die französische Assemblee an dieUm- 
gestaltung der Verwaltung ging, war sie sich vollkommen 
' Mar, daes es das theoretisch Richtigste sei, die Streitig- 
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keiteii des öffentlicheii Rechtes an die Gerichte zu verweisen. 
Dass sie dies nicht that, hatte einen sehr praktischen 
Grund, den nemhch, dass sie den Parlamenten, den Gerichts- 
höfen, kein Vertrauen schenkte. ;,En effet, T ordre judi- 
ciaire s'etait rendu s u s p e c t , et bien loin d' etendre ses 
attributions, l'Assemblee ne songeait plus qu'äl'amoindrir.^ 

(Dareste, la justice administrative en France. 
Paris 1862, p. 164.) 

So ist denn das gepriesene System des contentieux, 
das man in Baden nachzuahmen die unglückUche Idee hatte, 
(Gesetz vom 5. Oktober 1863 über die Organisation der 
inneren Verwaltung. Ausgabe von Weizel. Karlsruhe 
1864) lediglich ein Erzeugniss geschichtlicher Zufälligkeit. 
Schon damals aber, als dieses System geschaffen wurde, 
erkannte man vielfach die theoretische Wahrheit klarer als 
heut zu Tage. So sagte am 30. Mäo^-z 1790 der Deputirte 
Chabroud in der Assemblee: 

^jAussitot qu'un differend survient entre deux par- 
ticuliers, aussitot qu'une Opposition est formee, voilä un 
litige dont les administrateurs ne doivent pas connaitre, 
parce qu'ils ne sont pas juges; et s'il y a aucun motif 
d'en ravir la connaissance aux tribunaux ordinaires, il ne 
faut pas creer inutilement d'autre tribunaux. 

Dirait-on que les tribunaux ordinaires pourraient 
s' eriger en censeurs de Y administrative et la contrarier ? 
Je pense qu'ils seraient assujettis ä se conformer aux 
decisions d' ordonnance generale et que, s'ils s' en öcartaient, 
on aurait, pour les rappeler ä leur devoir, les memes moyens 
qui les forceront ä se conformer aux lois. 

Je conclus^que la Constitution ne doit rien excepter 
de la competence des tribunaux ordinaires." 

(Dareste, p. 164.) 

3. Das deutsche System besteht darin, dass alle bür- 
gerhchen und strafrechtlichen Streitigkeiten den Gerichten, 
alle übrigen aber den Verwaltungsbehörden überwiesen sind. 

Dr. S e y d e 1 , Allg. Staatslehre. 7 
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Dem deutscheu Systeme ist sonach der Unterschied der 
voie gracieuse und der voie contentieuse aus dem entgegen- 
gesetzten Grunde fremd, als dem enghschen Systeme. Wäh- 
rend England in öffentlichen Rechtssachen nur die Ivlage 
kennt (voie contentieuse), hat das deutsche Recht ledig- 
lich die Beschwerde (voie gracieuse). 

Dagegen theilen das französische und deutsche System 
die Einrichtung der ^.Competenzconflicte'^, die dem eng- 
lischen Systeme naturgemäss fremd bleibt. In England (wie 
auch in den Vereinigten Staaten, Belgien und Holland) entschei- 
den die richterlichen Organe über ihre eigne Zuständigkeit. 
Es ist unterhaltUch zu sehen, mit welcher Verlegen- 
heit das deutsche System der Verwaltungswillkür und das 
französische Bastardsystem nach einem passenden Organe 
zur SchUchtung der Grenzstreitigkeiten zwischen Rechts- 
pflege und Verwaltung suchen. In Franki-eich, Italien, 
Spanien und einigen deutschen Staaten ist die Entscheidung 
dieser Zuständigkeitsstreite einer Verwaltungsbehörde, dem 
Staatsrate übertragen; in Preussen, Bayern und Sachsen 
einem aus Richtern und Verwaltungsbeamten zusammenge- 
setzten besondern Gerichtshofe. In der Schweiz erkennt in 
den meisten Cantonen die gesetzgebende Gewalt (der grosse 
Rat) über Competenzconflicte. während in andern Cantonen 
die Organe der Gesetzgebung, der Rechtspflege und der 
Verwaltung zur Bildung eines Zuständigkeitsgerichtshofes 
zusammen wirken. Vielleicht liesse sich diese Uebersicht 
noch vermehren. Die hier gegebene mag zur Kennzeich- 
nung der beiden Systeme genügen. 

Wir können, indem wii* die Erörterung über die im 
Vorstehenden beleuchtete Frage schhessen, uns nur die Be- 
stimmung der deutschen Reichsverfassung vom Jahre 1849 
(§. 182) als Wunsch aneignen: ^Die Verwaltungsrechts- 
pflege hört auf; über alle Rechtsverletzungen entscheiden 
die Gerichte.^ 

Die in Verwirkhchung dieses Gnindsatzes von allen 
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fremdartigen Aufgaben entlastete Verwaltung würde sich 
erst voll und frei ihrem eigentUchen Wesen gemäss ent- 
wickeln können. 

Es wäre eine BetheiUgung der Staatsangehörigen durch 
Ehrenämter an der Thätigkeit der Verwaltung im weitesten 
Masse zulässig und wünschenswert; weit wünschenswerter 
als sie dies bei der Rechtspflege ist. Denn bei den Auf- 
gaben der Verwaltung wären die Vertreter der verschiede- 
nen Interessen in der That in der Lage, als Sachverständige 
mitzureden und mitzuraten; während sie bei der Rechts- 
pflege zu einem Urtheile über Fragen sich genötigt 
sehen, die sie nur mit dem Verständnisse des Laien zu er- 
fassen vermögen. In so weit die badische Verwaltungsor- 
ganisation den eigenthchen Zwecken der Verwaltung dient, 
ist sie aller Beachtung würdig, — 

Die Verfassung des Heeres und der äusseren Bezieh- 
ungen erheischt vom Standpunkte der allgemeinen Staats- 
lehre keine genauere Betrachtung. Insbesondere können 
wir hier von einer näheren Ausführung absehen, da wesent- 
liche Irrthümer in diesen Gebieten nicht zu verzeichnen sind. 
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YI. Abschnitt. 

Das Recht des Verfahrens. 

Das Recht des Verfahrens hat darüber Bestimmung 
zu treffen, in welcher Form die zur Wahrnehmung der 
Staatsaufgaben berufenen Organe thätig werden sollen. 

Es regelt sonach: 

1. das Verfahren der Gesetzgebung, 

2. das Verfahren der Rechtspflege, 

3. das Verfahren der Verwaltung. 

Auch für die Thätigkeit der Heeresorganisation und 
der Organisation der äussern Beziehungen sind allgemeine 
Normen denkbar. Doch liegt es in der Natur beider, die 
grösstmögliche Freiheit der Bewegung obwalten zu lassen. 

Hier ist der einzelne Fall für das Handeln zunächst 
bestimmend und es erscheint zweckmässiger, dass die Regeln 
der Technik und der Erfahrung als dass feste Rechtssätze 
entscheiden. 

Anders bei der Gesetzgebung, der Rechtspflege imd 
der Verwaltung, wo die Art der vorgesteckten Zide eine 
sichere Norm des Verfahrens verlangt, und zwar am 
Meisten bei der Gesetzgebung und der Rechtspflege. Denn 
die Objectivität der hier wie dort gestellten Aufgaben er- 
fordert auch eine objective Ordnung der Thätigkeit. 

Wir müssen es uns indess versagen auf die Ordnung 
des Verfahrens im Einzelnen einzugehen ; eine solche Er- • 
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örterung bleibt füglich er der Darstellimg des positiTeu 
EechteB überlassen. 

Es sei uns nur gestattet, in kurzen Zügen die Merk- 
male hervorzubeben, welche das Verfahren der Rechtspflege 
und der Verwaltung unterscheiden. 

Anfgaba der Rechtspflege ist es, dafür zu sorgen, dass- 
kein Interesse durch Uebersch reitung der Eecbtsgrenze ver- 
letzt werde. Dies gilt gleichmässig für die bürgerliche wie 
für die öffentliche Rechtspflege. 

Ob ein Interesse iji dieser Weise verletzt worden sei, 
wird demjenigen zunächst empfindlich, der es behütet, 

Würde man dem Gerichte die Aufgabe zumuten, über- 
all zuzusehen, ob ein Interesse verletzt sei, und auf Grund 
dieser Wahrnehmung einzuschreiten, so würde man ihm 
sowoH eine Last auflegen, der ea nicht gewachsen wäre, 
als auch es aus seiner objectiven Rolle herausdrängen. 
Damm wird das Gericht nur thätig, wenn der, dem das 
Unrecht füldbar geworden, sich beklagt. Ob er sich be- 
klagen will oder nicht, mag für ihn einem Dritten gegen- 
über Frage der Pflicht sein, dem Gerichte gegenüber be- 
steht eine Pflicht zur Klage nicht. 

Ein Anderes ist es bei der Verwaltung, Diese hate» 
nicht mit Entscheidung von Interessenstreitigkeiten, son- 
dern mit thätiger Wahrnehmung von Interessen zu thun, 
Die Verwaltung handelt daher nicht auf Anrufen, sondern 
zunächst aus eigenem Antriebe. Innerhalb der ihr vom 
Rechte gezogenen Grenzen ist sie voUkommen fi'ei, sie kann 
thun, sie kann lassen was sie wiU ; Niemand hat einen recht- 
lichen Anspruch auf ihr Thun oder auf ilir Nichtthun. Ea 
gibt sonach eine Klage gegen die Verwaltung nui' auf Grund 
der Ueberschreitung der Rechtsgrenze, nie auf Grund ihre» 
Handelns innerhalb derselben. Weim daher Jemand der 
Meinung ist, dass die Thätigkeit oder Unthätigkeit einer 
Verwaltungsbehörde eine rechtswidrige sei, so mag er Klage 
stellen; will er aber ledighch die Zweckmässigkeit oder 
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Notwendigkeit einer Verwaltungsmassregel bestreiten , so 
kann er bei den Gerichten keine Hilfe finden. Mit andern 
Worten: nicht jede Handlung der Verwaltungsbehörde, 
welche den Einzelnen beschwert, verletzt ihn auch in seinem 
Rechte ; gerade so wie nicht jede Handlung eines Einzelnen, 
die seinem Nebenmenschen lästig ist, einen Rechtsbruch 
enthält. In diesem Sinne ist sowol für das Privat- als für 
das öffentliche Recht der Satz gesprochen: Qui iure suo 
utitur, neminem laedit. 

Immerhin mag aber der Einzelne gegenüber der Ver- 
waltung in einem solchen Falle versuchen, dieselben zu 
einem andern Willen zu bringen. 

Dabei kann 

1. sein Gedankengang der sein, dass eine gewisse, ihm 
wünschenswerte Thätigkeit der Verwaltung in deren Auf- 
gabe liege, dass also sein Interesse nur die concrete Er- 
scheinungsform eines allgemeinen Interesses sei. Hier wird 
er ein Gesuch stellen. 

2. Sein Gedankengang kann ferner der sein, dass die 
Verwaltungsbehörde, wenn ihr alle Umstände eines Falles 
so bekannt wären wie ihm, und wenn sie dieselben unter 
demselben Gesichtspunkte betrachten würde wie er, anders 
handeln würde als sie gehandelt hat. Hier wird er eine 
Vorstellung an die Behörde richten. 

3. Endlich kann Jemand der Ansicht sein, dass eine 
ihn zwar beschwerende , aber nicht verletzende Handlung 
einer Behörde dem Willen der höheren Behörde oder des 
Leiters der Verwaltung selbst nicht entspreche, dass diese 
Letzteren wenn sie selbst zu handeln gehabt hätten, anders 
gehandelt haben würden. 

Dies wird er insbesondere dann annehmen, wenn die 
Thätigkeit der Behörde, welche ihm lästig ist, ihm nicht mit 
dem in der Verordnung ausgesprochenen Verwaltungswillen 
übereinzustimmen scheint. 



